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Editorial

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

„Ein Plan, den man nicht ändern kann, ist 
schlecht“. Ein wahrer Satz in diesen Tagen. 
Urheber dieser weisen Worte war Sallust – 
und das vor bereits über 2.000 Jahren. Er 
war ein römischer Geschichtsschreiber 
und Politiker. Unser Plan für diese Aus­
gabe sah ein umfangreiches Interview mit 
Innenminister Michael Stübgen vor, in 
dem er sich den Fragen der Kolleginnen 
und Kollegen der Brandenburger Polizei 

stellt. Der Plan sah auch Artikel zur Hospitation im Ausland und eini­
ges anderes mehr vor. Kurzum, diese Ausgabe sollte ganz anders aus­
sehen. Das war der Plan und dann brach der Sturm über uns herein.
Ein Virus legt zurzeit fast alles lahm und es ist müßig, all die Einschrän­
kungen und Veränderungen der jüngsten Zeit zu wiederholen. Ich bin 
mir sicher, jede und jeder von Ihnen ist in irgendeiner Form betroffen. 
Vom Home-Office inklusive unterforderter Kinder, Urlaubsausfall, 
Überstunden, soziale Isolation…bis hin zu leer(er)en Supermarkt­
regalen. Kaum jemand kann gerade so weitermachen wie zuvor, auch 
wir nicht. Und doch wollen wir nicht in Schockstarre verharren und 
ändern eben den Plan. 
Zu lesen gibt es nun einen Beitrag über die Arbeit des Koordinierungs­
zentrums Krisenmanagement, kurz KKM. Aktuell koordiniert der inter­
ministerielle Krisenstab „Corona“ dort Belange der Ressorts oder erhebt 
und steuert Informationen. Geplant war ein solcher Beitrag schon län­
ger, nun ist er aktueller denn je. Unter der Rubrik „Forschung“ gibt es 
einen Artikel über Kommunale Kriminalprävention. Dafür konnten wir 
Markus Kober vom Nationalen Zentrum Kriminalprävention (NZK) 
als Autor gewinnen.
Unsere Spezialeinheiten suchen Nachwuchs, das ist nicht ganz einfach. 
Spannend ist der Job für so Manchen, die Voraussetzungen erfüllen 
oft nur Wenige. Für diese Ausgabe gewähren die Kolleginnen und Kol­
legen des SEK und MEK einen Einblick in ihren dienstlichen Alltag.
Vielleicht hat sich die Lage etwas beruhigt, wenn Sie diese Ausgabe 
der info110 in den Händen halten. Ich wünsche es uns sehr. Wir hof­
fen, sie haben trotz aller aktuellen Herausforderungen Freude an die­
ser neuen Ausgabe und sind gespannt auf die vielfältigen Themen. Ich 
wünsche Ihnen an dieser Stelle vor allem Gesundheit, denn – um die­
sen Text auch mit einem weisen Sinnspruch zu schießen: Ohne Gesund­
heit ist alles Nichts. (Arthur Schopenhauer)

Viel Spaß beim Lesen.

Katrin Böhme
info110-Chefredakteurin

VORGESTELLT MEK & SEK
der Polizei Brandenburg	 42

CORONA-VIRUS Koordinierungs- 
zentrum Krisenmanagement	 12

PRAXIS Drohnen im Einsatz – 
ein Projekt wird Alltag	 22

IMPRESSUM 

Herausgeber: Ministerium des Innern 
und für Kommunales 
des Landes Brandenburg

Redaktion: Martin Burmeister (verantw.), 
Katrin Böhme

Anschrift: Henning-von-Tresckow-
Straße 9-13, 14467 Potsdam
E-Mail: info110@mik.brandenburg.de
polizei.brandenburg.de/info110

Redaktionsbeirat: Ulrich Wiesicke, 
Tino Zitzmann, Anja Resmer, Dörte Röhrs, 
Ines Filohn, Ingo Heese, Heiko Schmidt, 
Christoph Koppe, Gabriele Krümmel, Robert 
Bechmann, Norbert Remus, Catrin Pan

ISSN 1430-7669

Layout: Rosenfeld.MRDesign
Druck: LGB (Landesvermessung und 
Geobasisinformation Brandenburg)

Fotos: Maik Kettlitz, Ronny Wunderlich, 
Kristin Baumert, Katrin Böhme, Christoph 
Koppe, Polizei Brandenburg, Archiv,  
AdobeStock (Symbolbilder Seiten 1,7,8,12, 
13,62, 64)

28. Jahrgang, Nr. 1/2020
Auflage 5.000
Redaktionsschluss: 30. April 2020

Wir danken allen Verfasserinnen und Verfas-
sern für die in dieser Ausgabe veröffentlich-
ten Beiträge. Die mit Namen versehenden 
Beiträge geben nicht in jedem Fall die Mei-
nung der Redaktion wieder. Die Redaktion 
behält sich das Recht der Kürzung vor.

33

Aktuelle 
Informationen 
der Polizei 
Brandenburg 
finden Sie 
auch auf

Inhalt

INHALT

22

INTERVIEW

5 Fragen an Mike Jakowski	 10

TITELTHEMA
Koordinierungszentrum Krisenmanagement	 12
Aufgaben KKM, KGS  und KatS-Stab	 20
Kräfte bündeln 	 20
POLIZEIPRAXIS

Drohnen – Allheilmittel für die Polizei?	 22
RECHT & WISSEN

In Zukunft Funkstille? 	 30
Polizei-Twitter zwischen Klickzahlen 
und Datenschutz	

AUS DER HOCHSCHULE 

Masterstudiengang Kriminalistik 	 32
im Land Brandenburg 	

PRÄVENTION 

Von der Sturm- und Drang- 	 36
zur Konsolidierungsphase 	

REPORTAGE

Das Mobile Einsatzkommando 	 42
der Polizei Brandenburg 	

Das Spezialeinsatzkommando 	 48
der Polizei Brandenburg 	

ZUSAMMENARBEIT

Gemeinsames deutsch-polnisches 	 56
Polizeiteam in Guben/Gubin 

VERMISCHTES

Günstiger mit Bus und Bahn	 62
FEUILLETON

Filmtipp: Four Lions	 64
„Allemal besser als das	 65
Dschungel-Camp …“

Buchtipp: Fake News	 66
KNOBELECKE	 67



54

IM FOKUSIM FOKUS

im Lausitzer 
Braunkohlerevier

»Ende Gelände« Versucht man den Polizeieinsatz rund um das Lausitzer Tagebaurevier Ende 2019 mit einem Wort zu 

beschreiben, wäre es wohl „gigantisch“.  Allein die Fläche des Einsatzraumes, war mit über 1.000 
Quadratkilometern, einschließlich 390 Kilometern Gleisanlagen, zwei Kraftwerken und zwei Tage-

bauen, riesig. Die Lausitz Energie Bergbau AG fuhr die Leistung des gesamten Kraftwerkes Jänsch-

walde vorsorglich auf ein Minimum herunter. Binnen weniger Tage unterstützten 2.700 Einsatz-

kräfte aus dem gesamten Bundesgebiet die Direktion Süd. Der Einsatz selbst, genauer die BAO „Gru-

be“, lief über 80 Stunden. An drei Verpflegungspunkten wurden mehr als 10.000 Mahlzeiten 

ausgegeben. Über 4.000 Personen nahmen an insgesamt 41 Versammlungen und Protesten 

teil. Dem beschlossenen Kohleausstieg 2030 steht (nicht nur) in der Lausitz der Strukturwandel einer 

ganzen Region gegenüber. Wird es gelingen, einem Landstrich, der von der Kohle lebt, eine neue 

Identität mit neuen Arbeitsplätzen zu geben – Klimaschutz versus Identität und Lebensgrundlage ei-

ner ganzen Region. Etwa 8.200 Arbeitsplätze sichert der Braunkohlenbergbau in der Lausitz, ein-

schließlich der Beschäftigten von Zulieferern und der allgemeinen Versorgung sind es 25.000.
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Eine der beliebtesten Info-Broschüren der Polizei Branden-
burg wurde neu aufgelegt. „Leinen los! – Informationen für 
Freizeitkapitäne“ heißt das handliche Nachschlagewerk für 
Wassersportler. Wichtige Verhaltensregeln auf dem Wasser, 
Schifffahrtszeichen oder Sicherungsmaßnahmen sind in 
der durch das MIK komplett überarbeiteten Ausgabe über-
sichtlich zusammengestellt. Jetzt neu: Wichtige Infos zum 
Wassersport im Spreewald oder Lausitzer Seenland und 
ein Bootspass zum Heraustrennen. Die Broschüre er-
scheint in Kürze in der 8. Auflage, 9.000 Stück sollen 
verteilt werden.

»Carl & Carla« 
am Carl-Thiem-Klinikum

Die Bauarbeiten für die neue Kindertagesstätte am 
Cottbuser Carl-Thiem-Klinikum (CTK ) stehen vor dem 
Abschluss. Gute Nachrichten also für das größte Kran-
kenhaus Brandenburgs und gleichzeitig für den Polizei-
standort Cottbus. In der Einrichtung können zukünftig 
neben Krankenhausmitarbeitern auch Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Polizei ihre Kinder betreuen lassen. 
Auf den durch Schichtdienst geprägten Arbeitsalltag der 
Eltern hat sich der Betreiber, die Kinderwelt gGmbH, 
mit bedarfsorientierten erweiterten Öffnungszeiten ein-
gestellt. Die geplante Eröffnung der Kindertagesstätte 
musste auf Grund der Einschränkungen durch die aktu-
elle Corona-Pandemie verschoben werden.

„Leinen los!“

Informationen für Freizeitkapitäne

Ministerium des Innern und für Kommunales 

des Landes Brandenburg (MIK)

Henning-von-Tresckow-Straße 9 – 13 | 14467 Potsdam
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Wirtschaftsweise:

Weibliche 
Verstärkung

Leinen Los!

Zwei Ökonominnen hat die Bundesregierung 
als neue Mitglieder des fünfköpfigen „Sachver-
ständigenrats zur Begutachtung der gesamt
wirtschaftlichen Entwicklung“ vorgeschlagen. 
Veronika Grimm ist Expertin für Energiemärkte 
und Verhaltensökonomie, Monika Schnitzer für 
Innovationsförderung und Wettbewerbspolitik. 
Damit sind erstmals zwei der fünf Wirtschafts-
weisen Frauen. 
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CARTOON VON THOMAS LEONHARDT

Mit Humor und spitzem Stift

Wechsel zur 
Heilfürsorge
Ein Jahr lang hatten Angehörige der Brandenburger 
Polizei der Chance, sich für einen Wechsel von der 
privaten Krankenversicherung zur Heilfürsorge zu 
entscheiden. Die wichtigsten Zahlen: 2129 Kollegin-
nen und Kollegen machten bis Ende 2019 Gebrauch 
von der Wechselmöglichkeit, das entspricht etwa 64 
Prozent der Berechtigten. 12 Kolleginnen und Kolle-
gen haben ihren Wechsel nach dem 31.12.2019 wie-
der rückgängig gemacht.

140.000 Waffen 
in Brandenburg
Die Zahl der in Brandenburg registrierten Waffen 
steigt weiter an. Von Mitte vergangenen Jahres bis 
zum Februar 2020 wuchs die Zahl der Waffen und 
Waffenteile um fast 4.000. Dem gegenüber blieb die 
Zahl der Waffenscheine konstant bei 103. Die Zahl 
des so genannten „kleinen Waffenscheins“, mit dem 
Reizgas- und Schreckschusswaffen geführt werden 
dürfen, lag bei 17.574. 

Nur echt mit 
96 Zähnen
Schon fast ein Jahr lang gibt es eine Son-
derbriefmarke der „Polizeien des Bundes 
und der Länder“. Herausgegeben wurde 
das Sonderpostwertzei-
chen vom Bundesministe-
rium der Finanzen. Die 
Sonderbriefmarke hat 
einen Wert von 155 Cent 
und ist in den Verkaufs-
stellen der Deutschen 
Post AG erhältlich.

Entspannte 
Hauptstadt
Die aktuelle Pandemielage senke nach Aussage der 
Berliner Polizeipräsidentin Barbara Slowik die Be-
lastung der Hauptstadtpolizei. „Wir haben keine 
Staatsbesuche, keine Versammlungen, keine Stra-
ßenfeste, keine Bundesligaspiele. Der Verkehr ist 
stark reduziert, es gibt viel weniger Menschen im 
Personennahverkehr“, begründete dies die Polizei-
präsidentin gegenüber dem Tagesspiegel. 

AKTUELL+++AKTUELL+++AKTUELL+++AKTUELL+++AKTUELL +++

polizei-newsletter.de
Aufmerksamkeit wirksamer 
als Verurteilung
Bielefelder und Münsteraner Wis-
senschaftler legen Ergebnisse 
der Langzeitstudie „Kriminalität 
in der modernen Stadt“ vor. Er-
gebnis u. a.: In der dritten Einwan
derungsgeneration konnten die 
Forscher keine gravierenden Un-
terschiede zwischen männlichen 
Jugendlichen deutscher, türki-
scher oder osteuropäischer Her-
kunft mehr feststellen. Die Ge-
waltkriminalität ist seit Mitte der 
2000er Jahre deutlich zurück
gegangen, bei Jugendlichen und 
Heranwachsenden sogar um die 

Hälfte. Von Verurteilung auch be-
reits bei leichten Straftaten sei 
abzuraten.   ➜Polizei-Newsletter 
Nr. 241, Mai 2020

Zuwanderer oft mit Studienabschluss
Zuwanderer haben häufiger ein 
Studium absolviert als Menschen 
ohne ausländische Wurzeln. 34 
Prozent der neu Zugewanderten 
haben nach einer Studie des Insti-
tuts für Arbeitsmarkt und Berufs-
forschung ein Studium absolviert, 
unter den Menschen ohne auslän-

dische Wurzeln liegt diese Quote 
bei 23 Prozent.  ➜ Polizei-News-
letter Nr. 241, Mai 2020

Covid-19- Auswirkungen 
auf Polizeiarbeit
Eine ad-hoc-Studie in den USA 
(Stand 13.04.2020) zeigt, welche 
Auswirkungen Covid-19 auf die 
Polizeiarbeit dort hat: Deutlich 
reduzierte Notrufe, aber auch 
(so angeordnet) deutlich weniger 
Verhaftungen und Präsenz im öf-
fentlichen Raum, um Kontakte zu 
vermeiden. Die Studie wird aktua-
lisiert werden. ➜Polizei-Newslet-
ter Nr. 241, Mai 2020
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INTERVIEW

Revierpolizei, Wach-und-Wechseldienst, Kripo, 
Verwaltung – es gibt fast 60 verschiedene „Berufe“ 
bei der Polizei. So vielfältig die Tätigkeiten sind, so 
verschieden sind auch die Kolleginnen und Kolle-
gen, die jeden Tag aufs Neue ihren Job machen. Hier 
stellen wir sie vor, die Gesichter unserer Polizei.

INTERVIEW

IN EIGENER SACHE
Für diese Ausgabe galt ein wesentlicher Bei-
trag als gesetzt: Das Interview mit Innenminis-
ter Michael Stübgen. Darin wollte er sich Ihnen 
persönlich vorstellen und Ihre direkten Fragen 
beantworten. So war es geplant. 

Doch dann brach eine Pandemie über uns he-
rein, deren Ausmaße kaum jemand erahnen 
konnte. Fortan war alles in Bewegung. Wir sind 
sicher, jede und jeder von Ihnen ist davon in 
irgendeiner Form betroffen: vom Home-Office 
inklusive unterforderter Kinder, von Urlaubs
ausfall, Überstunden, sozialer Isolation … bis 
hin zu leer(er)en Supermarktregalen … Seither 
gab es kaum Zeit, um zur Ruhe zu kommen.  
Pläne wurden gemacht und wieder verworfen. 
Alltag – beruflich und privat – ist derzeit schwer 
planbar! Zurzeit und sehr wahrscheinlich noch 
eine ganze Weile, wird die Corona-Lage unser 
Leben bestimmen.

Unserem Aufruf im Landesportal des polizei
lichen Intranets, dem Minister die Fragen zu
stellen, die Sie wirklich interessieren, folgten
viele Kolleginnen und Kollegen. Weit über 60
Fragen erreichten die info110-Redaktion. Für 
Ihre Initiative und und Offenheit möchten wir 
ausdrücklich Danke sagen. Diese Mühe soll 
keinesfalls umsonst gewesen sein. Wir wissen, 
Sie warten auf Antworten. Wir werden dieses 
Interview nachholen, das ist der Plan. In der 
kommenden Ausgabe, wenn sich die Lage hof-
fentlich weiter beruhigt hat, wird sich der In
nenminister Ihren Fragen stellen.

Idealerweise soll jede und jeder, die bzw. der
eine Frage gestellt hat, auch eine Antwort be-
kommen. Dazu haben wir alle Fragen in The-
menkomplexen zusammengefasst und hoffen
so möglichst viele Themen im Interview unter-
bringen zu können. Das Gespräch und der Bei-
trag dazu in diesem Mitarbeitermagazin, ist also
verschoben, nicht aufgehoben – das sei an die-
ser Stelle versprochen.

Katrin Böhme
info110-Chefredakteurin 

Was hat Sie an dieser neuen Auf-
gabe bisher am meisten über-
rascht?
Besonders überrascht hat mich 
die Dynamik und Vielfalt der Be­
lange. So waren auch aus polizei­
licher Sicht am Wochenende ge­
troffene verwaltungsgerichtliche 
Entscheidungen zum vorübergehen­
den Baustopp zu beachten. Die Ge­
schwindigkeit der Veröffentlichung 
von Informationen über Printme­
dien, TV und sozialen Netzwerken 
ist schon sehr beeindruckend und 
stellt mich vor besondere Heraus­
forderungen, was die zeitgerechte 
Einholung und Verifizierung von 
Informationen angeht. 

Hand auf’s Herz, wie stehen Sie 
zur Ansiedlung der TESLA-Giga-
fabrik in Brandenburg? 
Ich persönlich halte die Ansiedlung 
für einen großen Erfolg mit hoher 
Signalwirkung für das Land Bran­
denburg als Wirtschaftsstandort. Mit 
meiner Familie verbringe ich sehr 
viel Zeit in der Natur und insbeson­
dere auf und an den Gewässern im 
Oder-Spree Seengebiet. So habe ich 
Verständnis für die Besorgnis von 
Bürgern, die sich bei einem Bauvor­
haben dieser Größenordnung, nahe 
dem Naturschutzgebiet Löcknitz­
tal, Sorgen um die Umweltverträg­
lichkeit machen. Letztlich bestehen 
in Deutschland hohe Umweltstan­
dards, deren Einhaltung im Geneh­
migungsverfahren des Landesam­
tes für Umwelt und in der Umset­
zung durch Tesla zu berücksichtigen 
sind. Ich betrachte die Elektro-Mo­
bilität als wichtige Übergangstech­
nologie und erkenne an, dass das 
Land Brandenburg dafür die not­
wendigen Voraussetzungen als In­
dustriestandort bereitstellt. 

te Firma. Das Bauvorhaben wurde 
mit Bekanntwerden in der Bevöl­
kerung diskutiert und von örtli­
chen wie überörtlichen Medien 
fortlaufend begleitet. Im Ministe­
rium wurde eine Task Force einge­
richtet. Gleichzeitig waren mehrere 
Behörden und Ämter mit der Bear­
beitung der erforderlichen Unter­
lagen und Anträge beauftragt. Die 
Polizei als Träger öffentlicher Be­
lange wird sich in verschiedenen 
Antragsteilen einbringen müssen. 

Warum braucht es einen geson-
derten TESLA-Beauftragten der 
Brandenburger Polizei?
Bereits vor Abschluss des Kaufver­
trages erfolgten erste bausichernde 
und vorbereitende Maßnahmen 
auf dem künftigen Tesla-Gelände. 
Dazu gehörten beispielsweise die 
Absuche nach bzw. Neutralisation 
von Weltkriegsmunition in Verant­
wortung des Landesbetriebes Forst 
oder das Roden eines Waldgebie­
tes durch die von Tesla beauftrag­

ten Schritte erfolgreich gemeistert. 
Die Zusammenarbeit hat sich ein­
gespielt. Ich freue mich auf die ge­
meinsame Bewältigung der anste­
henden Aufgaben. 

Gibt es aus polizeilicher Sicht 
weiteres Konfliktpotenzial? 
Die Anfangsphase war geprägt 
von einem konsequent umgesetz­
ten Baufortschritt, noch bevor die 
abschließende Genehmigung zur 
Errichtung der Gigafactory vor­
lag. Das daraus resultierende Kon­
fliktpotenzial wird sich in Abhän­
gigkeit der in Aussicht stehenden 
Genehmigung abschwächen. Mit 
Baufortschritt rechnen wir eher 
mit typischen Sachverhalten im 
Zusammenhang mit Großbaustel­
len. So sind zum Beispiel die Ver­
kehrssituation durch eine hohe 
Frequentierung von Lastkraftwa­
gen, Diebstahlshandlungen oder 
Sachbeschädigungen an Bauma­
schinen Gegenstand der voraus­
schauenden Beurteilung der La­
ge. Das hohe Interesse innerhalb 
der Bevölkerung und der Medien 
zieht auch fortlaufend so genannte 
„Spotter“ zum Baustellengelände. 
Dabei kommen nicht selten Droh­
nen zum Einsatz. Da sich das Bau­
stellengelände in unmittelbarer Nä­
he zur Autobahn, zu Gleisanlagen 
und teilweise innerhalb der Kon­
trollzone für den Luftverkehr befin­
det, sind hier besondere Einschrän­
kungen bis hin zu Einsatzräumen 
der Polizei zu beachten. Nicht alle 
Drohnenführer halten sich an gel­
tende Bestimmungen.

Ab Oktober soll eine weitere Flä­
che von 60 Hektar Wald auf dem 
Gelände gerodet werden. Hier sind 
erneute demonstrative Aktionen 
nicht ausgeschlossen. 

Gleichzeitig werden auch die An­
forderungen an die Polizei hinsicht­
lich der Bewältigung ihrer gesetzlich 
zugewiesenen Aufgaben ansteigen. 
Um den vielfältigen Belangen an 
die Polizei gerecht zu werden und 
Informationsabläufe zu koordinie­
ren, wurde mit Beginn der Bauvor­
bereitung bis zum geplanten Eröff­
nungstermin der ersten Ausbaustu­
fe des Tesla-Werkes der Beauftragte 
„Tesla“ eingesetzt. Die polizeiliche 
Aufgabenerfüllung betrifft viele Be­
reiche der Direktion und wird als 
gemeinsame Aufgabe verstanden. 
So ist der Beauftragte beim Leiter 
der Polizeidirektion angesiedelt.  

Was sind denn aktuell die drin-
gendsten Themen, zu denen Sie 
gefragt werden? 
In den vergangenen Wochen wa­
ren Einsatzkräfte der Polizei ins­
besondere als neutraler Garant der 
Versammlungsfreiheit bei der Be­
gleitung mehrerer Veranstaltun­
gen und Versammlungen „pro“ wie 
„contra“ zur Ansiedlung von Tes­
la gefragt. Spezielle Herausforde­
rungen ergaben sich aus zwei de­
monstrativen Baumbesetzungen 
auf dem Tesla-Gelände oder Ver­
stößen gegen das Betretungsver­
bot der Amtsgemeinde Grünheide 
(Mark). Durch die Aktion an den 
Bäumen sollte deren Fällung ver­
hindert oder zumindest verzögert 
werden. Diese Sachverhalte galt es 
durch die eingesetzten Kräfte mit 
der nötigen Sensibilität zu bewäl­
tigen und durch mich als Beauf­
tragten mit den jeweiligen Partnern 
verlässlich zu kommunizieren. Be­
sonders in der Anfangsphase, bei 
der sich Verfahrensweisen der Zu­
sammenarbeit erst entwickeln, war 
dies aus meiner persönlichen Sicht 
spannend. Mittlerweile sind die ers­

MIKE JAKOWSKI
Kriminalhauptkommissar 
Mike Jakowski ist seit über 25 
Jahren Polizist. Seit wenigen 
Wochen ist der 47-Jährige nun 
Beauftragter „Tesla“ der Poli-
zeidirektion Ost. Die Ansied-
lung einer Gigafactory des 
Elektro-Auto-Pioniers TESLA 
in Grünheide (LK Oder-Spree) 
war die Nachricht der vergan-
genen Monate. Wirtschaftlich 
ein großer Erfolg, infrastruk-
turell ein Problem, ökologisch 
umstritten – eine Gemenge-
lange. Noch bevor auch nur 
ein Kompakt-SUV mit Elekt-
roantrieb in Grünheide vom 
Band gerollt ist, sorgen die 
Interessen vieler Beteiligter 

für Konflikte. Auch für die Polizei entsteht eine neue Arbeits
rate. Um Fragen und Interessen mit Sicherheitsbezug in Zusam-
menhang mit der TESLA-Fabrik an einer Stelle zu bündeln, in
stallierte die Direktion Ost die Funktion des Beauftragten „TES-
LA“. Mike Jakowski ist Vater von zwei Töchtern im Alter von 19 
und 12 Jahren und lebt mit seiner Familie in Wiesenau. Vor der 
Beauftragung war er im Stabsbereich FüSAL des ehemaligen PP 
Frankfurt (Oder), im Direktionsstabsbereich Einsatz der PD Ost 
und zuletzt in der Kriminalpolizei der Direktion tätig.

5 FRAGEN AN ...
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Ich begrüße Sie im Intermi­
nisteriellen Koordinierungs­
stab“, sagte Staatssekretär Mi­
chael Ranft aus dem MSGIV 
(Ministerium für Soziales, Ge­
sundheit, Integration und Ver­

braucherschutz) zu seinen teil­
weise neuen Mitarbeitern. In sei­
ner Doppelfunktion als Stabslei­
ter ergänzte er sogleich mahnend: 
„Wir haben eine sich ausbreiten­
de Infektionskrankheit und ich 
möchte, dass wir hier die Infekti­
onsschutzregeln besonders strikt 
handhaben.“ Er spielte auf den 
Mindestabstand von 1,5 m an, der 
bei der Sitzverteilung am ersten 
Tag noch nicht komplett berück­
sichtigt wurde. Neben Michael 
Ranft saß mit korrektem Abstand 
Staatssekretär Uwe Schüler aus 
dem MIK als weiterer Stabsleiter. 
„Die klassische doppelte Armlän­

COVID-19
Koordinierungszentrum 

Krisenmanagement

Physical Distancing

In den Räumen des Koordinierungs-
zentrum Krisenmanagement der Landes­
regierung, kurz KKM, wird es bei einer 
Lageeinweisung üblicherweise richtig 

voll. Waldbrand- oder Hochwasserlagen 
wurden von hier aus bereits koordiniert. 
Die aktuelle Corona-Lage ist eine Krisen­

situation, die abgestimmtes Handeln 
und die Koordinierung vieler Mitstreiter 
nötig macht – Auszüge aus der Arbeit des 

Koordinierungsstabes.

ge als Abstandsmesser ist ein gu­
tes Maß, nicht nur bei der Polizei­
arbeit, sondern auch hier“, sagte 
Uwe Schüler. Damit war der Ton 
gesetzt und jedem im Raum klar, 
Abstand halten ist das Gebot der 
Stunde.

Es war Mitte März 2020 und die 
Corona-Lage stand im Land Bran­
denburg noch am Anfang. Allerdings 
beobachtete das MSGIV mit seinem 
eigenen Einsatzstab schon im Febru­
ar mit Sorge die Problematik in Chi­
na und wie die Verbreitung des Vi­
rus dort bekämpft wurde. Als dann 

Im Land Brandenburg entschied 
man sich frühzeitig, das KKM    
mit seinen Fähigkeiten und  

seiner Expertise zu nutzen und 
den Einsatzstab des MSGIV 

zu vergrößern. 

IM EINSATZ
FÜR DEN 

ERNSTFALL
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beschloss der IMKS, selbst mas­
siv Schutzmaterialien zu beschaf­
fen. Schon einen Tag nach dem Be­
schluss hatte sich der Plan weit he­
rumgesprochen und entsprechende 
Angebote erreichten den Stab unge­
filtert von allen Seiten. Viele kann­
ten plötzlich jemanden mit Kontak­
ten in Asien, die wiederum sofort 
Masken liefern könnten. Natürlich 
gegen Vorkasse und zu Preisen, die 
jenseits von Gut und Böse lagen. Da 
horchten nicht nur die Polizeibeam­
ten im IMKS auf, selbst dem Laien 
kam der Verdacht auf neue Betrugs­
maschen. Die Leiterin des Inneren 
Dienstes, sonst Abteilungsleiterin im 
MSGIV, sichtete Angebot um Ange­
bot. Das konnte dann auch mal ei­
nige Minuten länger dauern, als es 
Manchem lieb war. Aber keiner im 
IMKS wollte auf Betrüger herein­
fallen und Geld zum Fenster hin­
auswerfen. Von seriösen, aber stark 
überteuerten Angeboten einmal ab­
gesehen. Selbstverständlich waren 
die Landkreise, kreisfreien Städte 
oder Privatunternehmen selbst nicht 
tatenlos. Problematisch war nur, al­
le versuchten auf demselben Markt 
einzukaufen und konkurrierten mit 
anderen deutschen Landkreisen/
Städten und Bundesländern. Als 
wenn das nicht genug gewesen wä­
re, auch der Bund und im Grunde 
die ganze Welt versuchten sich zu 
überbieten und Schutzmaterialien 
zu bestellen. 

Auf Dauer konnte das kein Zu­
stand sein. Darum wurde ein Be­
schaffungs- und Verteilungskon­
zept für Brandenburg erarbeitet. Der 
IMKS beauftragte den ZDPol als 
zentralen Logistiker und Ansprech­
partner des Landes für die Lieferun­
gen, die vom Bund und aus Eigen­
beschaffungen ankommen sollten. 
Die Idee, nur einen Ansprechpart­

ne Frage der Zeit sein, bis die Pati­
entenversorgung nicht mehr sach­
gerecht auf bisherigem Niveau ge­
währleistet worden wäre. Reserven 
schaffen war nicht möglich. Reser­
ven aufbrauchen stand eher auf der 
Tagesordnung. 

Davon war nun jeder unmittel­
bar betroffen, der im Gesundheits- 
oder Gefahrenabwehrsektor arbei­
tet. Jeder hatte Bedarfe. Angefan­
gen von Krankenhäusern, ambulant 
arbeitenden Ärzten und Rettungs­
diensten bis hin zu Pflegeheimen, 
Justiz und Polizei. Es waren aber 
noch weit mehr, die Schutzmateria­
lien benötigten. Bei vielen anderen 
Bedarfsträgern stellte sich die Fra­
ge, ob sie das wirklich brauchten 
oder nicht. Teilweise kamen Anfra­
gen von Berufsgruppen, die plötz­
lich und unerwartet auch Masken, 
Schutzbrillen oder Schutzanzüge 
brauchten, seien es Essensausgabe­
stellen oder Pflanzen- und Hand­
werksbetriebe mit Kundenkontakt. 
Hier die tatsächliche Notwendig­
keit zu bewerten, war nicht leicht. 
Abfragen in den für die Berufsgrup­
pen zuständigen Ministerien schaff­
ten aber dann zügig Klarheit. Die 
Schutzmaterialien aus dem Katast­
rophenschutzbeständen des Landes, 
wie z. B. Einweghandschuhe, wur­
den verteilt und sollten die größte 
Not bis zu den angekündigten Lie­
ferungen des Bundes und Eintref­
fen der Landesbeschaffungen aus 
„Vor-Corona-Zeiten“ lindern. Und 
dennoch: Es gab schlicht nicht ge­
nug Material. Es war die Verteilung 
des Mangels. 

Der Bund sagte zwar schon 
sehr früh Schutzmateriallieferun­
gen zu, aber keiner konnte sagen, 
wann wieviel ankommen sollte. Um 
nicht vom Bund und ungewissen 
Lieferterminen abhängig zu sein, 

Belange zuständig, mit dem Wirt­
schaftsressort und dem Auswärti­
gen Amt an einer Lösung in der ge­
samten Grenzfrage. Eine schnelle 
Lösung schien nicht in Sicht, da 
Polen Einreisen für eine lange Zeit 
komplett untersagen wollte und we­
nig Kompromissbereitschaft zeigte.

Schutzmaterialien 
wurden Mangelware
Ein anderes Problem schien auch 
nicht schnell lösbar zu sein – die 
Materialsituation. Die schnell klei­
ner werdenden Vorräte an Schutz­
materialien im Land Brandenburg 
und die äußerst angespannte Mate­
riallage auf dem Weltmarkt stellten 
den Stab von Beginn an vor massi­
ve Herausforderungen. Schutzbe­
kleidung wurde zu Goldstaub. In 

Bayern, Baden-Württemberg und 
Nordrhein-Westfalen stiegen Zah­
len der Corona-Infizierten und Ma­
terialbedarfe teilweise in solch ei­
ner Geschwindigkeit an, dass für 
Brandenburg und Berlin Ähnliches 
zu erwarten war. Alte Lieferketten 
der Krankenhäuser und Rettungs­
dienste in den Landkreisen/kreis­
freien Städten funktionierten nicht 
mehr im gewohnten Umfang und 
vor allem zu den bisherigen Kon­
ditionen. Zwar waren die Bestän­
de noch nicht aufgebraucht, aber 
ohne Nachschub sollte es nur ei­

was zu erheblichen Problemen bei 
den berufstätigen Grenzpendlern 
und Rückstaus auf den Autobah­
nen in Richtung Osten führte. Eine 
kurzfristige Lösung für die Grenz­
pendlersituation und LKW-Schlan­
gen war nicht in Aussicht. Die teil­
weise seit mehr als 12 Stunden im 
Stau Stehenden mussten dennoch 
versorgt werden, sonst hätte sich 
das nächste Problem mit Notrufen 
für den Rettungsdienst eröffnet. Um 
hier zumindest eine kurzfristige Ent­
lastung zu schaffen, bat der Inter­

ministerielle Koordinierungsstab 
(IMKS) die Hilfsorganisationen 
um Unterstützung bei der Betreu­
ung der Wartenden und Verteilung 
von Essen, Getränke und Hygiene­
artikeln. Gemeinsam mit der Au­
tobahnpolizei der Polizeidirektio­
nen Ost und Süd konnten die Hel­
fer die größte Not lindern. Parallel 
dazu arbeitete das Finanzministe­
rium, gleichzeitig für europäische 

Der Versuch, vor 
die Lage zu kommen
Die Einsatz- und Stabserfahrung 
der Mitarbeiter des Brand- und Ka­
tastrophenschutzreferates des MIK 
gepaart mit den gesundheitlichen 
Fachkenntnissen der Kolleg*Innen 
des MSGIV war ein wesentlicher 
Grund, warum der IMKS zügig ins 
Arbeiten kam. Normalerweise sind 
in einer Landeslage Fachberater aus 
allen anderen Ressorts Teil des Sta­
bes. Aber mehr Leute im Raum heißt 
auch mehr Ansteckungsmöglich­
keiten. Eine weitere Problematik 
war, dass viele Ressorts ihre Mit­
arbeiter in die Heimarbeit schick­
ten, um selbst das Ansteckungsrisi­
ko so gering wie möglich zu halten. 
Doch egal ob im Büro oder Home-
Office, jeder stellte sich die Frage, 
wie schafft man es bei einem sich 
exponentiell verbreitenden Virus 
vor die Lage zu kommen? 

Wenn ein Problem gelöst war, ta­
ten sich immer zwei neue auf. Bei­
spielsweise schloss Polen ohne gro­
ße Vorankündigung seine Grenzen, 

Anfang März in Italien die Fallzah­
len deutlich stiegen und auch Bay­
ern immer mehr Infizierte meldete, 
entschied man sich im Land Bran­
denburg frühzeitig, das KKM mit 
seinen Fähigkeiten und seiner Ex­
pertise zu nutzen und den Einsatz­
stab des MSGIV zu vergrößern. 

Streng abgeschottet und mit 
stark eingeschränktem Personen­
zugang saßen sich Bedienstete aus 
dem MSGIV, die mit Großlagen im 
Dienst nicht allzu häufig konfron­
tiert werden, und Beamte aus dem 
MIK, die wiederum solche aus ih­
rem Alltag kennen, am Tisch gegen­
über. Jeder, der schon einmal in ei­
ner Einsatzlage gearbeitet hat, weiß 
um den Vorteil kurzer Wege und 
Absprachen. Und doch waren es zu 
Beginn zwei Welten, die im Inter­
ministeriellen Koordinierungsstab 
(IMKS) „Corona“ aufeinandertra­
fen. Zwei Staatssekretäre als Leiter, 
mit dem Ziel, die diskursive Welt 
des MSGIV, die hierarchisch stren­
gere Welt des MIK und die politi­
sche Situation im Land zusammen­
zubringen und die Lage schnell in 
den Griff zu bekommen. 

Wenn ein Problem gelöst war,   
taten sich immer zwei neue auf. 

Die schnell kleiner werdenden 
Vorräte an Schutzmaterialien im 

Land Brandenburg und die äu-
ßerst angespannte Materiallage 
auf dem Weltmarkt stellten den 
Stab von Beginn an vor massive 

Herausforderungen. 

Stabsmitarbei-
ter zwischen 
den Lagebe-
sprechungen

KKM
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sern hat nicht jeder Landkreis ei­
gene Kapazitäten, um die Bevölke­
rung maximal vor Ort versorgen zu 
können. Das ist in normalen Zeiten 
kein Problem. In Krisenzeiten könn­
te es aber zu einem werden, wenn 
jeder nur an sich denkt. Übergrei­
fend, wie im Landeskrankenhaus­
plan vorgesehen, ist die Versorgung 
im Land Brandenburg problemlos 
möglich. Eine Ebene höher gedacht, 
wären auch Berliner Krankenhäu­
ser im Falle einer Pandemie in die 
Versorgung Brandenburgs einzu­
planen. Mit den großen Kliniken in 
Berlin könnten dort sehr viel mehr 
Menschen intensiv medizinisch ver­
sorgt werden. Im Gegenzug könn­
te Brandenburg mit seinen vielen 
Reha-Kliniken die „leichten Fälle“ 
übernehmen. Solche Maßnahmen 
waren zwar bislang nicht notwen­
dig, weil die Fallzahlen der Region 
moderat blieben, zeigen aber die 
Komplexität der Zusammenhänge 
im Gesundheitswesen. 

Cluster-Bildungen
Unabhängig von zu dem Zeitpunkt 
beherrschbaren Inzidenzen, wurden 
in den brandenburgischen Kranken­
häusern die intensivmedizinischen 
Kapazitäten erhöht. Allein schon, 
weil bei einem starken, räumlich 
begrenzten Ausbruch, einem so ge­
nannten Cluster, Kapazitätsgrenzen 
in einem Krankenhaus schnell er­
reicht sein könnten. Exponentiel­
les Wachstum der Infizierungs- und 
Erkrankungszahlen war genau das, 
was man vermeiden wollte. Im Pots­
damer Ernst-von-Bergmann Klini­
kum und einigen Pflegeheimen in 
der Umgebung klappte das nicht 
wie erhofft. Die Zahlen stiegen aus 
verschiedenen Gründen erheblich 
an. Die betroffenen Einrichtungen 

maß und Schutznotwendigkeit zu 
vereinen. Gerade mit Berlin vor der 
Haustür war es wichtig, abgespro­
chene oder zumindest ähnliche Ver­
ordnungen zu erarbeiten. Trotzdem 
sollten die ländlichen Besonderhei­
ten Brandenburgs Berücksichtigung 
finden, die Verordnung verständlich 
geschrieben und alle Bereiche des 
Lebens abgedeckt sein. Kreativität 
war gefragt, denn nicht alle Berufs­
gruppen konnten einzeln aufgezählt 
werden. Neue Begriffe wie „Kör­
pernahe Dienstleistungen“ wurden 
geprägt. Damit war eine einfache 
Bezeichnung für alle Berufe gefun­
den, „bei denen dienstleistungsbe­
dingt ein Mindestabstand von 1,5 
Metern zwischen Leistungserbrin­
ger und Empfänger nicht eingehal­
ten werden kann.“ Zudem war es 
für die Landkreise und kreisfreien 
Städte entscheidend und wichtig, 
sich an einer Norm orientieren zu 
können, die sie bei Bedarf selbst 
verschärfen konnten. 

Was das genau bedeutete, zeigte 
sich, als die erste Eindämmungs­
verordnung in Kraft trat. Sie war 
so formuliert, dass die Landkreise/
kreisfreien Städte bei eigenem Be­
darf Allgemeinverfügungen erlas­
sen konnten, die die Lage in ihren 
Regionen berücksichtigte. Als dann 
der Landkreis Ostprignitz-Ruppin 
(OPR) per Allgemeinverfügung Ein­
reisebeschränkungen (u. a. für Be­
wohner mit Zweitwohnsitz) erließ, 
die später vom OVG Berlin-Bran­
denburg gekippt wurden, stellte sich 
schnell die Frage, wie die rechtli­
chen Regelungen durchzusetzen sei­
en. Für den Stab und das MIK war 
klar, die Polizei wird hier nicht im 
Rahmen der Amtshilfe für politi­
sche Zwecke „vor den Karren ge­
spannt“. Zumal der Kräfteansatz 
nur für einen Landkreis mehr als 
enorm gewesen wäre. 

Es zeigte das Grundproblem: 
nicht abgesprochene Alleingänge, 
wie in OPR, halfen niemandem wei­
ter. Das gilt nicht nur für die Po­
lizei, sondern auch für das kom­
plette Gesundheits- und Kranken­
haussystem im Land Brandenburg. 
Mit acht Schwerpunktkliniken und 
drei weiteren großen Krankenhäu­

war jedoch eine große Herausfor­
derung. Hinzu kamen viele Unter­
stützungsanfragen der Landkreise 
und kreisfreien Städte für die Po­
lizei, gerade in der Anfangszeit des 
IMKS. Sie wollten sich auf alle Es­
kalationsstufen vorbereiten und ba­
ten frühzeitig um Hilfe. Allerdings 
war die polizeiliche Lage im Land 
überschaubar. Kräfteanforderun­
gen Einzelner mit ganzen Hundert­
schaften schienen insoweit der La­
ge nicht angemessen. Um die Land­
kreise und kreisfreien Städten nicht 
alleine mit ihren Problemen zu las­
sen, beauftragte der IMKS die Poli­
zeiabteilung des MIK, mit dem Po­
lizeipräsidium eine Strategie zu er­
arbeiten, die gefühlte und faktische 
Lage in Einklang brachte. 

Neue Rechtsbegriffe 
wurden geschaffen
Wie im Grunde alle im IMKS, hat­
te auch der Rechtsbereich Mühe, 
Schritt zu halten. Die neuen Geset­

ze und Verordnungen sowie perma­
nenten Anpassungen des Bundes 
und anderer Bundesländer, teilwei­
se halbtäglich, machte es für die Ju­
risten nicht einfacher, eine Eindäm­
mungsverordnung für Brandenburg 
zu formulieren und dabei Augen­

Geordnete Bahnen 
bringen Effizienz
Nicht nur die „Beschaffer“ hatten 
alle Hände voll zu tun. Bei den Kol­
legen und Kolleginnen der Lage und 
Ressortkoordinierung lief nicht we­
niger Arbeit auf. Die Abläufe mit 
den Landkreisen/kreisfreien Städ­
ten, anderen Ministerien, Hilfsor­
ganisationen, THW, Bundeswehr 
und Polizei in geordnete Bahnen 
zu bringen und ein funktionieren­
des Berichts- und Meldewesen auf­
zubauen, kostete viele Nerven und 
Telefonate. Diese Dinge brauchen 
üblicherweise Zeit. Zeit, die hier 
nicht gegeben war. Zudem richte­
te das gesamte Land Anfragen an 
den IMKS. Das reichte von fachli­
chen Problemen der Unternehmen 
über Anwalts- bis hin zu Politikeran­
fragen. Inhaltlich waren die Einga­
ben zwar ähnlich, die schiere Mas­
se von bis zu 300 Emails am Tag 

Finanz- und Wirtschaftsministeri­
um, dem Landesamt für Arbeits­
schutz, Verbraucherschutz und Ge­
sundheit (LAVG) sowie der Wirt­
schaftsförderung Land Brandenburg 
GmbH (WFBB). Der ZDPol über­
nahm die Leitung der Task Force. 
Rasch schlossen sie erste Lieferauf­

träge ab. Als dann die ersten eigen­
beschafften 500.000 OP-Masken ei­
ne Woche später ankamen, waren 
das zusammengenommen so vie­
le, wie in den vier Wochen vorher 
das Land Brandenburg erreichten.

ner pro Bundesland zu beauftragen, 
griffen später auch andere Länder 
auf. Nach einem vom MSGIV erar­
beiteten Verteilerschlüssel wurden 
85% aller eingehenden Lieferungen 
an die Landkreise/kreisfreien Städ­
te ausgegeben. Die wiederum sam­
melten alle Bedarfe aus ihren Kom­
munen und verteilten die Schutz­
materialien in ihrem Gebiet. Das 
war der einzig logische Schritt, denn 
vor Ort sind die Bedarfe besser be­

kannt als im IMKS. Die restlichen 
15% der Lieferungen wurden auch 
noch einmal geteilt. Dabei gingen 
4% an die Polizei, 0,5% jeweils an 
die Justiz und die Rechtsmedizin. 
10% sollten als Reserve des Lan­
des einbehalten werden, damit ad 
hoc Bedarfe an einem Hotspot ab­
gedeckt werden konnten. Es stellte 
sich aber schnell heraus, eine Lan­
desreserve wird es zunächst so nicht 
geben. Materialen horten, während 
im Land Not herrscht, stand nicht 
zur Debatte. So wurden die Mate­
rialien unmittelbar auf die Land­
kreise mit den akutesten Proble­
men aufgeteilt. 

Neue Lieferketten aufzubauen, 
trotz viel Erfahrung beim ZDPol, 
war nicht einfach. Seriöse, auch 
liefernde Kontakte aus Asien oder 
dem europäischen Ausland für 
die Schutzmaterialien waren nur 
minimal vorhanden. Die Leitung 
des Stabes entschied zeitnah, dass 
auf weitere Ressourcen des Lan­
des zurückgegriffen werden muss­
te. Mit der „Task Force Beschaf­
fung“ bündelte man Mitarbeiter vom 
ZDPol, dem Innen-, Gesundheits-, 

Die neuen Gesetze und Verord-
nungen sowie permanenten 

Anpassungen des Bundes und 
anderer Bundesländer, teilweise 

halbtäglich, machte es für die 
Juristen nicht einfacher,                    

eine Eindämmungsverordnung 
für Brandenburg zu formulieren 

und dabei Augenmaß und Schutz-
notwendigkeit zu vereinen. 

Materialien horten, während        
im Land Not herrscht, stand nicht 

zur Debatte. 

Mit der „Task Force Beschaffung“ 
bündelte man Mitarbeiter vom 

ZDPol, dem Innen-, Gesundheits-, 
Finanz- und Wirtschaftsminis-
terium, dem Landesamt für Ar-
beitsschutz, Verbraucherschutz 

und Gesundheit (LAVG) sowie der 
Wirtschaftsförderung Land Bran-

denburg GmbH (WFBB)

Handdesinfek-
tion schon 
am Eingang

Streng ab
geschottet

KKM
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passende Strategie zum Schutz der 
Bevölkerung zu entwickeln. 

Besonders herausfordernd war 
die Stimmungslage bei den Bran­
denburgern, eine nur schwer zu 
greifende Komponente. Die Poli­
zei kennt das Problem in Ansätzen 
vom subjektiven Sicherheitsgefühl 
der Menschen her. Mit Rationalität 
lässt sich nicht jeder überzeugen, 
was besonders schwierig ist, wenn 
es darum geht, dass die Bevölkerung 
von sich aus die Notwendigkeit von 
Schutz- und Präventionsmaßnah­
men einsehen und sich daran hal­
ten muss. Darum nahm dabei die 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit ei­
nen großen Anteil ein, die Bevölke­
rung „mitzunehmen“. Angefangen 
bei klassischen Pressemitteilungen 
über Gespräche am Bürgertelefon 
oder Statements der Gesundheits­
ministerin, des Innenministers und 
Ministerpräsidenten, jeder versuch­
te, so viele Brandenburger wie mög­
lich zu überzeugen, meist mit Erfolg. 
Bilder aus anderen Staaten mit weit 
höheren Infektions- und Todeszah­
len halfen dabei nicht nur dem Stab, 
sondern auch der Landesregierung, 
das Verständnis bei den Menschen 
für notwendige Einschränkungen 
zu schärfen. Nicht als Teil des Sta­
bes, aber in der „Bürgerbetreuung“ 
vor Ort genauso wichtig war die Po­
lizei. Dass sich die Bevölkerung in 
sehr großen Teilen an die Eindäm­
mungsverordnung hielt, lag an der 
Kommunikation. Maßnahmen wur­
den mit Augenmaß durchgesetzt. 
„Erst reden und auf die Einsicht der 
Menschen setzen, wenn das nicht 
funktioniert durchgreifen“, bewähr­
te sich als Strategie.

Trotzdem gab es immer wieder 
Kritiker, die mit den verhältnismä­
ßig geringen Fallzahlen argumen­
tierten und versuchten, so schnell 
wie möglich zum gewohnten Alltag 
zurückzukehren. Das wollte und 

sung folgend, dass dies nur gesche­
hen kann, wenn die Soldaten kei­
ne hoheitlichen Befugnisse über­
nehmen, bat die Bundeswehr um 
konkrete Anträge, in welchem Um­
fang tatsächlich Unterstützung be­
nötigt würde. Nach Konsultationen 
zu den Bedarfen mit den Landkrei­
sen/kreisfreien Städten stellte der 
IMKS gebündelt für das Land den 
Antrag und forderte 95 Soldat*In­
nen an. Wie zuvor bereits mit der 
Idee, Beschaffung zu bündeln und 
damit die Strukturen vor Ort zu ent­
lasten, nahm Brandenburg auch mit 
der Idee, die Bundeswehr für die 
Kontaktnachverfolgung einzuset­
zen, eine Vorreiterrolle ein. 

Politische Ent
scheidungen und 
Lagebewertungen 
müssen zusammen-
geführt werden
Wie sehr sich der IMKS von einer 
regulären polizeilichen BAO abhebt, 
sieht man in den Stabsentscheidun­
gen. In der Polizei und Wissenschaft 
wird rein evidenzbasiert entschie­
den. Aus Fakten wird eine Lagebe­
urteilung erstellt, die die Grundla­
ge jeder Entscheidung bildet. Die­
se Grundlage gibt es im IMKS zwar 
auch, wird allerdings um den Fak­
tor Politik erweitert. Seien es Zwän­
ge anderer Ministerien, die für ihre 
fachlichen Interessen eintraten, Be­
schlüsse von Kommunen, Gesetze 
und Vorgaben anderer Bundeslän­
der, Regelungen des Bundes oder die 
Stimmung in der Bevölkerung.  Die 
Staatssekretäre Ranft und Schüler 
mussten alles in Einklang bringen, 
um für das Land Brandenburg die 

es, dass sich die Erkrankten an die 
Eindämmungsverordnung hielten 
und ihre sozialen Kontakte auf ein 
Minimum bzw. ganz reduzierten. 
Doch selbst bei vorbildlichem Ver­
halten ist es für ein Kontaktnach­
verfolgungsteam extrem schwer, 
alle Kontakte einer Person aufzu­
spüren und diese Kontakte dann 
auch zu befragen. Das RKI emp­
fahl fünf Teammitglieder auf 20.000 
Einwohner. Eine gewaltige Aufgabe, 
die ohne Hilfe von außen nur sehr 
schwer handhabbar gewesen wä­
re. In zahlreichen Landkreisen und 
kreisfreien Städten stießen die Ge­
sundheitsämter trotz Aufstockung 
aus anderen Kreisbehörden an per­
sonelle Grenzen, um die Kontakt­
nachverfolgung auf dem geforder­
ten Niveau sicherstellen zu kön­
nen. Darum fragte der IMKS die 
Bundeswehr in einer Vorprüfung 
an, ob Soldaten für diese extrem 
aufwendige Aufgabe herangezogen 
werden können. Der Rechtsauffas­

die gesamte Krankenhauslandschaft 
in der Umgebung gehabt hätte. Der 
IMKS, das Gesundheitsministerium 
und die Stadt Potsdam mit seinem 
Gesundheitsamt standen im steti­
gen Austausch, wann und wie wei­
ter verfahren werden kann, ohne 
Menschenleben zu gefährden. Die 
Entscheidung gegen ein „Corona-
Krankenhaus“ wurde schließlich 
unter dem Aspekt der Zusammen­
hänge der Krankenhauslandschaft 
in Brandenburg und der Gefähr­
dungslage gefällt. 

Ein wichtiger Baustein dabei wa­
ren die Kontaktnachverfolgungs­
teams der Gesundheitsämter. Mit 
Telefoninterviews sollten die Infek­
tionsketten aufgeklärt werden. Ein 
äußerst schwieriges Unterfangen, 
wenn man im Schnitt erst zwei­
einhalb Tage nach der Infektion 
Krankheitssymptome zeigt. Zwei­
einhalb Tage, in denen theoretisch 
sehr viele Menschen angesteckt wer­
den können. Umso wichtiger war 

konnte der IMKS nicht verantwor­
ten. Zumal alle bisherigen Erfolge 
damit hinfällig und die Einschrän­
kungen in der Bevölkerung umsonst 
gewesen wären. 

Durch die offene und konstruk­
tive Kommunikation mit den hoch 
motivierten Kollegen in den Krisen­
stäben der Landkreise/kreisfreien 
Städte musste dort glücklicherweise 
in dem Punkt keine Überzeugungs­
arbeit geleistet werden, alle Betei­
ligten hatten immer den Schutz der 
Bürger im Blick. Lange debattieren 
konnte und wollte niemand. In den 
täglichen Telefonkonferenzen des 
IMKS mit den Landrät*Innen und 
Oberbürgermeistern ließen sich vie­
le Schwierigkeiten auf schnellem 
Weg ausräumen, sie stärkten den 
Zusammenhalt und ließen das Ver­
ständnis füreinander wachsen, so 
wie es in der Krise notwendig ist.

Gut gewappnet 
in die weitere Lage
Trotz enormen Stresses, langen 
Arbeitszeiten und komplett unter­
schiedlicher beruflicher Herkunft 
der Mitarbeiter, war die Stimmung 
im IMKS immer gut. Die ausgezeich­
nete Versorgung mit Essen und vor 
allem Kaffee trug sicherlich erheb­
lich dazu bei. 

Wie sich die Lage in den kommen­
den Wochen und Monaten entwi­
ckelt weiß niemand. Eins ist jedoch 
ziemlich sicher: Zusammengesetzt 
aus Mitarbeitern des Gesundheits- 
und Innenministeriums, der LSTE, 
der HPol, dem PP, dem ZD Pol und 
der LGB entstand mit dem IMKS 
ein Team aus Fachleuten, das für 
die Aufgaben gewappnet ist. (Stand 
16.04.2020)
Christoph Koppe

wurden gesperrt und im Contain­
ment (eindämmen und isolieren von 
Betroffenen) betrieben. Unter al­
len Umständen sollte ein Übergrei­
fen in andere Regionen verhindert 
werden. Entsprechend musste Per­
sonal konzentriert, noch gesundes 
von schon erkranktem Personal (in 

den meisten Fällen noch unwissend 
über die eigene Erkrankung) sepa­
riert werden. Auch die Frage, aus 
dem Ernst-von-Bergmann-Klinikum 
das erste reine „Corona-Kranken­
haus“ im Land zu machen, Stand 
im Raum. Eine weitreichende Ent­
scheidung, die Auswirkungen auf 

In zahlreichen Landkreisen und 
kreisfreien Städten stießen die 

Gesundheitsämter trotz Auf
stockung aus anderen Kreis-

behörden an personelle Gren-
zen, um die Kontaktnachverfol-

gung auf dem geforderten Niveau 
sicherstellen zu können.  

Maßnahmen wurden mit 
Augenmaß durchgesetzt. „Erst 
reden und auf die Einsicht der 
Menschen setzen, wenn das 

nicht funktioniert durchgreifen“, 
bewährte sich als Strategie.  

Sts Ranft (l.) 
und Sts Schüler 
im Gespräch

Lagebereich 
bei der Arbeit

Abgetrennter 
Lagearbeits-
platz

KKM
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keine angespannte Lage. Es wer­
den sehr viele Masken in sehr un­
terschiedlichen Qualitäten und mit 
sehr unterschiedlichen Zertifikaten 
angeboten. Die größte Herausfor­
derung liegt darin, die „richtigen“ 
Angebote herauszufiltern, also die 
Masken, die dann auch wirklich den 
Anforderungen entsprechen und in 
der Anwendung ihre Schutzfunkti­
on erfüllen. Dazu gehört ganz viel 
akribische Recherche. Die Produkt­
manager haben aber mittlerweile 
eine gewisse Expertise aufgebaut. 
Wir können also selbst schon eine 
Menge Angebote aussortieren und 
nur vermeintlich stimmige Angebo­
te den sachkundigen Kollegen des 
LAVG vorlegen.

für Wirtschaft, Arbeit und Energie, 
des Finanzministeriums, der Wirt­
schaftsförderung Brandenburg und 
des Landesamtes für Arbeitsschutz, 
Verbraucherschutz und Gesund­
heit (LAVG) sind Spezialisten auf 
ihren Gebieten. Sogar eine chine­
sisch sprechende Kollegin verstärkt 
die Task Force. Alle sind direkt, auf 
kurzem Wege und jederzeit erreich­
bar. Die Abstimmungswege sind also 
deutlich kürzer. Damit können wir 
zeitnah reagieren – und das funkti­
oniert richtig gut!

Was sind die besonderen Her-
ausforderungen bei der Beschaf-
fung angesichts der angespann-
ten Lage auf dem Weltmarkt?
Wenn man die Angebotsflut über 
unsere Mailadresse, die Angebots­
plattform oder sonstige Kanäle sieht, 
könnte man glauben, es gäbe gar 

Aufgaben KKM, 
KGS und KatS-Stab
Vor gut 10 Jahren richtete der damalige Innenminister Dietmar 
Woidke im November 2010 die neuen Strukturen des Koordinie-
rungszentrums Krisenmanagement (KKM) ein und ersetzte das 
Lagezentrum für Brand- und Katastrophenschutz des Innenres-
sorts. Oberstes Ziel sollte die Koordinierung der Schadensbe-
wältigung nichtpolizeilicher Lagen unterhalb der Schwelle einer 
Katastrophe sein. Außerdem sollte es bei Bedarf die Landkreise/
kreisfreien Städte bei ihren Einsatzlagen unterstützen. Damals 
im Referat 42 (u. a. zuständig für Brand- und Katastrophenschutz) 
der Polizeiabteilung angesiedelt, konnten die Erfahrungen aus 
der Feuerwehr und der Polizei verknüpft und gebündelt werden. 
Mit Feuerwehrleuten, Polizisten und Verwaltungsbeamten war 
nicht nur das Referat, sondern auch das KKM von Anfang an breit 
aufgestellt. Heute ist es Teil des Referates 34 unter der Leitung 
von PD Dr. Sascha Dietel und der Arbeitsgruppe 3 angegliedert. 
Ohne Einsatzlage arbeitet das KKM, unter der Führung von POR 
Harald Klauth, eng mit den fünf Integrierten Regionalleitstellen 
(IRLS), dem ELZ und dem Gemeinsamen Melde- und Lagezentrum 
von Bund und Ländern (GMLZ) zusammen. Über deren Berichte 
und Meldungen wird die nationale und internationale Lage erho-
ben und für das Land Brandenburg bewertet. Mit den aus allen 
Quellen zusammengefügten Informationen werden Lagebilder für 
die Referats- und Hausleitung erstellt. Einsatzunterlagen, früher 
bspw. noch klassisch ausgedruckte Karten, müssen immer auf 
dem neuesten Stand sein und bestmöglich elektronisch vorliegen. 
Dazu werden Informationen u. a. des Forstes, der Umweltbehör
den, der Landesvermessung und Geobasisinformation Branden-
burg (LGB) oder der Polizei genutzt. 
Im Einsatzfall erwächst aus dem Personal des KKM und Refe-
rats 34 die Koordinierungsgruppe des Katastrophenschutzstabes 
(KGS). Mit der Aufgabe, u. a. die Informationserhebung, -steue-
rung und Bearbeitungszeiten der Lageerhebung zu verkürzen 
und verbessern, bildet die KGS die erste Stufe zur Unterstützung 
für die Landkreise und kreisfreien Städten bei besonderen Ge-
fahrenlagen. Fachberater und Verbindungspersonal können bei 
Bedarf jederzeit den Stab ergänzen. Die Führung übernimmt 
der der Leiter des KKM. Schon in dieser Phase findet Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit statt, um die Bürger adäquat zu infor-
mieren. Über ein Rufbereitschaftssystem außerhalb der Büro-
zeiten ist es immer gewährleistet, dass im Fall des Falles die 
KGS schnell reagieren, ihre Arbeit beginnen und über weitere 
Maßnahmen entscheiden kann.
Sollte die Einsatzlage so groß werden, dass die KGS ihre Auf
gaben nicht mehr wahrnehmen kann, der zentrale Katstrophen-
schutz erforderlich ist oder die Gesamtführung vom Innenminis-
ter bzw. einer von ihm beauftragten Person wahrgenommen 
wird, übernimmt die Katastrophenschutzleitung mit dem Kata
strophenschutzstab. Den Stab führt der Referatsleiter 34 oder 
ein von ihm Beauftragter.

Lieferungen am Wochenende oder 
an Feiertagen kommen. Hier bleibt 
kein LKW stehen. Alle Kollegen – 
und das geht über die Beschaffung 
und Logistik hinaus – sind hoch­
motiviert. Da müssen Sie niemand 
zu irgendetwas antreiben.

Die Leitung der Task Force 
bringt zunächst mal deutlich 
mehr Arbeit mit sich. Welche 
Vorteile sind denn damit ver-
bunden?
Es macht sehr viel Freude, mit so 
engagierten und hochqualifizierten 
Kolleginnen und Kollegen zusam­
men zu arbeiten. 

Meiner Meinung nach bringen 
wir hier „das Beste aus beiden Wel­
ten“ zusammen. Wir als ZDPol kön­
nen Beschaffung. Die in der Task 
Force tätigen Kollegen der ande­
ren Ressorts, also des Ministeriums 

Seit Ende März unterstützen da-
bei die Beschaffungsexperten des 
Zentraldienstes der Polizei Bran-
denburg (ZDPol). Als wichtiger 
der Teil der Task Force „Beschaf-
fung“ der Landesregierung son-
diert der ZDPol seither die An-
gebotslage auf dem Weltmarkt, 
organisiert Schutzmasken oder 
Desinfektionsmittel und verteilt 
die Mengen dann im Land. Anja 
Germer, Direktorin des ZDPol, 
über die ungewohnt neue Aufga-
be Ihres Teams.

Sie leiten die „Task-Force Be-
schaffung“. Der ZDPol als Zen-
traler Beschaffer für Schutz-
ausrüstung im Land hat jetzt 
also noch mehr Beschaffungs- 
und   Logistikaufgaben, als es 
schon vorher der Fall war. Wie 
gehen Sie und Ihr Team mit die-
ser neuen Aufgabe und Verant-
wortung um?
Der Bedarf an Schutzausrüstung ist 
natürlich enorm. Und Mengen, die 
sich erstmal groß anhören, wie etwa 
eine Million Atemschutzmasken, 
werden recht klein, wenn wir sie 
zur Auslieferung auf 14 Landkrei­
se und vier kreisfreie Städte vertei­
len. Deshalb versuchen wir als Task 
Force Beschaffung einschließlich 
der Produktmanager alles über die 
kommunale Ebene, z. B. um Kran­
kenhäuser, Pflegekräfte und andere 
möglichst schnell und in ausreichen­
den Mengen mit der erforderlichen 
Ausrüstung auszustatten. Auch die 
Kollegen in der Logistik sind zu je­
der Zeit bereit, Lieferungen entge­
genzunehmen, zu verteilen und an 
die Landkreise auszugeben, damit 
alles so schnell wie möglich ans Ziel 
kommt. Da ist es auch egal, ob die 

KRÄFTE BÜNDELN 
Versorgung mit Corona-Schutzausrüstung 

Anja Germer (r.) 
bei der Mate
rialübergabe

KKM
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DROHNEN 
Allheilmittel 
für die Polizei?

Bis vor einigen Jahren verband man mit dem Begriff 
„Drohnen“ Angriffe von unbemannten Fluggeräten 
oder Luftbilder aus Krisengebieten zur Feindesauf­
klärung. Inzwischen hat sich dies enorm gewandelt. 
Drohnen sind nicht mehr nur etwas für das Militär. 

Unfallvermessung BAB 10
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liche Anstieg bei Privatnutzern ist 
zwar gut für die Drohnen-Indust­
rie, führt jedoch zu Schwierigkei­
ten. Weil immer mehr Nutzer, teil­
weise unkontrolliert Drohnen steu­
ern, musste der Gesetzgeber ein­
greifen und Regeln erlassen. Vor 
diesen Herausforderungen stand 
Deutschland nicht allein. Eingrif­
fe in die Privatsphäre – wenn zum 
Beispiel jemand seinen Nachbarn 
aus der Luft ausspionierte – oder 
mögliche Beeinträchtigungen im 
Luftfahrtverkehr – auch Drohnen 
die über einem Flughafen kreisten, 
kamen vor – bis hin zu möglichen 
Bruchlandungen der Geräte, weil 
ein Pilot seine Drohne nicht kom­
plett beherrscht. All dies machte eu­

Sucht man bei Amazon 
nach Drohnen finden 
sich zahlreiche Varian­
ten zu bezahlbaren Prei­
sen. Das trug auch zur 
wachsenden Fangemein­

de für die zivile Nutzung. Von auf­
wändigen Filmproduktionen, Un­
ternehmen (u. a. Deutsche Bahn) 
über Hilfsorganisationen (u. a. 
DLRG) bis hin zur privaten Nut­
zung im Urlaub sind Flugdrohnen 
verbreiteter denn je. Der enorme 
Preisverfall und die mittlerweile 
extrem einfache Bedienung taten 
ihr Übriges. Der Vergleich, dass 
sich zivile Drohnen inzwischen 
steuern lassen wie ein Computer­
spiel, ist nicht abwegig. Der erheb­

POLIZEIPRAXIS

ropa- und gar weltweit die gesetzli­
che Regulation für den Gebrauch 
von Drohnen nötig.

Für die Polizei Brandenburg ste­
hen jedoch nicht nur die strafrecht­
lichen und gefahrenabwehrenden 
Maßnahmen im Mittelpunkt. Man 
erkannte schon sehr früh den Mehr­
wert von Drohnen. Oder wie es im 
Behördendeutsch heißt: unbemann­
te Luftfahrtsysteme (ULS). Im Jahr 
2018 startete das Polizeipräsidium 
ein Projekt zur Erprobung des Ein­
satzwertes von ULS im Polizeiall­
tag. Grundlegende Fragen muss­
ten zunächst geklärt werden. Wel­
che Gesetze sind betroffen, welche 
Technik gibt es am Markt, welche 
Erfahrungen gab es in anderen Bun­

desländern und Staaten? Auch der 
Datenschutz war für die Projektver­
antwortlichen eine wichtige Frage 
und musste abschließend geklärt 
werden. Schließlich sind die deut­
schen Datenschutz-Standards be­
sonders hoch.

Nachdem all diese Fragen geklärt 
waren, suchte das Polizeipräsidi­
um nach geeigneten Beamten und 
fand sie. Das ganze Projekt wurde 
in die Verantwortung der Techni­
schen Einsatzeinheit (TEE) gege­
ben. Zunächst hieß es für die neuen 
ULS-Piloten Erfahrungen mit der 
Technik sammeln. Es wurden ver­
schiedene Modelle beschafft, von 
handelsüblichen Systemen für den 
Privateinsatz bis hin zu Industrie­

drohnen. „Am Anfang wunderten 
sich die Kollegen im Präsidium noch 
über die Drohnen, als sie aus ihren 
Büros schauten“, so Matthias Leyer, 
Leiter der Technischen Einsatzein­
heit. „Doch irgendwann war es nor­
mal, dass Polizisten mit gesenkten 
Kopf auf das Bediendisplay schau­
ten und Drohnen über dem Gelän­
de kreisten.“ 

Erfahrungen zeigen 
Mehrwert
Erste Einsätze zur Luftaufklärungen 
bei Großlagen zeigten rasch, dass es 
die richtige Entscheidung war, die 
neue Technik zu testen. Sehr po­
sitive Erfahrungen sammelte bspw. 
die Polizeidirektion Ost, die beim 
Helene Beach Festival mit Hilfe der 
ULS ein effektiveres Crowdmana­
gement betreiben und dadurch die 
Verkehrs- und Besucherströme gut 
erfassen konnte. Ähnliche Vortei­
le zeigte die Technik bei der Unter­
stützungen von Bombenentschär­
fungen, bei denen aus der Luft die 
gesperrten Bereiche nach Personen 
abgesucht und Sperrkreisverletzun­
gen geahndet wurden.

Doch es blieb nicht lange nur 
bei derartigen Aufträgen. Immer 
mehr Kriminalpolizeidienststel­
len im ganzen Land Brandenburg 
forderten die Kollegen der TEE an. 
Brandtatorte, die früher aufgrund 
des entstandenen Schadens nicht 
mehr sicher betreten und begut­
achtet werden konnten, sind heu­
te kein Problem mehr. Oft reichte 
der geschulte Blick des Brander­
mittlers auf das Drohnen-Display 
um zu sagen, wo und wie sich ein 
Brand entwickelte. Luftaufklärun­
gen von Durchsuchungsobjekten 
wurden leichter. Veraltete Luftbilder 

Live-Bilder 
vom ULS 
(oben)

Fernsteuerung 
der ULS

Helene Beach

Brand Luckenwalde

Kaiserbahnhof Potsdam

Fußballstadion Babelsberg
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quelle und ein totes Wildschwein im 
Wald. Beides sollte von den ULS-
Piloten gefunden werden. Die TEE 
nutzte den Test gleich aus, um den 
Einsatzwert der ULS und des Po­
lizeihubschraubers zu vergleichen. 
Hier zeigten sich Vorteile von bei­
den Techniken, aber auch die Gren­
zen. Der Starkregen gleich zu Be­
ginn des Tests verhinderte zunächst 
den ULS-Einsatz. Hier konnte der 
Hubschrauber punkten, der auch 
bei Regen fliegen kann. Zwar fan­
den weder die Hubschrauberbe­
satzung noch die ULS-Piloten das 
tote Tier, doch mit ihren Wärme­
bildkameras entdeckten sie unab­
hängig voneinander eine lebende 
Wildschweinrotte. „Zwischen den 

Ein taugliches 
Einsatzmittel
So viele positive Einsätze weckten 
das Interesse bei anderen Behörden 
im Land. Bei einem Test in Pusack, 
im Süden Brandenburgs, fragte das 
Veterinäramt des Landkreises Spree-
Neiße, ob es möglich sei, mit der 
Afrikanischen Schweinepest infi­
zierte Wildschweine, die aus Polen 
über die Grenze kommen, ausfin­
dig zu machen und bat die Polizei 
um Unterstützung. Solch ein Sze­
nario war zu dem Zeitpunkt nicht 
abwegig und stellte auch für die TEE 
eine Herausforderung dar. Das Ve­
terinäramt präparierte eine Hitze­

wurden durch Live-Bilder ersetzt 
und ließen eventuell fliehenden Tä­
tern keine Chance mehr, denn die 
Einsatzkräfte konnte sich im Vor­
feld günstig positionieren. Doch bei 
solchen Einsätzen blieb es nicht. 
Die ULS wurden an Autobahnen 
zur Abstandsüberwachung einge­
setzt. Was früher bereits mit Hub­
schraubern erfolgreich war, ließ sich 
mit den ULS wiederholen. Die ULS 
konnten aus der Luft die Beweise 
liefern, die sonst nur die „Blitzer“ 
am Fahrbahnrand oder in Ausnah­
mefällen die Polizeihubschrauber 
brachten. Teilweise halfen Droh­
nen, Sachbearbeitern der Kripo mit 
Bildern aus der Luft, um Unfallher­
gänge zu rekonstruieren.

Baumwipfeln ein totes Tier aus der 
Luft zu finden ist ziemlich schwierig, 
egal wie gut die Technik ist. Aller­
dings wenn wir lebende Tiere oder 
gar Menschen finden wollen, dann 
klappt das gut, wie der Test zeigte“, 
meint der Chef der TEE. 

Im Walddickicht zeigten sich dann 
die Preis- und Größenunterschie­
de der Wärmebild- und Zoomka­
mera von ULS und Hubschrauber. 
Das ist nicht verwunderlich, wenn 
man bedenkt, dass die Kameratech­
nik des Hubschraubers größer als 
das gesamte ULS ist. Spannend und 
lehrreich war der direkte Vergleich 
der Techniken für die Hubschrau­
berbesatzung und die ULS-Piloten 
bei der Suche allemal. Die Gren­

zen beider Systeme zu kennen er­
höht den Einsatzwert, weil klar 
wird, wo und wie man sich den 
Umständen anpassen muss.

Die Mischung-
macht’s 
Es gibt auch Stimmen in der Bran­
denburger Polizei die meinen, mit 
Drohnen die deutlich teureren Hub­
schrauber ersetzen können. Live-Er­
probungen wie in Pusack zeigen je­
doch, ein Allheilmittel sind sie nicht, 
auch wenn Drohnen vieles leisten. 
Auf den Hubschrauber, als taktisch 
bewährtes Einsatzmittel zu verzich­
ten, wäre also eine schlechte Ent­
scheigung. „Während ein ULS nur 
relativ kurzzeitig bei gutem Wet­
ter ein begrenztes Gebiet abfliegen 
kann, ist der Hubschrauber auch bei 
schlechtem Wetter in der Lage, über 
einen langen Zeitraum einen Ein­
satz aus der Luft zu unterstützen. 
Kombiniert man jedoch die Vortei­
le von beiden Systemen, ULS und 
Hubschrauber, können die Kolle­
gen am Boden schnell, flexibel und 
effektiv unterstützt werden. So viel 
lässt sich definitiv sagen“, sagt Mat­
thias Leyer. „Suche nach vermiss­
ten Personen, Einsatzkoordinierung 
oder Hilfe bei Ermittlungen aus der 
Luft sind dabei einige von unseren 
Einsatzmöglichkeiten.“ 

Aus der Sicht der Verantwortli­
chen in der Bereitschaftspolizei war 
es eine gute Entscheidung, eine zen­
trale Stelle mit sehr gut geschultem 
Personal für die ULS verantwortlich 
zu machen. Die Piloten müssen stän­
dig trainieren und auf dem aktuel­
len Stand der Technik bleiben. „Der 
Fortschritt bei den Systemen ist so 
schnelllebig, das kann man nicht 
mal so nebenher machen“, meint 
Matthias Leyer und ergänzt, „wir 
können aktuell schon einiges, aber 
da geht noch mehr.“ Denkt man das 
Thema Drohnen weiter, stellt sich 
zwangsläufig die Frage: Wie kann 
man effizient Drohnen abwehren 
und eventuellen Missbrauch ver­
hindern. Lächelnd ergänzt Matthi­
as Leyer: „Wir sind bereits dran.“
Christoph Koppe

Mit Schweinepest 
infizierte Wild-
schweine, die aus 
Polen über die 
Grenze kommen, 
werden ausfindig 
gemacht

Tesla 02.2020

Wassermotorräder

Brand Fressnapf Neuruppin

Helene Beach Parkplatz
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Luca Thieme arbeitet bei Gleiss Lutz, einer inter-
national tätigen deutschen Wirtschaftskanzlei. 
Sie berät nationale und internationale Mandan-
ten im deutschen und europäischen Datenschutz-
recht. Zuvor war sie als Referentin in der Stabs-
stelle für Datenschutzangelegenheiten im ZDPol 
tätig und zudem mit der Umsetzung der JI-Richt
linie (EU) 2016/680 für das Land Brandenburg 
befasst. Sie hat an der Europa-Universität in 
Frankfurt (Oder) studiert und war Trägerin des 
Brandenburgischen Absolventenpreises 2013. 

gen permanent mit Content gefüttert 
werden müssen, um für eine hohe 
Anzahl von Nutzern attraktiv zu 
bleiben. Das hat schon die ein oder 
andere Stilblüte hervorgebracht, die 
zwar für etliche Nutzerklicks und 
Gelächter gesorgt hat, aber wenig 
für einen datenschutz- und sach­
gerechten Umgang der Polizei mit 
sozialen Medien sprach. Dem Ar­
gument, dass die polizeiliche Auf­
gabenerfüllung ohne Twitter und 
Co. gefährdet wäre, tritt der Baden-
Württembergische Datenschutzbe­
auftragte wohl zurecht entgegen, 
wenn er es für rechtsstaatlich be­
denklich hält, wenn die Behörden­
arbeit tatsächlich vom Geschäfts­
modell US-amerikanischer Social-
Media-Konzerne abhinge.6 

Dennoch darf in der Diskussion 
nicht unberücksichtigt bleiben, dass 
für die Polizei, jedenfalls soweit sie 
Strafverfolgung und die vorbeugen­
de Bekämpfung von Straftaten be­
treibt, nicht dasselbe datenschutz­
rechtliche Regime Anwendung fin­
det wie für andere Behörden, die 
bei ihrer Aufgabenerfüllung „nur“ 
an die DSGVO gebunden sind. 
Dies befreit die Polizei nicht da­
von, Daten bei ihrer Aufgabener­
füllung rechtmäßig, das heißt ins­
besondere nur im erforderlichen 
Umfang zu verarbeiten. Im Lich­
te der effektiven Gefahrenabwehr 
und Strafverfolgung könnte aber 
der „Haftungsverbund“, der laut 
EuGH nach DSGVO zwischen Be­
hörde und Plattformbetreiber be­
steht, möglicherweise anders beur­
teilt werden (nämlich in dem Sinne, 
dass keine gemeinsame Verantwort­
lichkeit besteht, weil Social-Media-
Anbieter und Polizeibehörde keine 
vergleichbaren Zwecke verfolgen). 

Auch dann blieben bei der Hand­
habung der Social-Media-Aktivität 
der Polizei aber praktische Fragen 
offen, wie mit Beiträgen zu anderen, 
nicht nur streng-polizeilichen Zwe­
cken umgegangen werden muss. 
Denn wenn wir ganz ehrlich sind, 
freut sich wohl jeder am meisten 
über das Foto der beiden Polizis­
ten mit den vorm Verkehrstod ge­
retteten Entenküken.
Luca Thieme 

desland Ernst und belässt es nicht 
nur bei Facebook-Fanpages, son­
dern will auch Behördenauftritte 
auf Twitter, Instagram und Co. be­
enden. Der Landesbeauftragte hat 
angekündigt, zunächst entsprechen­
de Warnungen gegenüber Landesbe­
hörden auszusprechen, aber wenn 
erforderlich den Betrieb auch zu 
untersagen. 

Er empfiehlt, auf alternative An­
gebote, wie etwa die Plattform Mas­
todon, auszuweichen.4 Diese For­
derungen stoßen bei der Baden-
Württembergischen Landespolizei 
offenbar nicht auf allzu viel Gegen­
liebe. Die Polizeipräsidentin stimmt 
dem Landesbeauftragten zwar zu, 
dass die Nutzung von Social Media 
rechtlich nicht unproblematisch sei, 
sieht aber offenbar in anderen Lö­
sungen keine ernsthafte Alternative, 
insbesondere zum Twitterauftritt.5 

Polizei und Social 
Media: Pro, Contra 
& Ausblick

 
Die Gründe für einen Weiterbetrieb 
der Social-Media-Auftritte auf Face­
book etc. liegen aus polizeilicher 
Sicht auf der Hand. Es gibt bisher 
keine datenschutzgerechte Plattform, 
die auch nur ähnliche Reichweiten 
aufweist. Die Kommunikation über 
Twitter und Facebook ist schnell 
und effizient, vor allem im Gefah­
renfall, wie nicht nur der Amoklauf 
in München, sondern auch ande­
re Notfälle und Ausnahmezustän­
de – von Waldbränden bis Corona – 
zeigen. Die Polizeipräsenz auf den 
Plattformen ist dabei auch erforder­
lich, um gerade in solchen Situatio­
nen Spekulationen und Falschmel­
dungen zu begegnen und objekti­
ve Informationen bereitzustellen. 
Fahndungsbilder und andere Infor­
mationen, die der Strafverfolgung 
dienen, gehören ebenfalls zu viel­
gesehenen Beiträgen. 

Zur Wahrheit gehört aber auch, 
dass eine erfolgreiche Kommunika­
tion über Facebook erfordert, dass 
die Polizei-Kanäle auch außerhalb 
von Gefahrenlagen und Fahndun­

widrig verhalte, sondern dass auch 
diejenigen, die Facebook-Fanpages 
(also eine Art Unternehmenspro­
fil) betreiben, für diese Datenver­
arbeitungen gemeinsam mit Face­
book verantwortlich sind im Sin­
ne der DSGVO.2 Das heißt, dass 
auch die Polizei beim Betrieb von 
Facebook-Seiten (gewissermaßen 
wie ein Anlass-Störer) dafür ver­
antwortlich ist, dass die Daten von 
Nutzern und Nichtnutzern recht­
mäßig verarbeitet werden, die Po­
lizeibeiträge direkt oder von außer­
halb Facebooks anschauen. 

Und genau da liegt das Problem: 
Ebenso wenig, wie die europäischen 
Datenschutzbehörden eine wirksa­
me Handhabe gegen die US-Riesen 
haben, können Behörden und Un­
ternehmen, die sich auf den Platt­
formen präsentieren, Facebook da­
zu zwingen, die Datenverarbeitun­
gen und -erklärungen anzupassen 
und so wirksame Einwilligungen der 
Nutzer einzuholen. Ihnen und den 
Facebook-Nutzern bleibt nur, die 
Kröte zu schlucken oder zu gehen.

Baden-Württemberg 
will Behörden
auftritte auf Twitter, 
Instagram und Co. 
beenden
Im Anschluss an die EuGH-Ent­
scheidung aus 2018 hatte die ge­
meinsame Konferenz der deutschen 
Datenschutzbehörden (DSK) schon 
klargestellt, dass ein weiterer Betrieb 
der Facebook-Fanpages durch öf­
fentliche Stellen nicht rechtmäßig 
sei und deshalb dringender Hand­
lungsbedarf bestehe.3 Baden-Würt­
temberg macht jetzt als erstes Bun­

schlau wird man aus den meist sei­
tenlangen Datenschutzerklärungen 
nicht, denen man zustimmen soll, 
bevor man einen eigenen Account 
anlegen kann. 

Wer sich Herrn Zuckerberg und 
Konkurrenten hier nicht kurzer­
hand durch einen beherzten Klick 
auf „Ich stimme zu“ ergeben will 
und den Plattformen lieber ganz 
fernbleibt, ist vor deren Daten­
sammelwut auch dann nicht un­
bedingt geschützt. U.a. über Social-
Media-Plugins, z.B. Like-Buttons 
in Webshops, Kochblogs und an­
deren Webseiten, die mit den je­
weiligen Social-Media-Profilen ver­
bunden sind, können Facebook, 
Twitter etc. ihre Cookies auch bei 
solchen Websitebesuchern platzie­
ren, die gar keine Plattformmitglie­
der sind. Wer nicht auch beim Be­
such anderer Webseiten auf der Hut 
ist und auch dort fleißig die Coo­
kie-Banner und Datenschutzerklä­
rungen liest, landet also früher oder 
später doch im Datensilo.

Das Problem 
der Fanpages 
von Behörden

 
Der Baden-Württembergische Lan­
desbeauftragte für den Datenschutz 
hat deshalb kurzerhand zum Jah­
reswechsel seinen Twitter-Auftritt 
eingestellt und alle anderen Lan­
desbehörden aufgefordert, es ihm 
gleichzutun. Das sei traurig und 
schade, aber unumgänglich gewe­
sen, um sich rechtskonform zu ver­
halten.1 Denn der Gerichtshof der 
Europäischen Union hatte schon 
2018 entschieden, dass nicht nur 
Facebook sich bei den dargestell­
ten Datenverarbeitungen rechts­

Nicht nur Influencer twit­
tern und posten fleißig 
auf den beliebtesten So­
cial-Media-Kanälen vor 
sich hin, auch die Poli­
zei ist auf Facebook, In­

stagram und Co. mit eigenen Auf­
tritten vertreten. Ganze Social-
Media-Teams bespielen diese Ka­
näle mit Content, der die be­
achtliche Zahl von Followern mit 
herzerwärmenden Fotos von ge­
retteten Entenfamilien sowie mit 
Stellenausschreibungen, Fahn­
dungsbildern und, wie während 
der Corona-Maßnahmen, mit In­
formationen zur Gefahrenabwehr 
versorgt. Dass Twitter und weitere 
Plattformen der Polizei wie auch 
anderen öffentlichen Einrichtun­
gen die Möglichkeit geben, vor al­
lem den jüngeren Teil der Bevöl­
kerung zu Zwecken der Öffent­
lichkeitsarbeit sowie für ihre ei­
gentliche Aufgabenerfüllung zu 
erreichen, stellt niemand mehr 
ernsthaft in Zweifel. Die Social-
Media-Arbeit ist zu einem festen 
Bestandteil in der Kommunikati­
onsstrategie geworden, insbeson­
dere der Polizeibehörden. 

Datenschutz
rechtliche Zweifel 
Ob das in Zukunft so bleiben kann, 
ist nicht sicher, weil am Geschäfts­
modell der Plattformen (neben an­
deren rechtlichen Bedenken) erheb­
liche datenschutzrechtliche Zweifel 
bestehen. Die US-amerikanischen 
Social-Media-Riesen sind schon lan­
ge im Visier der europäischen Da­
tenschutzbehörden, weil sie um­
fangreich Daten von Nutzern und 
anderen Personen zu allerlei Wer­
bezwecken verarbeiten. Wirklich 

IN ZUKUNFT 
FUNKSTILLE? 

1	Siehe einen ausführlichen Beitrag zur Stellungnahme von 
	 Stefan Brink, einschließlich Podcast: https://www.swr.de/
	 swraktuell/baden-wuerttemberg/brink-will-behoerden-notfalls-
	 twitter-verbieten-100.html, letzter Abruf am 27.04.2020.
2	EuGH, Urt. V. 5. Juni 2018, Rechtssache C-210/16,
	 „Facebook Fanpage“; weitgehend bestätigt in Urt. V. 29. Juli 2019, 	
Rechtssache C-40/17, „Fashion ID“.

3	Vgl. Entschließung der DSK vom 6. Juni 2018: Die Zeit der Verant­
wortungslosigkeit ist vorbei: EuGH bestätigt gemeinsame Verant­
wortung von Facebook und Fanpage-Betreibern.

4	Stefan Brink im Interview mit Juve, Juve 02/20, S.25 und 27.
5	S.o., Fn.1 (Podcast).
6	Zitat auf https://www.zdf.de/nachrichten/digitales/datenschutz-
behoerden-twitter-stefan-brink-100.html, letzter Abruf 27.04.2020.

Polizei-Twitter 
zwischen Klickzahlen 
und Datenschutz
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Die Absolventinnen und Ab­
solventen des zweijährigen 
Studiengangs sollen zukünf­

tig im Rahmen kriminalfachlich 
besonders qualifizierter Sachbe­
arbeitung als Ermittler in spezi­
ellen Phänomenbereichen wie 
Cybercrime, Politisch motivier­
te Kriminalität, Organisierte Kri­
minalität und anderen Feldern 
der Schwerstkriminalität profes­
sionell arbeiten können und da­
zu beitragen, die kriminalistische 
Wissenschaft anwendungsbezo­
gen weiterzuentwickeln. 

In mehreren sog. „Werkstätten 
der Modulkoordinatoren“ wurde 
inzwischen die finale Modulstruk­
tur des Studiengangs entwickelt.

Die Inhalte wurden so aufeinan­
der abgestimmt, dass eine optima­
le Verzahnung der einzelnen Mo­
dule gewährleistet ist.

MASTERSTUDIENGANG 
KRIMINALISTIK
IM LAND BRANDENBURG  

UPDATE

Bereits in der letzten Ausgabe berichteten wir über 
die Einführung des bundesweit ersten weiterbilden­
den Master-Studiengangs „Kriminalistik“ an einer 
polizeilichen Bildungseinrichtung, der Hochschule 
der Polizei des Landes Brandenburg (HPol).

Werkstatt der 
Modulkoordinatoren

Das Ergebnis mit den insgesamt 14 Mo­
dulen verteilt auf eine Studienzeit von 
vier Semestern kann sich sehen lassen:
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1
MODUL1
Propädeutikum 
Cindy Ehlert, M.A. Kriminologie
„Das Propädeutikum, Modul 1, bildet den wissen­
schaftlichen wie fachpraktischen Einstieg für die zu­
künftigen Studierenden des Masterstudiengangs Kri­
minalistik. Hier sollen sie aus der Praxis abgeholt, mit 
Studienmethoden vertraut gemacht und auf das um­
fangreiche Kriminalwissenschaftliche Studium vor­
bereitet werden. Dabei erwarte ich von den zukünfti­
gen Studierenden maximale Offenheit und ein gewis­
ses Maß an Neugier, um im Prozess des Umdenkens 
auch neueste, zukünftige kriminologische und krimi­
nalistische Phänomene zu erkennen. Um diese Auf­
gabe zu bewerkstelligen, stehen ihnen bereits in Mo­
dul 1 sowohl theoretisch als auch fachlich versierte 
DozentInnen zur Verfügung, die sich aktuell begin­
nen auf ihren Einsatz in diesem neuartigen Studien­
gang vorzubereiten.“
 

4
 

MODUL4
Kriminaltechnik und
forensische Wissenschaften
Prof. Dr. Imme Krüger
„Ich freue mich sehr auf den Beginn des Masterstudi­
engangs, denn er bedeutet einen Meilenstein für die 
kriminalpolizeiliche Ausbildung. Der Studiengang hat 
in meinen Augen nicht vornehmlich das Ziel, das the­
oretische Wissen zu bestimmten Fachgebieten zu ver­
mitteln, sondern vielmehr den Anspruch, fachspezifi­

Weitere Informationen 
zum Entwicklungsstand gibt 
es – stets aktuell – unter:  
www.master-kriminalistik.de 

Modulstruktur
Im Folgenden stellen einige der Modulverantwort­
lichen ihre Module kurz vor und äußern sich zu ih­
ren Erwartungen hinsichtlich des neuen Masterstu­
diengangs: 

sche Anforderungen aufzuzeigen und zu diskutieren, 
um für die spätere Ermittlungstätigkeit selbständig Lö­
sungswege daraus ableiten zu können. Von den Stu­
dierenden wird dafür eine große Portion Eigeniniti­
ative gefordert und die Bereitschaft erwartet, immer 
noch ein Stück weiter über den Tellerrand zu schauen. 
Ich bin gespannt darauf, gemeinsam mit den Studie­
renden an aktuellen Themen – natürlich insbesondere 
aus dem Bereich der Kriminaltechnik – zu arbeiten.“

6
MODUL6
Gefährdungseinschätzungen 
und gefahrenabwehrende 
Maßnahmen im kriminalpolizei-
lichen Kontext 
Prof. Dr. Jürgen Biedermann

„Gefahren im Vorfeld zu erkennen und zu bewerten, 
angemessen darauf zu reagieren und hierbei die rich­
tige Balance zwischen dem Sicherheitsbedürfnis der 
Gesellschaft, Freiheitsrechten und der Rechtsstaatlich­
keit zu wahren, ist kein einfaches Unterfangen. Dies 
zeigt sich aktuell sehr eindrucksvoll am Beispiel der 
Corona-Krise. Derartige Problematiken stellen sich 
allerdings auch in polizeilichen Anwendungsfeldern 
wie der Verhinderung von politisch motivierten An­
schlägen, Rückfalltaten bei Sexualstraftätern oder an­
derweitigen Delikten der schweren Kriminalität. Ich 
freue mich darauf, den Studierenden bald gemeinsam 
mit interessanten Akteuren aus der polizeilichen Pra­
xis methodische Grundlagen für prognostische Ge­
fährdungseinschätzungen sowie rechtliche und prak­
tische Aspekte bei der Umsetzung gefahrenabwehren­
der Maßnahmen im kriminalpolizeilichen Kontext 
vermitteln zu können.“

8
MODUL8
Cybercrime
Dr. Thomas Gabriel Rüdiger
„Obwohl die Nutzung digitaler Medien mittlerweile 
selbstverständlicher Bestandteil unseres Alltags ist, 
werden viele Studierenden unsicher sein was im Mo­
dul 8 „Cybercrime“ von ihnen erwartet wird. Eines 
gleich vorweg, Programmierfähigkeiten, werden in 
diesem Modul keine zentrale Rolle einnehmen. Der 
Grundgedanke ist es vielmehr, dass man nicht ein­
fach davon ausgehen kann, dass jeder Studierende 
von vornherein polizeiliche oder kriminalistischeMe­
dienkompetenz besitzt oder gar an der Ermittlungen 
digitaler Delikte beteiligt war. Vielmehr müssen wir in 
diesem Modul einen Zwischenweg finden aus der di­
gitalen Polizeiarbeit, der Cyberkriminologie und den 
kriminalistischen und strafprozessualen Ermittlungs­
möglichkeiten in diesem Bereich. Hierzu werden wir 
auf nationale wie internationale Referenten aus den 
unterschiedlichsten Fachdisziplinen setzen, um eine 
bestmögliche Bandbreite an Themen mit einem ho­
hen fachlichen Input zu gewährleisten. 
Als Abschlussprüfung ist dabei die Anfertigung und 
prinzipielle Veröffentlichung eines wissenschaftlichen 
Artikels vorgesehen und ich hoffe, dass die Studieren­
den dies auch als eine Chance begreifen, ein relativ 
unbearbeitetes kriminalwissenschaftliches Fachgebiet 
mit prägen zu können. Diese generelle Offenheit und 
Neugier für digitale Themen wäre auch meine grund­
sätzliche Erwartungshaltung an die Studierenden.“

Momentan arbeiten die Modul­
verantwortlichen gemeinsam mit 
den Dozentinnen und Dozenten 
der jeweiligen Module an der Fein­
planung der Modulinhalte. Hier­
zu finden sukzessive Dozenten­
treffen statt. 

Eine weitere entscheidende Auf­
gabe im Rahmen der Vorbereitung 
des Studiengangs besteht in der Ak­
quise geeigneter, hochqualifizierter 
Dozentinnen und Dozenten.

So wurden zunächst drei Profes­
suren im Bereich Kriminalistik mit 
jeweils unterschiedlichen Schwer­
punkten an der HPol ausgeschrie­
ben. Das erste Berufungsverfahren 
ist bereits abgeschlossen, das zwei­
te in vollem Gange und ein drittes 
wird aktuell vorbereitet. 

Daneben werden auch erfahrene 
Experten aus der kriminalpolizeili­
chen Praxis und aus dem Bereich 
der Staatsanwaltschaft im neuen 
Studiengang zum Einsatz kommen. 

Natürlich wird auch – insbeson­
dere im Hinblick auf die Modul­
koordinierung – auf das erfahrene 
Stammpersonal der HPol zurück­
gegriffen. 

Im neuen Studiengang spielen 
auch die Einführung und Auswei­
tung mediengestützter Lehr- und 
Lernformen eine große Rolle. Als 
Beispiel sei hier das sog. „Blended-
Learning“ genannt. Hierbei handelt 
es sich um eine Lernform, die die 
Vorteile von Präsenzveranstaltun­
gen mit denen des „E-Learnings“ 
kombiniert. 

Die notwendige Aufrüstung im 
Bereich IT-Infrastruktur wurde 
durch Freigabe entsprechender Mit­
tel im Landeshaushalt ermöglicht. 

IT-Experten des Zentraldienstes 
sowie des Zentralen IT-Dienstleis­
ters arbeiten nun mit Hochdruck 
an der Umsetzung.   

Zum Stand des Auswahlverfah­
rens lässt sich sagen, dass momen­
tan die eingegangenen Bewerbun­
gen für den Studiengang gesichtet 
werden. Bewerberinnen und Bewer­
ber, die alle Zugangsvoraussetzun­
gen erfüllen, müssen sich zunächst 
einer computerbasierten Studiener­
folgseinschätzung stellen. Hierbei 
handelt es sich um ein von erfahre­

nen Psychologinnen und Psycholo­
gen entwickeltes Testverfahren, wel­
ches einerseits die kognitiven Fähig­
keiten überprüft und andererseits 
Rückschlüsse auf die Persönlich­
keit zulässt. Die Auswahlkommissi­
on berücksichtigt das Testergebnis 
im anschließenden Auswahlverfah­
ren bei ihrer Auswahlentscheidung. 

Die im ersten Studienjahrgang 
zu vergebenden Studienplätze wer­
den sich letztlich auf Bewerberin­
nen und Bewerber des Polizeiprä­
sidiums, der Hochschule der Poli­
zei und der Bundespolizei verteilen. 

Ein großer Schritt in Richtung 
einer erfolgreichen Akkreditierung 
des Masterstudiengangs wurde am 
2. und 3. März 2020 mit einem Be­
such der Gutachtergruppe auf dem 
Campus der Hochschule der Poli­
zei gemacht. 

An beiden Tagen fand eine Prü­
fung auf Herz und Nieren u.a zu den 
Zugangsvoraussetzungen, zum Mo­
dulhandbuch und Prüfungsrecht, 
Internationalität, Forschungsvor­
haben, Hochschulentwicklung oder 
ganz praktischen Fragen wie Un­
terrichtsausfall, Campusleben und 
personellen Ressourcen statt. 

Die fünfköpfige Gutachtergruppe 
der Akkreditierungsagentur erstellt 
nun auf Basis des Selbstberichtes 
der Hochschule und der geführten 
Gespräche ein Gutachten, in wel­
chem u.a. geprüft wird, ob die for­
malen und fachlichen Vorausset­
zungen für die Durchführung des 
Studiengangs und die Verleihung 
des Mastergrades erfüllt sind.

Nach einem ersten positiven 
Feedback der Gutachtergruppe 
fand Präsident Rainer Grieger ab­
schließend die passenden Worte: 
„Die Gutachterinnen und Gutach­
ter haben uns wertvolle Hinweise 
gegeben, die wir in die weitere Pla­
nung des Studiengangs aufnehmen 
werden. Es gilt jetzt, die Zeit bis 
zum Studienbeginn zu nutzen, um 
die Voraussetzungen für einen op­
timalen Start zu schaffen.“
Timm Schindler, HPol BB
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greifenden Zusammenarbeit 
eines möglichst breiten Spek­
trums von Akteuren und Insti­
tutionen in einer Gemeinde,
	■ die Zusammenarbeit in eigens 
dazu eingerichteten Gremien, 
deren
	■ Ziel unter anderem darin be­
steht, die Präventionsarbeit 
dauerhaft und systematisch zu 
betreiben,
	■ die Beteiligung der Bürger an 
der Vorbeugung und
	■ die Orientierung der Beteilig­
ten an gemeinsam erarbeiteten 
Problembeschreibungen und 
Ursachenanalysen.
Was in einer Kommune als Pro­

blem angesehen wird – beispiels­
weise eine Einbruchserie, herum­
lungernde Jugendliche, ein Korrup­
tionsfall in der Stadtverwaltung, 
Angsträume in Parks und Tiefga­
ragen oder Mobbing an Schulen 
– hängt von der jeweiligen Pers­
pektive ab. Die Ansichten über die 
drängendsten Probleme vor Ort sind 
zum Beispiel bei Mitarbeitern der 
Sucht- und Drogenberatungsstel­
le, des Ordnungsamtes, der Polizei, 
freien Trägern der Kinder- und Ju­
gendhilfe, der Frauen- und Gleich­
stellungsbeauftragten, bei den Bür­
gerinnen und Bürgern, in der Poli­
tik oder in der Wohnungslosenhilfe 

Zum einen hat sich die Er­
kenntnis durchgesetzt, 
dass es sinnvoller er­
scheint, Kriminalität gar 
nicht erst entstehen zu 
lassen, als sie später be­

kämpfen zu müssen. Unter dem 
Schlagwort „Vorbeugen ist bes­
ser als heilen“ hat der Gedanke 
der Vorbeugung von Kriminalität 
einen deutlich höheren Stellen­
wert erhalten. Zudem rückte mit 
der Kommune ein örtlicher Be­
zugsrahmen in den Blick, in dem 
möglichst alle berührten Institu­
tionen, Organisationen und Per­
sonen in einem „gesamtgesell­
schaftlichen“ Ansatz gemeinsam 
an der Vorbeugung von Krimina­
lität mitwirken sollen. Dies führ­
te zur Entwicklung des Konzepts 
kommunaler Kriminalpräventi­
on, dessen wesentliche Idee dar­
in besteht, in einer Gemeinde ge­
meinschaftlich für ein lebenswert­
eres Umfeld zu sorgen und da­
mit Kriminalität vorzubeugen.2 
Allgemeine Ziele der Kriminal­
prävention sind die Verhinderung 
von Kriminalität sowie eine Ver­
besserung des subjektiven Sicher­
heitsgefühls in der Bevölkerung.

Neu am Konzept der kommuna­
len Kriminalprävention waren3,
	■ der Gedanke einer ressortüber­

Die kommunale Kriminalprä­
vention ist die Basis der gesamt­
gesellschaftlichen Kriminalprä­

vention. Der Landespräventions­
rat Brandenburg (LPR) hat es 

sich zur Aufgabe gemacht, Ver­
antwortungsträger in den Kom­
munen zu ermuntern, kommu­

nale Präventionsgremien zu 
gründen, inaktive wieder zu be­
leben oder vorhandene zu stär­

ken bzw. weiter aktiv zu nutzen. 
Am 20. Februar 2020 rief der 

Beirat des LPR unter Vorsitz des 
Innenministers das „Vernet­

zungsgremium Kriminalpräven­
tion vor Ort“ formal ins Leben 
gerufen werden. Hiermit bietet 

der LPR allen bestehenden kom­
munalen Präventionsgremien 

und daran Interessierten ein auf 
Kontinuität ausgerichtetes Fo­
rum, um sich zu vernetzen und 

Projektideen auszutauschen.

Von der Sturm- und 
Drang- zur Konso
lidierungsphase

Kommunale Kriminalprävention

Eine zentrale Aufgabe des Staates besteht darin, für ein ungefährde-
tes Zusammenleben der Bürgerinnen und Bürger zu sorgen. Nach 
klassischem Verständnis wird diese Aufgabe in erster Linie und 
originär durch Polizei und Justiz wahrgenommen.1 Seit Anfang der 
1990er Jahre jedoch hat sich ein Perspektivwechsel vollzogen, der 
auch viele andere „zivile“ Akteure in die Aufgabe einbezieht, die 
Sicherheit vor Ort, in den Städten und Gemeinden zu verbessern.

Grafik: Schreiber 2018, 
Daten: Online-Umfrage zur Kommunalen 
Kriminalitätsprävention 2018, 
Pädagogische Hochschule Freiburg, 
Kartengrundlage: ESRI Data & Maps, 2001, 
BBSR, 2018

Abb. 1
Kriminalpräven
tive Gremien 
in Deutschland
(Schreiber 2019)
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der Problemlagen ermittelt. Bei den 
aktiven Gremien bestand zum Zeit­
punkt der Erhebung auch kein ein­
heitliches Modell der Ausgestaltung, 
doch dominierten in Brandenburg 
als Flächenland „schlanke“ Formen 
der Zusammenarbeit. Resümierend 
kommt die Autorin zu dem Schluss, 
Erfolg versprechende Kriminalprä­
vention setze eine grundsätzliche 
Bereitschaft zur gemeinsamen Prä­
ventionsarbeit voraus, die an der 
Basis ansetze und die örtlichen Pro­
bleme einbeziehen müsse9.

Dieser Befund deckt sich mit 
Ergebnissen der qualitativen For­
schung, solchen Untersuchungen 
also, die stärker in die Tiefe gehend, 
einzelne Gremien in den Blick ge­
nommen haben. Auf der Grundla­
ge der bisherigen empirischen Be­
funde zu Kooperationsbeziehungen 
in kommunalen Präventionsgremi­
en lassen sich empirisch und theo­
retisch belastbare Gelingensbedin­
gungen und Gestaltungsfaktoren 
formulieren10.

Besondere Wirkung entfaltet 
die Kommunale Kriminalpräven­
tion dann, wenn die Identifizierung 
der Themen und Handlungsfelder 
auf der Grundlage von konkreten 
Daten, qualitativen Lagebildern und 
Situationsanalysen erfolgt, um ge­
meinsame Handlungsbedarfe zu klä­
ren. Diese Analysen finden jedoch 
häufig nicht oder nur unzureichend 
statt, was die Klärung der Präventi­
onsziele und die Abstimmung des 
Präventionskonzepts, bei zusätzlich 
häufig voneinander abweichenden 
Präventionsverständnissen der in 
den Gremien beteiligten Professio­
nen, erschwert. Kooperation kann, 
insbesondere nachhaltig, nur dann 
gelingen, wenn sich die beteiligten 
Partner untereinander über Prob­
lemdiagnosen verständigen und Lö­
sungsansätze ins Auge fassen, die 
sich anschließend auf ihre jewei­
ligen Wirkungen hin untersuchen 
lassen11.

Durchaus bewährt hat sich in 
Städten einer bestimmten Grö­
ßenordnung die Organisation mit 
einem Leitungs- oder Koordinati­
onskreis, in dem höherrangige Ver­
antwortliche zusammenkommen, 

re Organisationsformen sowie auch 
die Erledigung von Problemstellun­
gen7. Auf Grundlage dieser Unter­
suchungsergebnisse lässt sich zu­
sammenfassend ein ambivalentes 
Bild zeichnen. Auf der einen Seite 
scheint die Sturm- und Drangphase 
der bundesweiten Gremiengründun­
gen in den späten 1990er Jahre be­
endet. Zugleich weisen viele der be­
stehenden Gremien – insbesondere 
in größeren Kommunen – einen ho­
hen Professionalisierungsgrad auf. 
Sie haben sich in den letzten Jah­
ren konsolidiert, arbeitsfähige Ko­
operationsstrukturen ausgebildet 
und verfügen über eine ausreichen­
de Ressourcenausstattung. 

Ergänzend zu diesen bundeswei­
ten Befunden liegt für das Bundes­
land Brandenburg ebenfalls eine der 
wenigen Studien über die Vertei­
lung und den Aktivitätsgrad kom­
munaler Präventionsgremien vor. 
Auch in Brandenburg wird seit 1992 
mit dem Konzept der „Kommunale 
Kriminalitätsverhütung“ (KKV) ge­
arbeitet, das unterschiedliche For­
men der Zusammenarbeit vorsieht. 
Als typische Organisationsmodelle 
haben sich neben Sicherheits- und 
Ordnungspartnerschaften die soge­
nannten KKV-Kommissionen etab­
liert8. Innerhalb dieser Kommissio­
nen befassen sich insbesondere Poli­
zei und Akteure der Verwaltung mit 
wechselnden Problemstellungen, 
wobei die themenbezogene Mitar­
beit von weiteren gesellschaftlichen 
wie auch staatlichen Akteuren vor­
gesehen ist. In ihrer Bestandsauf­
nahme kommt Dzierzon zu dem 
Ergebnis, dass von den 72 in 2015 
dem Innenministerium gemeldeten 
Kommissionen knapp über die Hälf­
te der Gremien nicht mehr aktiv ge­
wesen ist. Ein Großteil dieser „ein­
geschlafenen“ Gremien befand sich 
in Städten und Gemeinden mit we­
niger als 20.000 Einwohnern. Als 
Gründe für die Einstellung der Ak­
tivitäten werden, ähnlich wie in der 
Untersuchung von Schreiber, u.a. 
kommunale Führungswechsel, das 
Ausscheiden zentraler Gremienmit­
glieder, Struktur- und Personalver­
änderungen bei der Polizei sowie 
der Wegfall ursprünglich bestehen­

möglicherweise ganz unterschied­
liche. Im Rahmen der kommuna­
len Prävention soll daher zunächst 
gemeinsam festgestellt werden, was 
zumindest von einer Mehrheit der 
Beteiligten als vorrangig verbesse­
rungswürdig angesehen wird. Wenn 
eine gemeinsame Problemwahrneh­
mung hergestellt wird – so die Idee 
– können auch viele Beteiligte moti­
viert werden, im Rahmen ihrer Mög­
lichkeiten an der Lösung der Pro­
bleme mitzuwirken. 

Kommunale Kriminalprävention 
wurde und wird also von der Ziel­
vorstellung getragen, dass die Ein­
zelmaßnahmen eine größere Brei­
tenwirkung erzielen, sich deren Effi­
zienz und Effektivität erhöhen wenn 
sich die relevanten Akteure an einen 
Tisch setzen. Laufende und geplan­
te Maßnahmen sollen koordiniert, 
akteursbezogenes Fachwissen aus­
getauscht, Präventionsbedarfe er­
kannt und bedarfsorientierte Kon­
zepte umgesetzt werden. 

nen ab 10.000 Einwohner, in mitt­
leren oder größeren Städten dem­
nach, aktiv. 

Neben der Anzahl und Verteilung 
dieser Gremien in Deutschland war 
ein weiterer Untersuchungsschwer­
punkt auf deren Zusammensetzung 
gerichtet. Dabei zeigte sich, dass 
kommunale Präventionsgremien 
nach wie vor höchst unterschied­
lich organisiert sind. Erwartungs­
gemäß sind Stadt- oder Kommu­
nalräte, Strafverfolgungsbehörden 
sowie die Kommunalverwaltungen 
besonders häufig in diesen Gremien 
vertreten (vgl. Abbildung 2). Etwa 
ein Drittel der Zusammenschlüs­
se (zumeist in größeren Kommu­
nen) verfügt über eine zweigliedrige 
Struktur, bestehend aus einem Len­
kungsgremium und untergeordneten 
Arbeitskreisen oder Stadtteilgremi­
en. Solche mehrstufig strukturierten 
Gremien weisen in der Regel einen 
höheren Professionalisierungsgrad 
auf. Ihnen steht mehr Personal für 
eine hauptamtliche Geschäftsfüh­
rung zur Verfügung, sie können auf 
ein größeres Budget zurückgreifen 
und ihrer Arbeit liegt häufiger ein 
schriftliches Konzept zugrunde.

Kommunale Präventionsgremien 
konzentrieren sich zumeist auf Si­
cherheits-, Kriminalitäts- und Ord­
nungsphänomene im öffentlichen 
Raum sowie auf Zielgruppen, die 
für diese Phänomenbereiche als ge­
fährlich oder gefährdet angesehen 
werden (vgl. Abbildung 3). Gewalt, 
Vandalismus, Störungen der öffent­
lichen Ordnung sowie Sucht/Dro­
gen sind somit die vorherrschenden 
Themenfelder. Adressiert werden 
insbesondere Jugendliche, Sucht­
kranke, Obdachlose und – für das 
ebenfalls häufig thematisierte Feld 
der häuslichen Gewalt – Frauen. Ei­
ne dritte Perspektive zur Themen­
findung richtet sich auf den Raum, 
also z. B. besondere Verkehrsberei­
che (z. B. Bahnhof), Fußgängerzo­
nen oder sogenannte Angsträume6. 
Als Gründe für ihre Auflösung nen­
nen ehemalige Gremienmitglieder 
fehlende personelle, finanzielle und 
zeitliche Ressourcen, Umstruktu­
rierungen (vor allem in Folge von 
Wahlen), die Überführung in ande­

Seit das erste kommunale Präven­
tionsgremium in Deutschland seine 
Arbeit aufnahm, sind nun mehr als 
25 Jahre vergangen. Seither enga­
gieren sich Fachleute aus Polizeibe­
hörden und Kommunalverwaltun­
gen, Verbänden und Vereinen so­
wie interessierte Bürgerinnen und 
Bürger in solchen sehr unterschied­
lich ausgestalteten und besetzten 
Gremien für eine kommunal ver­
ankerte, multiperspektivisch ange­
legte und nachhaltig wirkende Kri­
minalprävention. 

Im Hinblick auf die Kommuna­
le Kriminalprävention beschrän­
ken sich neu entstandene koope­
rative Strukturen im Wesentlichen 
auf zwei institutionelle Formen: Ei­
nerseits die Zusammenarbeit pro­
fessioneller Sicherheitsakteure auf 
gesamtstädtischer Ebene bzw. bis­
weilen auch in einzelnen Stadttei­
len im Sinne von Expertenrunden, 
die sich gegebenenfalls anlass- und 
themenbezogen in spezialisierte Ein­

zelarbeitskreise aufteilen. Anderer­
seits entstanden Projektformen, die 
explizit auf eine Einbindung von 
Bürgerinnen und Bürgern in die Si­
cherheitsgewährleistung zielten, so 
zum Beispiel die so genannten Bür­
gerwachten sowie Sicherheitspart­
nerschaften in unterschiedlichen 
Bundesländern.4 Als stabil erwie­
sen sich letztlich jedoch vor allem 
die stadtweiten Gremienstrukturen, 
über deren Verbreitungsgrad und 
Implementationsstand nur wenige 
aktuellen Studien verfügbar sind. 

Zuletzt hat Schreiber 20195 eine 
bundesweite Bestandsaufnahme 
über die Zahl der aktiven Präven­
tionsgremien, deren Arbeit und Zu­
sammensetzung durchgeführt. Sie 
konnte knapp 600 kriminalpräven­
tive Gremien in Deutschland ermit­
teln und kommt zu dem Ergebnis, 
dass deren Anzahl um 40% im Ver­
gleich zu 2007 zurückgegangen sei 
(vgl. Abbildung 1). Ein Großteil der 
ermittelten Gremien ist in Kommu­

Grafik: Schreiber, Ouelle: eigene 
Erhebung 2017/18 (n_aktive Gremien 
ohne Gebietsebene „Landkreis“=93)

Beteiligung an 
allen Gremien in %

Abb. 2
Zentrale Akteure 
lokaler Präven
tionsgremien 
(Schreiber 2019)



zung durch den Landespräventi­
onsrat Sachsen erfahren die Kom­
munen in Form von Fördermitteln, 
durch Angebote der themenbezoge­
nen Aus- und Fortbildung, bei der 
Durchführung einer Sicherheitsana­
lyse sowie durch ein begleitendes 
Coaching beim Aufbau von Präven­
tionsstrukturen.

Nach einer Sturm- und Drang­
phase in den 1990er Jahren und 
einer sich anschließenden Perio­
de der Ernüchterung finden sich 
damit aktuell Anzeichen für eine 
Konsolidierung des Konzeptes der 
Kommunalen Kriminalprävention. 
Praktische Erfahrungen und wis­
senschaftliche Erkenntnisse wer­
den nutzbar gemacht, um zielgerich­
tete, abgestimmte und nachhaltige 
Formen kommunaler Prävention 
zu etablieren.
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fenheiten, benötigtes Fachwissen, 
praktische Kompetenzen, Zielgrup­
penzugang und Ressourcenverant­
wortung sind wichtige Prüfpunk­
te für die Auswahl von Gremien­
partnern.

Die Arbeitsbündnisse leben nicht 
zuletzt von der gegenseitigen fach­
lichen Anerkennung der teilneh­
menden Expertinnen und Exper­
ten. Eine wesentliche Voraussetzung 
für die gegenseitige fachliche Wert­
schätzung der Akteure sind Kennt­
nisse über Handlungsgrundlagen 
der Partner, fachliche oder juristi­
sche Restriktionen sowie die Hand­
lungslogiken der beteiligten Profes­
sionen mit ihren jeweiligen Wirkun­
gen auf die gemeinsame Arbeit12.

Erfolgreich ist Kommunale Krimi­
nalprävention, wenn es – aus Sicht 
der Beteiligten – gelingt, durch Ko­
operation und Zusammenarbeit ei­
nen Mehrwert zu schaffen, der Nut­
zen für alle Beteiligten ersichtlich 
wird, die Kooperation auf geklär­
ten Präventionsverständnissen und 

um Grundsatzentscheidungen zu 
fällen, Anweisungen in ihre Orga­
nisationen zu geben sowie Ressour­
cenentscheidungen zu treffen. Die­
sem zugeordnet sind dann mehrere 
Arbeitskreise, die interinstitutionell 
arbeitend und auch Anspruchs- und 
Leistungsvereinigungen einbezie­
hend, auf der operativen Fachebe­
ne Konzepte entwickeln und Hand­
lungen abstimmen. Bedeutsam ist 
die strukturierte Kopplung beider 
Ebenen.

Stabilität und Nachhaltigkeit ent­
falten kommunale Präventionsgre­
mien, in denen die Akteurszusam­
mensetzung planvoll auf die zu be­
handelnde Thematik ausgerichtet 
wird. Die Auswahl erfolgt dann 
nicht auf der Grundlage persönli­
cher Netzwerke oder gar Sympa­
thien von Organisationsrepräsen­
tanten, sondern auf der systema­
tischen Analyse der zu lösenden 
(oder auch nur zu behandelnden) 
Probleme. Formelle Zuständigkei­
ten, direkte und mittelbare Betrof­

für das konkrete Vorgehen bildet 
in allen beteiligten Kommunen 
eine Erhebung der spezifischen 
kommunalen Sicherheitsbedürf­
nisse unter Einbeziehung der 
Sorgen und Ängste der Bürge­
rinnen und Bürger. Auf Grund­
lage dieser Bestandaufnahme so­
wie der Ermittlung vorhandener 
Präventionsmaßnahmen wer­
den mit Unterstützung polizei­
licher KOMPASS-Berater pass­
genaue Problemlösungsansatz 
zwischen den Beteiligten vor 
Ort entwickelt. Sofern bestimm­
te prozessorientierte (Problem­
analyse, Durchführung von Si­
cherheitskonferenzen etc.) und 
inhaltliche (Existenz eines funk­
tionierenden Präventionsrates 
oder eine aktive Beteiligung auf 
Kreisebene, mindestens drei Prä­
ventionsmaßnahmen in der Um­
setzung oder bereits umgesetzt) 
Voraussetzungen erfüllt, kann 
den Kommunen ein Sicherheits­
siegel durch den Hessischen Mi­
nister des Innern und für Sport 
verliehen werden.

Seit einem Jahr wird in Sach­
sen im Rahmen der Landesstra­
tegie „Allianz Sichere Sächsi­
sche Kommunen“ (ASSKomm) 
(https://www.asskomm.sachsen.
de/index.html) die strukturierte 
und systematische Etablierung 
kommunaler Präventionsgremi­
en gefördert. Basierend auf wis­
senschaftlichen und praktischen 
Erkenntnissen werden Kommu­
nen beim Aufbau eines wirk­
samen Präventionsnetzwerkes 
unterstützt. Bestandteile einer 
nachhaltigen Präventionsstra­
tegie sind auch hier die Durch­
führung von Sicherheitsanalysen 
zur Ermittlung der tatsächlichen 
Kriminalitätsbelastung sowie der 
gefühlten Sicherheit, die Betei­
ligung der Bevölkerung in Form 
von Quartiersbegehungen und 
-diskussionen, die Entwicklung 
einer abgestimmten Präventions­
strategie unter Berücksichtigung 
vorhandener Ressourcen und 
Rahmenbedingungen sowie die 
Überprüfung, ob avisierte Zie­
le erreicht wurden. Unterstüt­

geteilten Zielsetzungen beruht so­
wie konkrete Problemstellungen 
vor Ort berücksichtigt. 

In den letzten Jahren sind in 
mehreren Bundesländern Initiati­
ven gestartet worden, um die kom­
munale Prävention unter Berück­
sichtigung dieser empirischen Er­
kenntnisse weiter zu entwickeln 
und zu fördern. Beispielhaft seien 
die Projekte KOMPASS (Kommu­
nal Programm Sicherheitssiegel) des 
Landes Hessen sowie ASSKomm 
(Allianz Sichere Sächsische Kom­
munen) kurz porträtiert.

Ausgangspunkt des Projektes 
KOMASS (https://innen.hessen.
de/sicherheit/kompass) ist eine in 
vielen Kommunen vorherrschende 
Diskrepanz zwischen einer sinken­
den festgestellten Kriminalitätsbe­
lastung und einem zugleich steigen­
den Unsicherheitsgefühl in der Be­
völkerung. Durch eine verstärkte 
Zusammenarbeit zwischen Bevöl­
kerung, Polizei und Kommune soll 
dem entgegengewirkt werden. Basis 

1 Heinz, W. (2004): Kommunale Kriminalprä­
vention aus wissenschaftlicher Sicht. In: Ker­
ner, H.-J.; Marks, E. (Hrsg.): Internetdokumen­
tation Deutscher Präventionstag. Hannover.
2 Vgl. Feltes, T. (2004): Gemeinschaftliche statt 
kommunale Kriminalprävention: Ein neuer Weg? 
In: Die Kriminalprävention 1/2004, S. 12.
3 Vgl. Schwind, H.-D. (2007): Kriminologie, 
Eine praxisorientierte Einführung mit Beispie­
len, 17., neubearbeitete und erweiterte Aufla­
ge, Heidelberg, S. 361.
4 Vgl. Wurtzbacher, J. (2004). Sicherheit durch 
Gemeinschaft? Bürgerschaftliches Engagement 
für öffentliche Sicherheit. Opladen: Leske + 
Budrich sowie Wurtzbacher, J. (2008): Urba­
ne Sicherheit und Partizipation. Stellenwert 
und Funktion bürgerschaftlicher Beteiligung an 
kommunaler Kriminalprävention. Wiesbaden.
5 Schreiber, V. (2019): Kommunale Kriminal­
prävention in Deutschland – Fortschreibung 
einer Bestandsaufnahme 2017, Forschungs­
berichte des Nationalen Zentrums für Krimi­
nalprävention Nr. 1 2019, Bonn.  Kober, M., 
Frevel, B., van den Brink, H. & Wurtzbacher, 
J. (2018): Evidenz in der Kommunalen Krimi­
nalprävention, In: M. Walsh, B. Pniewski, M. 
6 Kober & A. Armborst (Hrsg.), Evidenzorien­
tierte Kriminalprävention in Deutschland. Ein 
Leitfaden für Politik und Praxis. Wiesbaden.
7 Schreiber, V. (2019). a.a.O. S. 33.
8 Dzierzon, M. (2016): Kommunale Kriminalprä­
vention in Theorie und Praxis. Eine Bestands­
aufnahme am Beispiel des Landes Branden­
burg, In: forum kriminalprävention 2016 (3).
9 Dies., S. 8.
10 Vgl. Frevel, B. (Hrsg.) (2007). Kooperative 
Sicherheitspolitik in Mittelstädten. Studien zu 
Ordnungspartnerschaften und Kriminalpräven­
tiven Räten. Frankfurt am Main sowie Frevel, 
B. (Hrsg.) (2012). Handlungsfelder lokaler Si­
cherheitspolitik. Netzwerke, Politikgestaltung 
und Perspektiven. Frankfurt am Main.
11 Vgl. Fritze, A., & Uebelhart, B. (2015). Wir­
kungsorientierung in der Kooperation. In: U. 
Merten & U. Kaegi (Hrsg.) Kooperation kom­
pakt – Professionelle Kooperation als Struk­
turmerkmal und Handlungsprinzip der Sozi­
alen Arbeit. Opladen, S. 122.
12  Frevel, B. (2012). a.a.O. S. 339.

Grafik: Schreiber, Ouelle: eigene 
Erhebung 2017/18 (n=177)
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Marcus Kober
Nationales Zentrum für 
Kriminalprävention (NZK)

Das Nationale Zentrum Kriminal-
prävention (NZK) ist ein wissen-
schaftlicher Fachdienst für Krimi-
nalpolitik und Kriminalprävention. 
Es macht wissenschaftliche Befun-
de über die Wirksamkeit von kri-
minalpräventiven Maßnahmen für 
Politik & Praxis anschlussfähig.
Das NZK wurde 2016 auf Empfeh-
lung der unabhängigen Arbeits-
gruppe „Kriminalität und Sicher-
heit im Expertendialog der Bundes-
kanzlerin gegründet und befindet 
sich derzeit in der Aufbauphase. 
Organisatorisch und räumlich ist 
die Einrichtung derzeit an die Stif-
tung Deutsches Forum für Krimi-
nalprävention (DFK) angegliedert. 
Das Bundesministerium des In-
nern, für Bau und Heimat fördert 
das NZK. Seinem interdisziplinä-
ren Team stehen ein Fachbeirat 
und eine Steuerungsgruppe mit 
Vertretern aus Wissenschaft, Poli-
tik und Praxis zur Seite.

Abb. 3
Bereiche und Hand
lungsfelder lokaler 
Präventionsarbeit 
(Schreiber 2019)

Gefördert durch:
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des Deutschen Bundestages
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Schlichtes Warten emp­
finden viele Menschen 
als echte Belastung. Nur 
wie geht man damit um, 
wenn warten zum Be­
rufsalltag gehört? 

Es ist 21:30 Uhr und es regnet. Rei­
fen quietschen, es folgen Schreie, 
vermummte Personen stürmen auf 
die blaue Passat-Limousine zu: „Po­
lizei – keine Bewegung.“ Die Ver­
mummten reißen kurz nach ih­
rer Ansage die Fahrertür auf. „Die 
Hände aufs Armaturenbrett, sofort“, 
schreit ein Beamter den Fahrer an. 
In diesem Moment knallt es. Ein 
Schuss wurde abgegeben. „Zweite 
Person hat eine Waffe und auf Kol­
legen gezielt“, gibt eine Polizistin 
ihren Kollegen durch und reißt die 
Beifahrertür auf. Fast synchron zie­
hen die Beamten Fahrer und Bei­
fahrer aus der Limousine. Weite­
re Männer umstellen das Fahrzeug 
und sichern die Waffe. „Fahrer ge­
fesselt“, meldet ein Beamter. „Bei­
fahrer gefesselt“ ruft ein Anderer. 
Beide Insassen liegen nun mit den 
Händen auf den Rücken fixiert auf 
dem nassen Boden. „Break, break, 
break“ sagt ein groß gewachsener 
Mann und beendet die Übung. Dass 
es nur eine Übung war, konnte man 
auf den ersten Blick allenfalls an 
den Pistolen der Beamten sehen. 
Mit den sogenannten Blauwaffen 
können die Mitglieder des Mobi­
len Einsatzkommandos (MEK) ge­
fahrlos trainieren und auch Szena­
rien durchspielen, in denen sie ge­
zwungen sind, von der Schusswaffe 
Gebrauch zu machen. Wären die 
Blauwaffen nicht gewesen hätte es 
sich durchaus auch um einen rea­
len Zugriff handeln können. „Wir 
versuchen, so realitätsnah wie mög­
lich zu trainieren. Nur so sind wir 

DAS MOBILE
EINSATZKOMMANDO 
DER POLIZEI 
BRANDENBURG

Zugriffsübung bei Nacht
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bestmöglich auf den Ernstfall vor­
bereitet“, sagte Michael Mauer*, der 
in dieser Übung schießen musste. 
Zum Schutz ihrer Identität arbeiten 
die Frauen und Männer des MEK 
in der Öffentlichkeit mit Aliasna­
men. Auch Zugriffe erfolgen nur mit 
Sturmhaube oder wie es im offiziel­
len Sprachgebrauch heißt – Ident­
schutz. 

NICHT AUFFALLEN 
IST DAS ZIEL
Szenenwechsel. Ohne Identschutz 
stehen Jasmin Wagner und Maxi­
milian Lenz mit ihrem weißen Da­
cia an einem Freitagabend auf ei­
nem Parkplatz in der brandenbur­
gischen Provinz. Dieses Mal ist es 
keine Übung. Dieses Mal ist es die 
Observation eines Betäubungsmit­
telhändlers. Schon der Einsatz der 
Spezialisten zeigt, hier handelt es 
sich nicht um einen kleinen Dea­
ler. Seit Monaten ist er schon im 
Visier der Ermittler der Kriminal­
polizei und seit einiger Zeit auf der 
Beobachtungsliste des MEK. „Die 
Sachbearbeitung kam vor ein paar 
Wochen auf uns zu und bat uns um 
Unterstützung“, sagt Wagner. Mit 
Sachbearbeitung meint die junge 
Polizistin in diesem Verfahren die 
Kriminalpolizei der Polizeidirekti­
on West. Im Kommissariat Struk­
turkriminalität werden u. a. große 
Betäubungsmitteldelikte bearbeitet 
und wenn ab einem gewissen Punkt 
die Ermittler weitere Erkenntnisse 
zu ihrem Tatverdächtigen benöti­
gen, ist es keine Seltenheit, dass 
sie das MEK um Unterstützung bit­
ten. „Wir arbeiten nicht zum Selbst­
zweck. Wir sehen uns als Dienstleis­
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ter für die Sachbearbeitung“, sagt 
Wagner, „und eine weitere Säule im 
Ermittlungsverfahren.“ Was Wag­
ner damit meint zeigt sich, als sie 
über die Zielperson spricht: „Die 
ZP arbeitet extrem konspirativ und 
ist viel mit dem Auto unterwegs.“ 
Bei solchen Bewegungs- und Hand­
lungsmustern kann selbst moder­
ne Technik die Menschen nicht er­
setzen. Ganz klassisch heißt es: be­
obachten und warten. Schließlich 
will man die Person nicht nur mit 
Kleinstmengen verhaften, sondern 
an das Lager und eventuelle Hin­
termänner ran. „Entscheidend ist, 
dass wir bei unserer Arbeit nicht 
erkannt werden. Das ist in diesem 
Verfahren und in jedem anderen 
so“, sagt Lenz. Auf die Frage wie 
viele Kollegen sich gerade noch im 
Einsatz befinden, drucksen beide 
ein wenig herum: „Der ZP ange­
passt haben wir die Kräfte vorge­
plant und jetzt verschiedene Stel­
len verpostet.“ 

Eine Stunde später heißt es für 
Wagner und Lenz immer noch auf 
eine Übergabe warten. Die Ziel­
person, die nicht weiß, dass sie im 
Visier der Ermittler ist, geht ihrem 
normalen Alltag nach. Heute heißt 
das – ins Fitnessstudio gehen. „Ich 
glaube nicht, dass ZP heute noch ir­
gendwas macht“, sagt Lenz zu Wag­
ner. Sie nickt zustimmend: „Ja, ich 
glaube auch nicht.“ Außer zu jog­
gen, hatte ihr „Beobachtungsobjekt“ 
an diesem Tag nicht viel unternom­
men. So ruhig wie es heute war, war 
es die letzten Wochenenden nicht. 
„Da ging es früh los und wir ha­
ben richtig Kilometer geschrubbt“, 
sagt Wagner, „allein letzten Sams­
tag kamen wir auf gut 800 km. Wir 
kamen bei der Observation durch 
drei Bundesländer und übernach­
teten spontan auswärtig.“

der Durchreise eine Rolle. Entweder 
übernehmen die Brandenburger ei­
ne Zielperson von anderen Spezial­
einheiten komplett oder sie unter­
stützen sie bei der Durchreise. Dabei 
spielt der Grundsatz „Observation 
durch MEK, Zugriff durch SEK“ ei­
ne wichtige Rolle. Geplante Zugrif­
fe werden fast immer vom Spezial­
einsatzkommando durchgeführt. Al­
lerdings trainieren die Beamten des 
MEK auch das in allen möglichen 
Varianten – denn nicht immer ste­
hen die Kollegen des SEK zur Ver­
fügung oder es kommt zu einem 
Notzugriff. Egal unter welchen Vo­
raussetzungen oder wer die Zugrif­
fe aus Fahrzeugen, in Wohnungen 
oder in der Öffentlichkeit durch­
führt, sie müssen schnell, präzise 
und bestmöglich ohne Verletzte ab­
laufen. Deshalb gehört körperliche 
und geistige Fitness zu den Grund­
anforderungen eines jeden MEK-
Beamten. Das wird auch regelmäßig 
in Leistungstests überprüft. 

Es ist nicht nur die sportliche Fit­
ness die zählt. Soziale Kompetenz 
und Empathie sind entscheidende 
Kriterien im Auswahlverfahren. Die 
Eigenschaften sind für das Team­
gefüge wichtig. Doch auch für ih­
re Legendierungen ist es wichtig, 
sich in verschiedene Rollen einle­
ben und anpassen zu können. Bei 
der Bundeswehr nennt man diesen 
Grundsatz „Tarnen & Täuschen“. 
Das kann grundsätzlich eins zu 
eins für das MEK übernommen 
werden. Doch das Aufgabenfeld 
hat sich in den letzten Jahren ste­
tig erweitert. Terroranschläge, po­
litische Gefährder oder die waffen­
technische Aufrüstung in der or­

BEWÄHRTE TECHNIK 
MIT NEUEN 
MÖGLICHKEITEN
Diese Art von Arbeit ist im Grunde 
seit Jahren gleich. Verändert haben 
sich aber die technischen Möglich­
keiten. Vor Jahren schleppten die 
Beamten dicke Atlanten und Ak­
ten mit in den Einsatz, damit sie 
unterwegs wichtige Details nach­
lesen oder die Unterlagen ergänzen 
konnten. Heutzutage haben sie ne­
ben ihren Smartphones noch Tab­
lets und Laptops dabei. Jeder Kol­
lege, der mit im Einsatz ist, hat so­
fort den gleichen Informationsstand. 
Das erleichtert nicht nur ihre Ar­
beit. Auch die Sachbearbeitung, die 
die Einsätze immer begleitet, kann 
die Daten gleich weiterverwenden. 
Dabei ist es egal, ob das MEK für 
die Kripo in den Direktionen, für 
das Brandenburger LKA oder Kri­
po-Dienststellen anderer Bundes­
länder unterwegs ist. 

Zeit im Auto zu verbringen ist 
deshalb für das MEK nichts Un­
gewöhnliches. Gerade in der Be­
täubungsmittelkriminalität muss 
ein Händler für seine Abnehmer 
die Drogen in großer Menge be­
schaffen und transportieren. Da­
zu muss nicht nur der Händler, son­
dern auch die Polizei für die Be­
obachtung hoch mobil sein. Bei 
Observationen in der Organisierten 
Kriminalität blieb es in den letzten 
Jahren jedoch nicht. Immer mehr 
Gefährder mussten in den vergan­
genen Jahren beobachtet werden. 
Brandenburg hat im Vergleich zu 
anderen Bundesländern zwar ei­
nen sehr geringen Anteil, aber als 
Transitland spielen relevante Perso­
nen anderer Länder wenigstens bei 

In der Lageeinweisung, Waffen 
sind noch nicht getauscht

Koordinierung der Kräfte

Nachtfahrt im Havelland
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satzleiter Lenz. Stunde um Stunde 
passierte nichts. Zwar haben sich 
die einzelnen Teams mit ihren Posi­
tionen abgewechselt oder neu auf­
gestellt, aber irgendwas ist an die­
sem Tag anders. Nach gut sieben 
Stunden warten verflog die Ruhe 
als ein Team meldete: „ZP verlässt 
das Haus, schwarze Jacke, dunk­
le Hose, Tasche in der Hand, geht 
zum ZF.“ Wagner und Lenz hat­
ten sich zuvor schon taktisch gut 
positioniert und beobachteten die 
Zielperson und die Kollegen, als 
diese an ihnen vorbeifahren. „Wir 
ebenfalls hinterher“, funkt Lenz sei­
nen Kollegen durch. Die Vermu­
tung, dass die Zielperson aufgrund 
der späten Uhrzeit nur zum Ein­
kaufen fährt, bestätigt sich. Wenig 
später entscheidet der Polizeifüh­
rer, nachdem er sich mit dem Ver­
bindungsbeamten des MEK beraten 
hatte, dass für heute Schluss sei. Die 

lität mit der das SEK Gefahrenla­
gen bewältigt, kann das MEK nicht 
mithalten. Umgekehrt wird das SEK 
bei Observationen den Leistungs­
standard nicht erreichen.

NEUER TAG, 
NEUES GLÜCK?
Der Samstagsdienst begann, wie 
der Freitag aufhörte. Ruhig. Mehrere 
Teams haben die Wohnanschrift und 
weitere Kontaktadressen verpostet. 
„Wenn die ZP ihrem Muster treu 
bleibt, müsste heute eine Beschaf­
fungsfahrt stattfinden“, sagt Lenz. 
Nur ob es wirklich so kommt, weiß 
weder er, Wagner oder die Sach­
bearbeitung. „Wir sind trotzdem 
auf alle Eventualitäten vorberei­
tet. Wenn es heute wirklich zu ei­
ner Beschaffungsfahrt mit Übergabe 
kommt, greifen wir zu“, ergänzt Ein­

ganisierten Kriminalität haben die 
Ausbildung stark beeinflusst. Zwar 
trainierten die Beamten des MEK 
früher auch schon intensiv im Zwei­
kampf und Schießen. Nur reicht 
das heutzutage nicht mehr aus. Die 
Ausbildung in der taktischen Ein­
satzmedizin und das Vorgehen ge­
gen bewaffnete Straftäter, ähnlich 
wie beim SEK, sind mittlerweile 
Standard. Daneben spezialisieren 
sich Beamte in den Gruppen, wie 
auch beim SEK, in Spezialthemen. 
Seien es die Ausbildung zum Ret­
tungssanitäter, Fortbildung in tech­
nischen Bereichen oder zum hoch­
spezialisierten Taktiktrainer, all das 
zeigt die Bandbreite in der die Frau­
en und Männer im MEK arbeiten. 
Obwohl es viele Überschneidungen 
zwischen dem SEK und dem MEK 
gibt, beide Spezialbereiche sind not­
wendig. Mit dem extrem hohen Aus­
bildungsstand und der Professiona­
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men wird. „Auch Straftäter mö­
gen Routine“, sagt Lenz. In dieser 
Hoffnung starten alle Beteiligten in 
den Tag. Im Gegensatz zum Sams­
tag, scheint sich die Zielperson tat­
sächlich wie erwartet zu verhalten. 
Mittlerweile in einem Nachbarbun­
desland angekommen, zog man das 
Brandenburger SEK für den even­
tuellen Zugriff hinzu. Die Hinwei­
se, dass die Zielperson erhebliche 
Kampfsporterfahrung hat, nicht 
klar ist wie sie sich bei einem Zu­
griff verhalten würde und ob sie be­
waffnet ist, machen diese Entschei­
dung folgerichtig. Taktisch günstig 
hält sich das SEK bereit, während 
das MEK weiter die Zielperson be­
schattet. Als sie dann in ihr Auto 
steigt und eine altbekannte Route 
fährt, setzen sich die Observanten 
zuversichtlich in Bewegung. Und 
obwohl alles darauf hindeutete, an 
diesem Einsatztag kam es zu kei­
nem Zugriff. Die Zielperson un­
ternahm keine Beschaffungsfahrt 
oder sonstige Dinge in Bezug auf 
das Ermittlungsverfahren. Ähnlich 
wie am Vortag wird dann am Ende 
der Schicht der Tag noch einmal de­
tailliert ausgewertet. Die Frage ob 
der Tag ein Erfolg oder Misserfolg 
war, kommt jedoch nicht auf. Selbst 
wenn es zu keiner Festnahme kam, 
immerhin wurden im Umfeld der 
Zielperson neue Kontakte festge­
stellt, die der Sachbearbeitung viel­
leicht weiterhelfen. Ob der nächs­
te Einsatz mit einer Festnahme en­
det ist wieder ungewiss, denn das 
Drehbuch schreibt die Zielperson.
Christoph Koppe

besprochen. Lenz lässt die Diskussi­
on zu, auch weil er die Ansicht ver­
tritt, dass sich die Leute manchmal 
„auskotzen“ und austauschen müs­
sen. So entstehen weniger Missver­
ständnisse und es kommt zu weni­
ger Spannungen im Team. „Es ist 
wie in einer großen Familie. Klar, 
es kommt auch mal zu Problemen. 
Aber weil wir miteinander reden, 
vertragen wir uns auch schnell wie­
der und halten zusammen“, meint 
Lenz.

ZUGRIFF NUR 
DURCH DAS SEK
Nach dem eher mäßigen Informati-
onsgewinn am Samstag sind die Er­
mittler der Kripo und die Observan­
ten des MEK zuversichtlich, dass 
die Zielperson am Sonntag wieder 
eine Beschaffungsfahrt unterneh­

Wahrscheinlichkeit einer Übergabe 
sank mit jeder Stunde, denn nach 
mehr als einem Jahr Ermittlungs­
arbeit der Sachbearbeitung waren 
gewisse Handlungsmuster bei der 
Zielperson erkennbar. Außerdem 
wäre es unverantwortlich, die Ein­
satzkräfte weiter im Dienst zu hal­
ten. Wohlwissend, dass am nächs­
ten Morgen die gleichen Kräfte wie­
der im Dienst sein werden. 

Dass so wenig an diesem Tag 
passieren würde traf nicht bei al­
len Beamten des MEK auf Gegen­
liebe. In ihrer Tagesabschlussbe­
sprechung diskutieren sie über das 
weitere Vorgehen. Leidenschaftlich 
debattieren sie verschiedene Vari­
anten zum morgigen Einsatz mit 
ihren Vor- und Nachteilen. Jeder 
Beamte hat die Möglichkeit, sich 
hier einzubringen. Zwar sind nicht 
alle immer der gleichen Meinung, 
doch jede Ansicht wird gehört und 

Zugriffsübung
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Nach den Anschlägen 
am OSZ München und 
in Halle/Saale berei­
tet sich das Spezialein­
satzkommando (SEK) 
Brandenburgs, wie alle 

Kommandos in den Ländern, auf 
eine noch größere Vielzahl von 
Anschlagsszenarien in der Öffent­
lichkeit vor. Detailliert und präzi­
se werden verschiedene Einsatzla­
gen geübt – Abläufe eines Ausbil­
dungstages.
Am Ende der 30-minütigen Auswer-
tung waren klare Worte gesprochen. 
Obwohl es nur eine Übung war, mit 
sachlicher Kritik sparte keiner der 
beteiligten Beamten des SEK. Als 
Außenstehender stellt man sich die 
Frage worüber hier so lange disku­
tiert wird – der Täter wurde festge­
nommen und keiner der Beamten 
verletzt. Jedoch ist es den Verant­
wortlichen im Brandenburger SEK 
egal, was Außenstehende über ihre 
Ausbildungsansprüche denken. Im 
Mittelpunkt stehen immer zwei Fra­
gen: „Was war gut?“ und „Was müs­
sen wir beim nächsten Mal besser 
machen?“. So auch an diesem reg­
nerischen Dienstag auf dem Gelän­
de einer Übungsanlage der Polizei. 
Vom zu stark frequentierten Funk 
bis hin zu großen Laufwegen wur­
den alles angesprochen. Selbst das 
Verhalten der Täterdarsteller, eine 
Gruppe des Brandenburger MEK, 
kam auf den Prüfstand. 

Doch was wurde eigentlich trai­
niert? In der Übungslage sollte es 
zu mehr oder weniger zeitgleichen 
Anschlägen an verschiedenen, aber 
nahe beieinanderliegenden Orten 
kommen. „Wenn wir kommen, dann 
sind alle anderen polizeilichen Maß­
nahmen nicht mehr zielführend“, 
sagt Dirk Meyer*, Kommandofüh­
rer des SEK Brandenburg. „Entspre­
chend müssen wir alle möglichen 

DAS SPEZIAL-
EINSATZKOMMANDO 
DER POLIZEI 
BRANDENBURG

Geschützt vom Fahrzeug
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ERFAHRUNG 
BRINGT ERFOLG
Das SEK Brandenburg ist seit fast 
30 Jahren in Brandenburg und bei 
Bedarf in ganz Deutschland unter­
wegs. Dabei kam es unzählige Male 
zum Einsatz, wovon die Öffentlich­
keit nicht immer erfuhr. Das hat­
te zumeist einsatztaktische Grün­

Beamten die Täter aus dem Haus 
bringen kam der Auftrag, eine an­
dere Gruppe am zweiten Tatort zu 
unterstützen. Dort versuchten Tä­
ter in ein Gotteshaus einzudringen. 
Die Hochhaustäter wurden noch 
am Tatort an Unterstützungskräf­
te übergegeben und wenige Augen­
blicke später setzte sich der „Survi­
vor“ wieder in Bewegung. 

Szenarien durchspielen. Jeder Feh­
ler von uns kann fatal enden.“ Mey­
er meint damit nicht nur seine eige­
nen Beamten, sondern auch das po­
lizeiliche Gegenüber und ergänzt: 
„Es ist vollkommen gleich ob wir 
einen Terroristen oder eine bewaff­
nete psychisch kranke Person vor 
uns haben. So lange eine Gefahr 
für die Allgemeinheit oder für sich 
selbst von der Person ausgeht, ver­
suchen wir die Lage zu lösen – best­
möglich ohne Verletzte.“

Doch zurück zum Anfang des Ta­
ges. Im ersten Teil des Trainings­
szenarios schossen Täter aus einem 
Hochhaus wahllos auf Menschen 
auf der Straße. Schon auf der An­
fahrt, waren sie für das SEK auf dem 
Balkon im zweiten Stock zu sehen. 
Als mehrere blaue Farbpunkte auf 
der Windschutzscheibe des „Survi­
vor“, einem vollgepanzerten Grup­
penfahrzeug, einschlugen, wussten 
die Beamten im Inneren, sie nähern 
sich dem Haus unter direktem Be­
schuss. Die Täterdarsteller vom MEK 
und das trainierende SEK nutzen 
bei Übungen Farbmunition, um das 
Szenario so realistisch wie möglich 
zu halten. Eigene Treffer und eige­
ne Getroffene werden unmittelbar 
sichtbar und zeigen in jedem Trai­
ning, dass es im Ernstfall anders aus­
gegangen wäre. Für den Einsatzlei­
ter war im Moment des Beschus­
ses klar, so nah wie möglich an das 
Haus heranfahren, Absitzen lassen 
und parallel die Leiter des „Survi­
vor“ zum Balkon ausfahren. Unter 
Feuerschutz kletterten vier Beamte 
die Leiter, die eher an eine Treppe 
erinnert, in Richtung Balkon und 
drangen in die Wohnung ein. Nach 
nicht einmal drei Minuten kamen 
sie mit den Tätern, lebend, aus dem 
Haus. Vom Eintreffen bis zur Lage­
lösung vergingen keine fünf Minu­
ten. „Schnelligkeit und das Überra­
schungsmoment sind das A und O 
bei solchen Lagen“, sagt Weber, der 
verantwortliche Beamte für diesen 
Ausbildungstag. Weber weiß wovon 
er redet, schließlich ist er seit mehr 
als zwanzig Jahren beim SEK. Sei­
nem kritischen Blick entgeht nichts, 
was sich später in der Auswertung 
zeigen sollte. Noch während die 
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SCHNELLIGKEIT 
RETTET LEBEN
Als die Beamten am zweiten Tat-
ort eintreffen wird schnell klar, 
der Taser oder andere Einsatzmit­
tel wären eindeutig falsch gewählt 
und untauglich. Die Beamten, die 
bereits vor Ort sind, näherten sich 
unter Beschuss in der Deckung der 
Häuser. Das dauerte schon deshalb 
länger, als mit einem gepanzerten 
Fahrzeug, weil es nicht allzu viel 
taugliche Deckungen gab. „Es nützt 
keinem etwas, wenn meine Leute 
schnell auf der Straße vordringen, 
aber keine Deckung haben und es 
dann wie beim Ton-Tauben-Schie­
ßen zugeht“, sagt Weber. Darum 
kommen die Kollegen genau rich­
tig. Merklich schneller rücken sie 
gemeinsam vor. Vorbei an den Op­
fern des Anschlags. Als die Beam­
ten in das Gotteshaus eindringen 
fallen erneut Schüsse. Kurz danach 
wird gemeldet, die Lage sei beru­
higt. Die gesamte Übung dauerte 
keine zehn Minuten. 

Übungsleiter Weber ändert nach 
der 30-minütigen Auswertung der 
ersten Runde einige Sequenzen und 
lässt die Beamten erneut von vorne 
beginnen. Allein schon mit der ge­
änderten Anfahrtsrichtung ergeben 
sich taktisch ganz andere Heraus­
forderungen. So können nur kleine 
Fahrzeuge schnell unter der Brücke 
zum Anschlagsort vorrücken und 
die schweren über eine wesentlich 
längere Strecke anfahren. Ewig war­
ten geht auch nicht, da Menschen­
leben unmittelbar gefährdet wer­
den. Wieder achtet Weber genau da­
rauf, wie sich die Beamten bei der 
Lagelösung verhalten. Wieder hat 
er Punkte festgestellt, mit denen er 
nicht zufrieden ist. Auch wenn es 
Kritik auf hohem Niveau und die 
Wahrscheinlichkeit größer ist, dass 
andere Lagen eintreten: „Die High-
End-Szenarien, für die wir trainie­
ren, sie sind lehrreiche Erfahrungen, 
die die Jungs in anderen Situationen 
genauso gut anwenden können“, 
sagte er wohlwissend, dass keiner 
sagen kann was kommt. 
Christoph Koppe

agiert, sind Bilder von vermummten, 
schwer bewaffneten SEK-Beamten 
nach Einsätzen in den Medien kei­
ne Seltenheit. In den meisten Fäl­
len sind das Unterstützungseinsätze 
für die Schutz- oder Kriminalpoli­
zei. Seien es Zugriffe in der Orga­
nisierten Kriminalität oder bei ei­
ner Hausdurchsuchung eines Waf­
fenträgers. 

Aber Anschlagsszenarien, wie 
zuletzt in Halle/Saale, verändern 
auch das Vorgehen des SEK. In ei­
ner urbanen Umgebung gegen Ter­
roristen vorzugehen ist keine La­
ge mehr, die nur in Kriegsgebieten 
vorkommen kann. Darum nutzt das 
SEK bewährte Taktiken des militä­
rischen Häuserkampfes und passt 
sie den polizeilichen Bedingungen 
an. Ein Teil davon sind neue Ein­
satzmittel wie verbesserte Schutz­
ausstattung oder der „Survivor“, in 
dem sich die Beamten selbst unter 
Beschuss gefahrlos zum Tatort vor­
arbeiten können. Das Land Bran­
denburg schaffte das Fahrzeug 2017 
an, um die Beamten bestmöglich 
zu schützen. Dass es das Leben 
der Polizisten retten kann, bewies 
einer der ersten Einsätze im Jahr 
2018 in Sachsen. Um schnell an 
das Haus eines bewaffneten Täters 
zu gelangen, nutzte man das Fahr­
zeug, wofür es gekauft wurde. Meh­
rere Schusstreffer zeugten davon, 
wie viel gefährlicher die Annähe­
rung für die Beamten gewesen wä­
re, ohne einen solchen Schutz zu 
haben. Doch einfach nur ein ge­
panzertes Fahrzeug zu haben hilft 
wenig, wenn man es nicht taktisch 
klug einsetzt. Darum ist es bei fast 
allen Übungen des SEK mit im Ein­
satz, so wie an diesem Dienstag.

de. Auch geht die Brandenburger 
Polizei mit ihren Spezialeinheiten 
und ihrem Können nicht hausieren. 
Wenn in einer Pressemitteilung der 
einfache Satz steht: „Ein Spezialein­
satzkommando kam zum Einsatz“, 
verrät dies kaum, was sich abspiel­
te. In den meisten Fällen konnten 
sie die Einsatzlagen ohne Verlet­
zungen bei sich oder den Tätern lö­
sen. Lage lösen kann aber auch hei­
ßen, dass es eben nicht ohne Ver­
letzte geht. Darauf muss sich das 
SEK bei seiner Ausbildung vorbe­
reiten. Wie bei allen Polizeibeam­
ten ist der Schusswaffengebrauch 
das letzte Mittel. Bis es allerdings 
zur ultima ratio kommt, haben sie 
noch andere Einsatzmittel bspw. Dis­
tanz-Elektroimpulsgeräte, die sog. 
Taser. Egal ob Schusswaffen-, Taser-
Gebrauch oder einfacher körperli­
cher Zwang, nach der Lagelösung 
führen die im Kommando zusätz­
lich zum Rettungssanitäter ausge­
bildeten Beamten bei allen Verletz­
ten notwendige Erste-Hilfe-Maß­
nahmen durch. 

Schon im Training bestmöglich 
auf den Ernstfall vorbereitet zu sein, 
ist das oberste Ziel. Sei es in der ei­
genen Ausbildung, im Verbund mit 
Spezialeinheiten anderer Bundes­
länder oder mit dem Brandenburger 
MEK. Gerade die Zusammenarbeit 
mit den Kollegen des MEK ist kei­
ne Seltenheit. Auch gemischte Ein­
sätze gab es schon. Der Grundsatz, 
wonach das MEK oberserviert und 
das SEK den Zugriff macht, bleibt 
jedoch bestehen. Das liegt schon 
allein am Ausbildungsstand in den 
verschiedenen Disziplinen und der 
technischen Ausstattung. Während 
das MEK im besten Fall verdeckt 

Sicherung von oben

Annäherung an das Hochhaus
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IM GESPRÄCH

wir in Stresssituationen reagieren. 
Ganz am Ende gab es ein persön­
liches Abschlussgespräch, in dem 
sich jeder noch mal ungefiltert zei­
gen musste.
STOPPER Bei mir war es in erster Linie 
sehr viel Sport. Vom klassischen Jog­
gen über Intervallläufe, Schwimmen 
bis hin zum Kampf- und Kraftsport. 
Aufgrund des Schichtsystems war 
das nicht immer leicht. Jedoch hat­
te „mein Polizeirevier“ einen Kraft- 
und Cardioraum. Den konnte ich di­
rekt vor oder nach dem Dienst, ohne 
große Umwege, für meine Vorberei­
tung nutzen. Das Auswahlverfahren 
selbst war ähnlich wie bei Jasmin. 
Spannend fand ich die Übung, um 
unsere Höhentauglichkeit zu testen. 
Klar, denn später muss man auch 
unter solchen Bedingungen arbei­
ten können.

Wie läuft der Grundlehrgang ab? 

STOPPER Bei uns dauert der Grund­
lehrgang mit sechs Monaten unge­
fähr zwei Monate länger als beim 
MEK. Einen sehr hohen Stellen­
wert nimmt die Schießausbildung 
ein. Die gestellten Anforderungen 
an einen SEK-Beamten im Bereich 
Schießen erscheinen zu Beginn als 
zu hoch. Doch das kontinuierliche 
Training funktioniert und die ab­
schließenden Schießabnahmen sind 
dann machbar. Was wir im Auswahl­
verfahren an sportlichen Leistun­
gen schaffen mussten, war für den 
Grundlehrgang nur der Ausgangs­
punkt. Jeder Ausbildungstag ist mit 
mindestens einer reinen Sportein­
heit gespickt. Laufen, Kraftausdau­
er oder Zweikampf, alles war da­
bei. Was wir auch viel gemacht ha­
ben ist Taktiktraining. Das wird den 
Lehrgangsteilnehmern Schritt-für-
Schritt nähergebracht. Von der Ge­

WAGNER Na ja, die Trainingstage, die 
ich im Vorfeld gehabt habe und was 
die Kollegen so erzählten, waren für 
mich überzeugend. Jetzt kann ich 
sagen, sie hatten Recht. Man kann 
sich hier seine Nische suchen, er­
lebt jeden Tag andere Einsätze und 
muss selbstständig entscheiden. Das 
hat es damals für mich ausgemacht 
und so ist es bis heute.

Wie habt Ihr Euch auf das Aus-
wahlverfahren vorbereitet und wie 
waren die Anforderungen?

WAGNER Im Intranet konnte ich schon 
mal alle Sportnormen finden und 
darauf hin trainieren. Aber bei den 
Schießnormen ging das natürlich 
nicht so leicht. Dafür habe ich die 
Trainingstage von SE genutzt. Auf 
den Jobfidence-Test an der HPol 
konnte ich mich nicht vorbereiten. 
Das ist zwar der gleiche Test wie 
beim Einstellungsverfahren, aber 
es werden ganz andere Punkte be­
leuchtet, die für das MEK relevant 
sind, wie z.B. Flexibilität, Teamver­
halten, Aufgabenanalyse und -be­
arbeitung oder Konfliktfähigkeit. 
Auch zum Polizeiärztlichen Dienst 
mussten wir noch einmal. Es soll­
te geprüft werden, ob wir körper­
lich überhaupt die Anforderungen 
erfüllen. In Rollenspielen haben 
wir dann verschiedene Szenari­
en durchgespielt und gezeigt, wie 

Wie wurde Euer Interesse für die 
Spezialeinheiten geweckt?

WAGNER Ich war vorher in der 1. Ein­
satzhundertschaft. Andere Kollegen 
waren schon zum MEK gewechselt 
und ich konnte mir durch deren Er­
zählungen ein gutes Bild machen. 
Für mich klang ihr Alltag und das 
Einsatzgeschehen sehr abwechs­
lungsreich und spannend. Erste 
Fahndungserfahrungen habe ich 
aber schon in meinem Kripo-Prak­
tikum bei der OFG gesammelt. Die 
zivilen Einsätze haben mir schon 
damals viel Spaß gemacht und so 
war es für mich ein logischer Schritt.
STOPPER: Bei mir lief das ein wenig 
anders. Während meiner Tätigkeit 
als Soldat auf Zeit bei der Bundes­
wehr, kam ich im Auslandseinsatz in 
Kontakt mit SEK-Beamten. Abends 
kamen wir dann ins Gespräch und 
mein Interesse war geweckt.

Was hat dann zur Entscheidung 
einer Bewerbung geführt?

STOPPER Nach der Ausbildung an 
der HPol wechselte ich erst in den 
WWD. Nach etwa einem Jahr be­
fasste ich mich intensiver mit dem 
SEK und einem möglichen Wechsel. 
Viele Gespräche mit Kollegen stei­
gerten mein Interesse weiter und sie 
ermutigten mich, den Schritt zum 
Auswahlverfahren einfach zu wagen. 

Einen wirklich lebendigen Eindruck von der Arbeit in den Spe­
zialeinheiten erhält man zuweilen, wenn die Kolleginnen und 
Kollegen vom Alltag ihrer Kommandos erzählen. Wir sprachen 
mit Kriminaloberkommissarin Jasmin Wagner. Sie arbeitet seit 
Jahren im MEK und ist inzwischen stellvertretende Gruppen­
führerin. Dagegen ist Kriminalkommissar Manuel Stopper noch 
recht neu im SEK. Aus Identitätsschutzgründen wurden die 
Namen der Beiden geändert.
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den Kandidaten der anderen Län­
der zusammen. Insgesamt dauert er 
ca. vier Monate und beinhaltet die 
Grundausbildung des MEKlers, al­
so bspw. das kleine 1x1 der Obser­
vation zu Fuß, im KFZ oder ÖPNV. 
Außerdem gibt es ein sehr intensi­
ves Fahrsicherheits-, Zweikampf- 
und Schießtraining. Übungen in al­
len Varianten kommen auch nicht 
zu kurz. Die werden dann sukzessi­
ve immer größer und enden mit ei­

so gemacht haben, sonst wäre ich 
morgen noch dabei.
WAGNER Bei uns ist das ein wenig an­
ders, denn wir haben ja eine andere 
Ausrichtung. Nach dem erfolgrei­
chen Auswahlverfahren nimmt man 
an einem Grundlehrgang entweder 
in Brandenburg oder einem ande­
ren SiKoop-Land (Anm. d. Red. Si­
cherheitskooperationsländern) teil. 
Eines der Länder richtet ihn jähr­
lich aus und so kommt man mit 

bäudeannäherung und Türaufstel­
lung bis zum Eindringen in Gebäude 
oder Wohnungen. Handlungs- und 
Bewegungsabläufe werden immer 
wieder trainiert und sehr intensiv 
ausgewertet. Im Höhen-Interven­
tion-Training lernten wir einfache 
Seil- und Knotenkunde, das Ab­
seilen von höhergelegenen Objek­
ten und Fast-Ropen aus dem Hub­
schrauber. Aber ich kann hier gar 
nicht alles aufzählen, was wir noch 

Trainingstage für 
Bewerber 
und Interessenten
22. JUNI / 20. JULI
22. JULI 2020

7. / 10./11./12. AUGUST 2020Eignungsfeststellungs-

verfahren MEK /SEK
Anmeldung: 
aufse@polizei.brandenburg.de

Mitarbeiter der Spezial
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Was haben MEK und SEK im re-
alen Leben miteinander zu tun?

WAGNER Wir agieren oft gemeinsam in 
Einsätzen, z. B. wenn es sich um ge­
plante Zugriffe mit vorheriger Obser­
vation handelt. Es gab auch schon 
Einsätze in denen wir als „Misch­
besatzung“ unterwegs waren. Wir 
trainieren auch oft gemeinsam, ein­
fach um zu wissen, wie der andere 
Bereich tickt und arbeitet. 

Wie lässt sich die familiäre Situati-
on mit Eurer Arbeit vereinbaren?

WAGNER Der Großteil der Kollegen 
sind in einer festen Partnerschaft 
mit Kind, Haus und Hof. MEK und 
Familie sind also miteinander ver­
einbar. Sicherlich erfordert das 
MEK aber eine gewisse Flexibili­
tät. Es kommt auch zu spontanen 
Einsatzlagen, wo wir beispielswei­
se für drei Tage auswärts sind. Je­
doch bekommt man es in den meis­
ten Fällen in der Gruppe geregelt, 
wenn man z. B. dienstfrei benötigt, 
das Kind von der Kita abgeholt wer­
den, Kita-Schließzeiten abgedeckt 
oder man früher Feierabend ma­
chen muss. 
STOPPER Durch unserer festgelegtes 
Schichtmodell sind auch längere 
Planungsphasen möglich. Der Stel­
lenwert der Familie ist im Komman­
do als hoch angesehen und es wird 
viel ermöglicht.

Wie laufen die Trainingstage für 
Interessenten und Bewerber ab?

WAGNER Die Interessenten haben 
grundsätzlich einmal im Monat die 
Chance, bei uns für das Auswahlver­
fahren zu trainieren und sich schon 
mal vorzustellen. Beim Schießtrai­
ning bspw. geben unsere Schießtrai­
ner Tipps, wie man sich verbessern 
kann, sie können ihren Fitnesszu­
stand auf die Sportnormen hin tes­
ten und machen eine Observations­
übung mit. Jeder Trainingstag dau­
ert ungefähr acht Stunden und hat 
jeweils andere Inhalte, damit Inte­
ressenten sich umfassend auf den 
Test vorbereiten können.

vor berichtet. Außerdem schauen 
wir, was ggf. an dem Tag oder in der 
Woche auf uns zu kommt. Wir nut­
zen die Tage hauptsächlich zur Vor- 
und Nachbereitung von Einsätzen 
oder erledigen den Schreibkram da­
zu. Ausbildungseinheiten wie z. B. 
Schießen, Zweikampf, Taktik und 
Observationsübungen gehören ge­
nauso dazu wie Dienstsport. Ein­
satztage sehen dagegen anders aus. 
Nach der Einweisung und das Au­
to abmarschbereit machen geht es 
in den Einsatzraum und dann kann 
alles passieren. Von rein statischen 
Observationen bis hin zu dynami­
schen Lagen. Übernachtungen in 
Hotels aufgrund der Lage sind kei­
ne Seltenheit.
STOPPER Der Tag beginnt auch bei 
uns mit der „Morgenrunde“.  Hier 
werden wir zur aktuellen Landes- 
und Bundeslage gebrieft. Im An­
schluss steht täglich ein Ausbil­
dungsschwerpunkt im Tagespro­
gramm.  An zwei Tagen in der Woche 
bspw. wird auf der Raumschießan­
lage oder auf Schießplätzen trai­
niert. Wir haben auch noch einen 
Ausbildungstag in der Woche für 
das gesamte Kommando. Grund­
legend gestaltet sich jeder Arbeits­
tag durch die verschiedenen Ausbil­
dungsinhalte anders. An Einsatz­
tagen hängt das dann vom Auftrag 
ab und ob es Plan- oder ad hoc-La­
gen sind. Das kann man im Detail 
nicht so genau sagen.

ner großen Abschlussübung. Wenn 
alles erfolgreich absolviert wurde, 
geht es für die neuen Kollegen in 
die Rotation in zwei Gruppen für 
je vier Monate.

Und wie war das?

WAGNER Alle Neuen werden von uns 
gut aufgenommen. Schließlich wol­
len wir ja gut zusammenarbeiten. 
Jeder bekommt in der Gruppe ei­
nen „Bärenführer“, der sich um das 
„Bärchen“ – also die neuen Kolle­
gen – kümmert. Er ist auch verant­
wortlich für die Einarbeitung. Posi­
tiv dabei ist, man hat einen festen 
Ansprechpartner in jeder Gruppe 
und durch die Rotation lernt man 
die Kollegen schnell gut kennen. 
Das erleichtert die Eingewöhnung 
erheblich. 
STOPPER Auch bei mir war die Auf­
nahme in das Kommando sehr kol­
legial. Nichtsdestotrotz wurden an 
uns „Frische“ hohe Ansprüche ge­
stellt. Der Bärenführer ist dabei ein 
wichtiger Mentor, der gerade in den 
ersten Wochen bei der Einsatzbe­
wältigung und Ausbildungsthe­
men hilft.

Wie gestaltet sich seither Euer 
Tagesablauf?

WAGNER An einem „Bürotag“ gibt es 
die Morgenrunde, in der der Grup­
penführer von Einsätzen am Tag zu­

IM GESPRÄCH

WAGNER Also abhängig von freien Stel­
len und dem persönlichen Wunsch 
kann man versuchen, bei uns im 
Haus im „Rückwärtigen Dienst“ ei­
nen Dienstposten zu bekommen. 
Ansonsten versucht die Hauslei­
tung, den Kollegen Praktika in an­
deren Dienststellen zu ermöglichen. 
Sie müssen schließlich nach Jah­
ren selbst erst einmal schauen, was 
ihnen genau außerhalb der Spezial­
einheiten liegt. Zum Schluss muss 
dann jeder für sich selbst entschei­
den was er will. Die Unterstützung 
der Dienststelle ist ihnen aber ge­
wiss.

Was würdet ihr den Interessen-
ten/Bewerbern mit auf dem Weg 
geben?

STOPPER Wirklich interessierten Be­
werbern kann ich nur die Trainings­
tage empfehlen. Hier erhält man ers­
te Eindrücke zum Arbeitsfeld des 
SEK und bekommt in Gesprächen 
mit den Ausbildern weitere Informa­
tionen. Ansonsten muss klar sein, 
dass die geforderten Mindestvor­
aussetzungen im sportlichen Be­
reich wirklich nur die Mindest­
norm sind. Das heißt, auch in der 
persönlichen Vorbereitung sollte 
darauf hingearbeitet werden, dass 
diese Normen auch ohne Proble­
me erreicht werden.  
WAGNER Für alle Kollegen, die sich für 
das MEK interessieren, kann ich nur 
empfehlen, Kontakt mit uns aufzu­
nehmen, z. B. über unsere Aus- und 
Fortbildungsstelle. Im Intranet fin­
det man alle Erreichbarkeiten. Oder 
sie kommen zu unseren Präsentati­
onstagen an der HPol, wo wir aus­
führlich von unserer Arbeit erzählen. 
Wenn sie dann immer noch Inter­
esse haben, sollten sie bestmöglich 
die Trainingstage nutzen, um sich 
optimal auf das Auswahlverfahren 
vorzubereiten.

Vielen Dank für das Gespräch.

Wo liegen die Unterschiede zwi-
schen den „neuen“ und den „er-
fahrenen“ Kollegen, die sich bei 
Euch bewerben?

STOPPER Ich würde sagen vor allem in 
der Erfahrung. Dazu zählt beson­
ders die Bewertung des Einsatzes. 
Ob das die Erfahrungswerte beim 
taktischen Arbeiten oder im Umgang 
mit dem polizeilichen Gegenüber 
sind. Erfahrungen, die uns „Neu­
en“ in den Ausbildungen weiterge­
geben werden.
WAGNER Ich habe die Erfahrung ge­
macht, dass die Kollegen direkt von 
der Schule noch keinen so langen 
Bezug zur Polizeiarbeit hatten und 
„unbelasteter“ sind. Bei den „älte­
ren“ Kollegen ist es „schwerer“, weil 
sie andere Polizeiarbeit gewohnt 
sind, als es hier der Fall ist. Keine 
Uniform und andere Arbeitsinhal­
te sind nur ein Teil davon. Sie müs­
sen den Drang ablegen, wie Strei­
fenbeamte zu handeln. Was aber 
bei beiden immer gut ist, sie brin­
gen frischen Wind mit hinein. Das 
tut einem System gut und es kann 
sich weiterentwickeln.

Wie lange könnt Ihr Euch vorstel-
len, bei SE zu arbeiten? Gerade 
jetzt, wo die Altersgrenze im MEK 
aufgehoben wurde?

WAGNER Für unsere älteren Kollegen 
ist die Aufhebung auf jeden Fall ei­
ne positive Entwicklung. Sie nimmt 
einige „Ängste“ und Sorgen der Kol­
legen, die bei uns weiterhin ihren 
Dienst versehen wollen und sich kei­
ne andere Arbeit in einer anderen 
Dienststelle vorstellen können. Die 
älteren Kollegen sind für uns Gold 
wert, einerseits wegen der Mischung 
aus jung und alt. Andererseits ha­
ben sie viele spezialisierte Ausbil­
dungen und einen großen Erfah­
rungsschatz, von denen jeder Kol­
lege profitieren kann. 
STOPPER Vom jetzigen Standpunkt 
aus, solange ich physisch und psy­
chisch dazu in der Lage bin.

Welche Perspektiven hat man, 
wenn man nach Jahren doch die 
Spezialeinheiten verlassen möchte?

Was sind die Voraussetzungen für 
eine Bewerbung beim MEK/SEK?

WAGNER Die genauen Anforderungen 
findet man im Intranet und kann das 
alles auf den Seiten von SE nachle­
sen. Persönlich sollte man Teamfä­
higkeit, Kritikfähigkeit, hohes Ver­
antwortungsbewusstsein und eine 
schnelle Auffassungsgabe mitbrin­
gen. Mittlerweile nehmen wir auch 
Kollegen direkt von der HPol, wenn 
sie geeignet sind. Aber es ist natür­
lich für die Arbeit bei uns nicht ver­
kehrt, wenn man polizeiliche Erfah­
rungen gesammelt hat oder vielleicht 
sogar eine andere Berufsausbildung 
mitbringt. Ich glaube, das gilt für 
unsere beiden Bereiche.

Welche Spezialisierungen sind bei 
Euch im Haus möglich?

WAGNER Oh, da gibt es viele. Ich will 
mal beispielhaft den Rettungssani­
täter, den Schießtrainier, den Zwei­
kampftrainer oder andere techni­
sche Spezialfortbildungen anfüh­
ren, die wir aber nicht öffentlich 
kommunizieren.
STOPPER Die Spezialisierungen erge­
ben sich u.a. aus möglichen Ein­
satzszenarien, wie z.B. im mariti­
men Bereich Brandenburgs mit sei­
nen zahlreichen Wasserstraßen und 
Seen, Einsatzanlässen im öffentli­
chen Personen- und Nahverkehr 
wie Bussen und Bahnen, in Flug­
zeugen oder auch dem Präzisions­
schützenwesen.

Wie hat sich das Arbeitsfeld in den 
letzten Jahren verändert?

STOPPER Das kann ich in ein paar Jah­
ren sagen, wenn ich länger dabei 
bin. Aber Jasmin, du hast bestimmt 
mehr zu berichten. 
WAGNER Ja, stimmt. Ursprünglich wur­
de das MEK für BAO-Lagen gegrün­
det. Irgendwann kamen Lagen der 
OK hinzu und geraden in den letz­
ten Jahren waren es Amok-, Terror- 
und Gefährderlagen. Man kann es 
vor allem an der Entwicklung un­
serer FEM-Aufrüstung sehen. Viel 
schwerere Waffen und Schutzaus­
rüstung.

Zum Handeln bereit
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Gemeinsames 
deutsch-polnisches 

Polizeiteam in 
Guben/Gubin 

(GPT)

Wspόłny polsko-
niemiecki zespόł 
policyjny w 
Guben/Gubinie 
(WZP) 

Gemeinsame Streifen, Joint-Investigation-Team, 
anlassbezogener Informationsaustausch, formelle 
Rechtshilfe, das Gemeinsame Zentrum in Swiezko. 
Diese Beispiele zeigen, wie sich die Zusammenar­
beit der Brandenburger und der Polnischen Polizei 
intensiviert und professionalisiert hat. Für die an 
der Grenze von Oder und Neiße lebenden Men­
schen ist diese Zusammenarbeit bisher jedoch 
nicht oder nur selten erlebbar. Vieles spielt sich 
im Hintergrund ab, eine gemeinsame und sicht-
bare Präsenz in der Grenzregion war bisher nicht 
permanent möglich. In der Doppelstadt Guben 
und Gubin ändert sich das nun. Hier startete eine 
neue, bisher einmalige und beispiellose Form der 
Zusammenarbeit. 

ZUSAMMENARBEIT

wurden, litt das Sicherheitsgefühl 
der Menschen und das Vertrauen 
in die Polizei. Es wurde der Vor­
wurf erhoben, dass an der Grenze 
Schluss sei mit den Ermittlungen. 
Als der Täter, ein junger Pole, im 
Ergebnis gemeinsamer Ermittlun­
gen der deutschen und der polni­
schen Polizei festgenommen wur­
de, kehrte jedoch keine Ruhe ein. 
Der Bürgermeister der Stadt Gu­
ben, Fred Mahro, forderte deutlich 
mehr polizeiliche Präsenz und auch 
die Bevölkerung mahnte weiterge­

Stadtbrücke oder die neue Fußgän­
gerbrücke ohne Grenzkontrollen. 
Polen und Deutsche nutzen eine ge­
meinsame Infrastruktur in beiden 
Teilen der Europastadt. Auf deut­
scher Seite sind das beispielswei­
se der Bahnhof, das Krankenhaus 
oder der Wohnungsmarkt. Zur Zeit 
leben etwa 1.000 Polen in Gubener 
Wohnungen. Für Dienstleistungen, 
einen Einkaufsbummel oder einen 
Restaurantbesuch kommen die Men­
schen sehr gern auf die polnische 
Seite. Diese positive Entwicklung 
forcieren auch die Kommunalver­
waltungen mit einem gemeinsamen 
abgestimmten Handeln, wie etwa 
in der Gemeinsamen Kommission 
der Europastadt, einem Forum von 
Stadtverordneten. Stadtfeste werden 
selbstverständlich in beiden Teilen 
der Doppelstadt durchgeführt und 
auch der Tourismus in der Region 
wird zusammen entwickelt. Dieser 
Dynamik konnten wir als Polizei 
bisher nicht folgen. Natürlich gab 
es hier auch gemeinsame Streifen 
und einen regelmäßigen Austausch 
zwischen dem Polizeirevier Guben 
und Kommissariat in Gubin. Da­
von mitbekommen haben die Bür­
gerinnen und Bürger meist jedoch 
wenig. Vor allem im Jahr 2015, als 
in einer Raubserie vor allem älte­
re Menschen teils schwer verletzt 

In einem festen Team gehen 
seit Anfang des Jahres drei 
deutsche und zwei polnische 
Polizeibeamte in Guben und 
Gubin auf Streife. Dabei sind 
Grenzübertritte in dem ge­

meinsamen Streifenbereich ohne 
Vorbedingungen möglich. Hol­
ger Welkisch, Jolita Cholewinska, 
Florian Kraft, Mariusz Podhore­
cki und Julia Balcerzak sorgen zu­
künftig wochentags und zu beson­
deren Anlässen auf beiden Seiten 
der Neiße für die Sicherheit der 
Menschen in der Doppelstadt. 
In unterschiedlichen Uniformen, 
aber in einem gemeinsamen Strei­
fenwagen samt eigenem Logo sind 
die fünf ein wiederkehrender An­
blick im Stadtbild. Sie sind damit 
die praktische Umsetzung einer 
modernen europäischen Sicher­
heitsarbeit. 

Porträts / 
Persönliches 
Die beiden Kleinstädte an der Nei­
ße waren bis zum 2. Weltkrieg eine 
Stadt. Diese gemeinsame Vergan­
genheit lässt sich bei einem Spa­
ziergang durch die Altstadt auch 
heute noch erleben. Die gut 35.000 
Einwohner überqueren täglich die 

henden Maßnahmen für mehr Si­
cherheit in der Grenzregion an. 
Sogenannte Sicherheitsstreifen 
der Stadtverwaltung und der Ein­
satz der Bereitschaftspolizei folg­
ten, eine überhöhte Berichterstat­
tung in den Medien zeichnete das 
Bild einer unsicheren Stadt. 

Genau in die Phase fiel auch die 
Novellierung des deutsch-polni­
schen Polizeivertrages. Mit viel Ver­
trauen in die gemeinsame zukünfti­
ge Polizeiarbeit gewährten sich die 
Bundesrepublik Deutschland und 
die Republik Polen deutlich mehr 
Kompetenzen. Unter anderem die 
Bildung ständiger gemeinsamer Or­
ganisationseinheiten, deren Mitar­
beiter auf beiden Seiten der Grenze 
mit denselben Befugnissen ausge­
stattet sind. Auch Grenzübertrit­

Festakt zur Eröffnung 
des GPT

Symbolische 
Schlüsselübergabe

Unterschrift 
Zuwendungs
vertrag



5958

ZUSAMMENARBEIT

te ohne Vorbedingungen und Ge­
nehmigung in Rahmen des Dienstes 
sind dadurch möglich. Diese Mög­
lichkeit erkannten der Leiter der 
Polizeidirektion Sven Bogacz und 
Stabsmitarbeiter Torsten Roch, der 
selbst jahrelang in Guben gearbei­
tet und die Entwicklung der Stadt 
verfolgt hat. Ihnen war klar, Gu­
ben und Gubin besitzen die besten 
Voraussetzungen für ein deutsch-
polnisches Polizeiteam. Was folg­
te waren viele Fragen zur Umsetz­
barkeit und jede Menge Arbeit. Zu­
nächst musste die polnische Seite 
von den Vorteilen einer solchen 
Zusammenarbeit überzeugt wer­
den. Kein einfaches Unterfangen, 
da sich der Schwerpunkt der Poli­
zeiarbeit in Polen im Westteil des 
Landes befindet. Gleichzeitig wird 
die Polizei im Nachbarland zent­
ral geführt, weitreichende Entschei­
dungen werden durch die Zentral­
kommandantur in Warschau ent­
schieden. Einen Einblick in die 
praktische Umsetzung täglicher 
Zusammenarbeit gewährten Kol­
legen aus Bad Bentheim (Nieder­
sachsen). Hier besteht seit vielen 
Jahren eine ähnliche Zusammen­
arbeit in der deutsch-niederländi­
schen Grenzregion. Ein wesentli­
cher Partner, das war Torsten Roch 
schnell klar, musste auch die Eu­
roregion Spree-Neiße-Bober wer­
den. Die Euroregion besitzt zum ei­
nen viel Erfahrung in der Begleitung 
und der Umsetzung deutsch-polni­
scher Projekte sowie deren Finan­
zierung. Gemeinsam mit der Eu­

Ministerpräsident Dr. Dietmar Woidke brachte in 
seinem Grußwort seine ganz besondere Beziehung 
zur Region zum Ausdruck: „Ich bin ein Kind der Re
gion, wurde mit Neißewasser getauft und kenne das 
Leben an der deutsch–polnischen Grenze.“ Auch in 
seiner Funktion als Koordinator für deutsch–polni-
sche Beziehungen der Bundesregierung und als Prä-
sident des Bundesrates bekundete er seinen Stolz 
auf die Beziehungen beider Länder, in der die Nor-
malität Einzug gehalten hat und man mit Nachbarn 
wie mit Freunden umgeht.

Polizei- und Kommunalminister Michael Stübgen 
befürwortet die Institutionalisierung der grenzüber-
schreitenden Polizeiarbeit ausdrücklich. „Unbestrit-
ten ist, dass die Bürger/-innen in Guben und Gubin 
ganz selbstverständlich öffentliche Institutionen 
diesseits und jenseits der Neiße nutzen. In dieses 
Stadtbild fügt sich nun das gemeinsame Polizeiteam, 
als sichtbarer Ausdruck des europäischen Gedan-
kens und der Europakompetenz der eingesetzten 
Staatsbediensteten, positiv ein. Sehr dankbar bin ich 
auch für die ausdrückliche Unterstützung der kom-
munalen und euroregionalen Beteiligten in Guben 
und Gubin, die mit diesem Vorhaben wahrhafte Part-
nerschaftlichkeit über Zuständigkeitsgrenzen hinweg 
demonstrieren, umsetzen sowie erlebbar machen.“ 

ZUSAMMENARBEIT

im innerstädtischen Bereich stärken 
dieses Bewusstsein. Neben Strei­
fen im gemeinsamen Revierbereich 
samt der Bearbeitung von Einsät­
zen gehören auch die Unterstützung 
der Kriminalpolizei, Präventions­
maßnahmen, Beratungen der Be­
völkerung und besondere Einsatz­
maßnahmen zur täglichen Arbeit. 
Die Fahrt über die Grenze ist da­
bei nicht nur zu Dienstbeginn und 
Dienstende, sondern mehrfach täg­
lich Normalität. 

Normalität soll auch der Um­
gang mit der jeweils fremden Spra­
che sein. Neben der polizeilichen 
Arbeit steht daher die Sprachaus­
bildung, das Erlernen umfangrei­
cher interkultureller Kompeten­
zen und die Rechtsausbildung im 
Mittelpunkt des dreijährigen Pro­
jekts. Ganz bewusst wurden keine 
Muttersprachler ins Projekt aufge­
nommen. Das gemeinsame Erlernen 
der Fremdsprache stellt ein zentra­
les verbindendes Element dar und 
unterstreicht die hohe Eigenmoti­
vation der Kollegen. Die Verstän­
digung im Team funktioniert trotz 
der Sprachbarriere problemlos, wie 
die Mitarbeiter berichten. „Wir sind 
alle Polizisten, haben die gleiche 
Ausbildung und das gleiche Ver­
ständnis von Polizeiarbeit. Da rei­
chen oft auch Blicke, um zu verste­
hen, was der jeweils andere meint. 
Meistens verstehen wir uns blind.“, 
so Florian Kraft. Der erste dreiwö­
chige Teil der Sprachausbildung be­
gann am 02. März 2020. Für die 

ter betonten der Ministerpräsident, 
der Brandenburger Innenminister 
Michael Stübgen, der zu dieser Zeit 
amtierende Polizeipräsident Roger 
Höppner, die Vertreter der Polni­
schen Regierung sowie der Woiwod­
schaftskommandantur die große Be­
deutung für die zukünftige Polizei­
zusammenarbeit und die Menschen 
in der Region. Den zunächst vier 
Kollegen des GPT war gleichwohl 
der Stolz und die Freude anzuse­
hen, dass es nun endlich losgeht. 
Wie üblich in der polnischen Po­
lizei wurden sie dann auch durch 
den stellvertretenden Kommandan­
ten mit ihrem ersten Tagesbefehl 
auf Streife geschickt. 

Das große mediale Interesse an 
diesem Tag demonstrierte ebenfalls 
die Bedeutung dieses Projekts, weit 
über die Landesgrenzen Branden­
burgs hinaus. Seitdem ist der Um­
gang mit Journalisten für die Kolle­
gen des GPT zur Routine geworden. 
Die Menschen in der Doppelstadt 
nehmen das Team bereits in dieser 
frühen Phase ebenfalls an und wen­
den sich mit vielen verschiedenen 
Fragen an die Polizisten. Auch im 
Gespräch mit den Journalisten zei­
gen sie sich meist überzeugt, dass 
die gefestigte Zusammenarbeit der 
deutschen und polnischen Polizei 
der richtige Weg ist. Das Leben in ei­
ner zunehmend gemeinsamen Stadt 
benötigt eine gemeinsame Polizei­
arbeit. Das freundliche und kom­
munikative Auftreten der Kollegen 
sowie die regelmäßigen Fußstreifen 

roregion und Silvia Schirmmeis­
ter vom internationalen Zentrum 
an der Hochschule der Polizei des 
Landes Brandenburg wurden die 
Antragsunterlagen für die Bewilli­
gung eines Großprojekts im Rahmen 
des INTERREG VA-Programms er­
arbeitet. Ein Schwerpunkt in der ak­
tuellen Förderperiode liegt in der 
Stärkung grenzübergreifender Fä­
higkeiten und Kompetenzen. Nach 
fast vier Jahren Arbeit, wurde das 
gemeinsame Projekt der Polizei des 
Landes Brandenburg und der Woi­
wodschaftskommandantur Gorzow 
Wlkp. mit einem Zuwendungsbe­
scheid über rund 300.000 € bewil­
ligt. Es konnte endlich losgehen.

Zeit zum Durchatmen blieb Tors­
ten Roch trotzdem nicht. In Zusam­
menarbeit mit den Stabsbereichen 
in der Direktion folgten die Stellen­
ausschreibungen. Gleichzeitig wur­
de in Kooperation mit dem Zent­
raldienst der Polizei ein Funkstrei­
fenwagen beschafft, E-Bikes und 
Kommunikationsmittel folgten. Das 
Medienzentrum der Hochschule in 
Oranienburg unterstützte bei der 
grafischen Umsetzung eines Logos. 
Am 17.01.2020 gab der Minister­
präsident des Landes Brandenburg 
Dr. Dietmar Woidke persönlich den 
offiziellen Start des Gemeinsamen 
deutsch-polnischen Polizeiteams 
bekannt. Der Saal der Stadtverord­
netenversammlung Guben bot den 
Rahmen für einen kleinen Staats­
akt. Musikalisch umrahmt durch 
das Brandenburger Polizeiorches­

polnischen Kollegen hieß es an ei­
nem Sprachinstitut in Cottbus, den 
Funkstreifenwagen mit dem Klas­
senraum zu tauschen. Die drei deut­
schen Kollegen sind zeitgleich nach 
Zielona Góra gezogen. Ziel dieser 
Intensivsprachkurse ist das Erler­
nen der Sprache gemäß den euro­
päischen Sprachrichtlinien. Im Zu­
ge der aktuellen Corona-Pandemie 
mussten die Lehrgänge jedoch un­
terbrochen werden. In Eigeniniti­
ative habe sich die Kollegen trotz­
dem ein Lernpensum auferlegt, um 
weiter Fortschritte zu machen. Die 
Maßnahmen zur Eindämmung des 
Corona-Virus lassen darüber hin­
aus derzeitig keine gemeinsame Ar­
beit im GPT zu. Trotzdem sind die 
Kollegen auf beiden Seiten der Nei­
ße natürlich im Dienst, stehen im 
regelmäßigen Austausch und un­
terstützen das Kommissariat Gu­
bin sowie das Polizeirevier Guben 
auch weiterhin. Gleichzeitig blei­
ben sie ansprechbar für Fragen der 
deutsch-polnischen Zusammenar­
beit. Wie flexibel sie diese Zusam­

Das Team am 
Tag der Eröffnung, 
noch zu viert (li.)

Konzentriertes 
Lernen (oben)

Gemeinsames 
Foto in der 
Polnischen 
Botschaft
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ZUSAMMENARBEIT

Jolita Cholewinska ist Jahrgang 1980. Seit rund 15 
Jahren arbeitet sie im Kommissariat Gubin, zuletzt 
als Revierpolizistin. Durch ihre Tätigkeit kennt Jolita 
Cholewinska den Revierbereich Gubin und die poli-
zeilich relevanten Szenen sehr gut. Sie hat in den 
letzten Jahren bereits regelmäßig an den gemein
samen Streifen teilgenommen und ist auch wegen 
ihrer vorhandenen Deutschkenntnisse dadurch im 
Revier Guben keine Unbekannte.

POM Holger Welkisch ist Jahrgang 1983 und stammt 
aus Guben. Seit 2007 war er in der 3. Einsatzhundert
schaft und zuletzt im Wach-und Wechseldienst der 
PI Cottbus/Spree-Neiße. In den vergangenen Jahren 
hat Holger Welkisch regelmäßig an Tandemlehrgän-
gen teilgenommen und sich auch neben dem Dienst 
mit dem Erlernen der polnischen Sprache befasst.

menarbeit praktisch umsetzen, zeig­
te sich nach Schließung des Grenz­
übergangs Guben/Gubin im März 
2020. Viele der rund 1.000 polni­
schen in Deutschland angestellten 
Arbeitnehmer stellten ihre PKW in 
Guben ab, oftmals in Parkverbots­
bereichen. Um auf das Problem hin­
zuweisen, entwickelten die Kolle­
gen des GPT gemeinsam einen Flyer 
in polnischer Sprache und verteil­
ten diesen an den Autos. Auch bei 
der Bewältigung der angespannten 
Verkehrslage nach der Öffnung des 
Grenzübergangs für Fahrzeuge bis 
3,5 t (der Stau hatte zwischenzeit­
lich eine Länge von 4,5 km) unter­
stützte das GPT in enger Abstim­
mung mit dem Krisenstab der Stadt 
Guben die Maßnahmen praktisch 
und sprachlich. 

Bereits zur Eröffnung zeigte sich 
der Bürgermeister der Stadt Gu­
ben Fred Mahro überaus zufrieden 
mit der Installation des Gemeinsa­
men Polizeiteams. Die Unterstüt­
zung der Stadtspitze ist seitdem im­
mer wieder zu spüren. In der Bür­
gersprechstunde im Februar 2020 
und in der Gemeinsamen Kommis­
sion der Europastadt, einem Gre­
mium zur gemeinsamen Entwick­
lung der Doppelstadt, stellte Pro­
jektkoordinator Torsten Roch den 
interessierten Bürgern und Vertre­
tern der Kommunalpolitik das Pro­
jekt vor. Auch hierbei betonte Fred 
Mahro, dass das GPT für ihn ein 
wichtiger Baustein für die weitere 
positive und sichere Entwicklung 
der Stadt ist. Gleichzeitig wurde 

ZUSAMMENARBEIT

Mariusz Podhorecki ist 35 Jahre alt und lebt mit sei-
ner Frau und seinen zwei Kindern in Gubin. Er ist seit 
2012 bei der polnischen Polizei, zunächst an der Poli
zeischule in Piła. Seit 2015 ist er im Kommissariat 
Gubin im Streifendienst. Auch seine Fremdsprachen-
kenntnisse sind derzeit noch wenig ausgeprägt. Wie 
Florian Kraft zeigt sich auch Mariusz Podhorecki op-
timistisch, durch die Sprachkurse und den täglichen 
direkten Austausch schnell Fortschritte zu machen.

PK Florian Kraft ist 25 Jahre alt und stammt eben-
falls aus Guben. Nach zwei Jahren in der 3. Einsatz-
hundertschaft arbeitet er seit Oktober 2017 in der 
PI Cottbus/Spree-Neiße und seit 2019 dauerhaft in 
Guben. Die polnische Sprache wird er durch die fol-
genden Lehrgänge und vor allem durch die regelmä-
ßige gemeinsame Arbeit mit den beiden Kollegen 
aus Gubin erlernen.

PK’in Julia Balcerzak ist 24 Jahre alt, in Nieder-
sachsen aufgewachsen und Tochter polnisch-stäm-
miger Eltern. Nach ihrer Fachhochschulreife und 
einem einjährigen Praktikum beim Arbeitsgericht 
begann Julia Balcerzak 2016 ihr Studium an der 
Fachhochschule der Polizei des Landes Branden-
burg. Im Anschluss ging es für sie in die 3. Einsatz-
hundertschaft nach Cottbus. Deutsch-polnische 
Zusammenarbeit und die Bekämpfung der grenz-
überschreitenden Kriminalität sind genau die The-
men, die sie bereits in der Bachelorarbeit skizzier-
te und die sie auch weiterhin in den Fokus ihres 
beruflichen Lebens setzen möchte.

deutlich, dass die Vertreter der pol­
nischen Kommunalpolitik eben­
falls große Hoffnungen in das GPT 
setzen. Nicht nur auf kommunaler 
und landespolitischer Ebene wird 
das GPT wahrgenommen. Auch 
die Botschaft der Republik Polen 
in Berlin lud die Mitarbeiter des 
GPT zu einem ersten Erfahrungs­
austausch mit dem Polizeiattaché 
Wiesław Gom ein.

Das Gemeinsame deutsch-pol­
nische Polizeiteam in Guben/Gu­
bin (GPT) ist zunächst im Rahmen 
der europäischen Förderrichtli­
nie auf drei Jahre und einer fest­
geschriebenen Nachlaufzeit ange­
legt. Das bedeutet auch, dass die 
Ziele des Projekts und seine vol­
le Wirkung schrittweise umgesetzt 
werden. Die ersten Monate haben 
trotzdem schon bewiesen, wie er­
folgversprechend der Ansatz, einer 
auf operativer Ebene institutiona­
lisierten Zusammenarbeit, ist. Das 
GPT wird innerhalb der Branden­
burger und der Polnischen Polizei 
sowie durch die Menschen in der 
Europastadt angenommen und in 
die tägliche Arbeit eingebunden. 
Ein entscheidender Erfolgsfaktor 
ist dabei die Eigenmotivation der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
im Team. Durch ihr hohes Enga­
gement hat sich das Projekt bereits 
weiter entwickelt, als es zum jetzi­
gen Zeitpunkt zu erwarten war. Es 
zeigen sich bereits positive Effekte 
in der grenzüberschreitenden Po­
lizeiarbeit und dem Sicherheitsge­
fühl der Menschen. 

Gemeinsam 
auf Streife
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VERMISCHTES

Für den Weg zur Arbeit set­
zen inzwischen Viele bevor­
zugt auf Bus und Bahn. In den 

Städten erspart man sich so den 
schon am frühen Morgen beacht­
lichen Berufsverkehr. Für Pendler 
außerhalb der Ballungszentren ist 
die Bahnfahrt oft ebenfalls ent­
spannter, mitunter lässt sich die 
Reisezeit gut nutzen – zum Ab­
schalten oder Arbeiten gleicher­
maßen. 

Zur Arbeit und 
in die Freizeit:
Firmenticket auch 
für Angehörige der 
Polizei Brandenburg

Bereits seit September 2019 gilt 
im Verkehrsverbund Berlin-Bran­
denburg (VBB) das neue VBB-
Firmenticket. Das Land Branden­
burg als Arbeitgeber bietet seither 
allen Mitarbeiterinnen und Mitar­
beitern die Möglichkeit, den Weg 
von und zur Arbeit vergünstigt mit 
dem öffentlichen Personennahver­
kehr (ÖPNV) zurückzulegen. Bean­
tragt werden kann das Firmenticket 
für jedes Tarifgebiet des gesamten 
Verkehrsverbundes. Das vergüns­
tigte Firmenticket ist dabei auch in 
der Freizeit nutzbar. 

Das Ministerium des Innern und 
für Kommunales (MIK) hat im Au­
gust letzten Jahres mit den Verkehrs­
betrieben in Potsdam (ViP) eine Ver­

VERMISCHTES

Was ist das Firmenticket?

	■ eine persönliche Zeitkarte und somit nicht übertragbar

	■ ermöglicht die Nutzung des ÖPNV im jeweils erworbenen Tarifgebiet

	■ gilt für mindestens 12 aufeinander folgende Monate

	■ Bezahlung kann sowohl monatlich als auch einmal jährlich erfolgen

	■ montags bis freitags von 20.00 bis 03.00 Uhr des Folgetages sowie samstags, 
sonntags und an Feiertagen ganztägig wird es zur Familienkarte. Es ermöglicht 
in diesen Zeiten die kostenfreie Mitnahme eines Erwachsenen und bis zu drei 
Kindern (bis einschließlich 14 Jahren)

Was ist zu beachten?

	■ Anspruch auf den Zuschuss haben alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ab dem 
ersten vollen Monat ihres Arbeitsverhältnisses

	■ Der Arbeitgeberzuschuss zum VBB-Firmenticket beträgt 180,00 Euro pro Jahr, 
d. h. monatlich 15,00 Euro

	■ Das gewählte Tarifgebiet des Firmentickets muss mindestens den Fahrweg zwi-
schen Wohnung und Arbeitsstätte beinhalten, kann aber darüber hinausgehen

Beantragung für Neueinsteiger in das VBB-Firmenticket

	■ Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter bestellt spätestens zum 10. des Vormonates 
ein Firmenticket mittels Bestellschein.  Erforderliche Formulare sind sowohl im 
Intranet der Polizei, als auch im hausinternen Netz des Innenministeriums, MIK-
intern, eingestellt. Dazu in der allgemeinen Suchfunktion den Begriff *Firmen
ticket* eingeben. 

	■ Es ist einmalig ein aktuelles Lichtbild abzugeben.

Was passiert mit bereits abgeschlossenen Abonnements anderer 
Verkehrsunternehmen

	■ Wer bereits über eine VBB-Umweltkarte als Jahreskarte bzw. im Abonnement 
verfügt, kann beim bisher ausgebenden Verkehrsunternehmen mit Abgabe des 
Fahrausweises und dem Kündigungsgrund „VBB-Firmenticket mit Arbeitge-
berzuschuss“ eine Fahrgeldrückerstattung erhalten. Es werden nur noch nicht 
begonnene, volle Kalendermonate erstattet.

Abrechnung und Erstattung der Kosten

	■ Der entsprechend dem gewählten Tarifgebiet zu zahlende Betrag (unter Berück-
sichtigung des ÖPNV-Rabatt) wird vom im Antrag angegebenen privaten Konto 
der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters je nach gewählter Zahlweise abgebucht

	■ Der Zuschuss des Arbeitgebers wird mit dem Gehalt bzw. der Besoldung monat-
lich über die ZBB ausgezahlt und wird auf der Gehalts- bzw. Besoldungsbeschei-
nigung sowie der Jahreslohnsteuerbescheinigung separat ausgewiesen

	■ Der Zuschuss des Arbeitgebers gilt als Sachzuwendung und ist derzeit in der 
Höhe lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei. 

Beendigung des Firmentickets

	■ Die reguläre Kündigungsfrist für die Beendigung des Firmentickets beträgt 
sechs Wochen zum Monatsende. Die Kündigung bedarf der Schriftform. Damit 
endet der Anspruch auf den monatlichen Arbeitgeberzuschuss. 

einbarung über ein Firmenticket 
abgeschlossen. Dies gilt für alle Be­
schäftigten der nachgeordneten Be­
reiche des MIK und teilweise für 
Anwärterinnen und Anwärter der 
Hochschule der Polizei Branden­
burg. Es gilt im gesamten VBB – 
also im gesamten Land Branden­
burg und Land Berlin.

Der reguläre Preis der Zeitkarten 
reduziert sich dadurch, dass zum 
einen das Firmenticket als Jahres­

abonnement für mindestens ein Jahr 
abzuschließen ist. Zum anderen 
wird durch die ViP ein monatlicher 
Rabatt von 8 Euro gewährt. Das 
Land Brandenburg zahlt zusätzli­
chen einen Zuschuss von 15 Eu­
ro monatlich an die Beschäftigten. 

So kostet zum Beispiel die Um­
weltkarte Berlin ABC statt monat­
lich 104 Euro, mit dem VBB Fir­
menticket nun noch 61 Euro pro 
Monat. Die Umweltkarte Berlin BC 
schlägt statt mit 86 Euro, als VBB 
Firmenticket Berlin BC mit monat­
lich nur noch 45,50 Euro zu Bu­
che.  Seit dem 1. August 2019 gibt 
es vom VBB das Angebot des VBB-
Abo Azubi für 365 Euro pro Jahr. 
Damit können Auszubildende alle 
öffentlichen Verkehrsmittel im ge­
samten VBB für rechnerisch 1 Eu­
ro pro Tag nutzen.
K. Böhme

GÜNSTIGER MIT 
BUS UND BAHN
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L
ondon. Vier Islamisten (ein Brite, 
drei Pakistani) planen einen Selbst­
mordanschlag, Ziel unbekannt. 
Und die Polizei hätte da gerne auch 
noch ein Wörtchen mitzureden.

Klingt doch schon mal nach einem 
netten Teaser für einen handfesten Thriller, oder? 

Weit gefehlt.
Was die Vier an Engagement und Fanatismus zu 

viel haben, machen sie eindeutig durch einen ekla­
tanten Mangel an Intelligenz wieder wett. Klar, dass 
sich die Dinge dann mehr als nur ein wenig anders 
entwickeln als geplant. 

Klingt witzig, oder? Oh ja (auch wenn einem das 
Lachen des Öfteren im Halse stecken bleibt, doch 
niemand spielt die Karte des absurden Humors so ge­
konnt wie die Briten). Auch wenn einige der Witze 
so platt wie die Niederlande sind, egal. Die Mischung 
aus Zynismus, Slapstick und Klischee gepaart mit ei­
ner Prise Tragik und Entsetzen zündet in jedem Fall. 

Aber klingt das auch politisch korrekt?
Ähm, nein. 
Anders kann man es beim besten Willen nicht sa­

gen. Nicht einmal ansatzweise….
Regisseur Chris Morris  umschifft weiträumig und 

sehr gekonnt eine jede Klippe der political correct­
ness und wirft mit diesem Film eine simple doch kon­
troverse Frage auf:

Darf man über Terrorismus lachen? Darf man sich 
über Islamisten und Djihadisten lustig machen? Und 
wenn nicht, wo ist dann eigentlich die Grenzlinie zwi­
schen Respekt und Angst?

Die Gebrüder Grimm sagten einmal in einem Mär­
chen „Wo der Mensch lacht, hat der Teufel seine Macht 
verloren.“ Ein Satz, der wieder einmal zeigt, dass an 
Märchen doch immer etwas Wahres dran ist.

Wenn ich also vor die Wahl gestellt bin, mich zwi­
schen einem möglichen Bekenntnis zum schlechten 
Geschmack oder der Furcht zu lachen entscheiden 
zu müssen, dann ist meine Wahl eindeutig: Her mit 
dem Popcorn und her mit der DVD!

Fun Fact für alle Fans von Sherlock und Dr. Strange:
In einer kleinen Nebenrolle taucht auch Benedict 

Cumberbatch als Verhandlungsführer auf….
Susanne Sommer 
ZDPol 

FEUILLETON

Darf man über Terrorismus lachen? Darf man sich 
über Islamisten und Djihadisten lustig machen?

FOUR LIONS

FOUR LIONS
Regie: 
Chris Morris
Großbritannien
2010

FEUILLETON

Vielleicht haben Sie schon bemerkt, dass die hier 
abgedruckten Filmkritiken seit einigen Ausgaben 
von der gleichen Film-Liebhaberin verfasst wer-
den.

Unsere Autorin mit der Vorliebe für Filme und 
Serien fernab des Mainstreams heißt SUSANNE 
SOMMER. Gewissermaßen hauptberuflich ist die 
49-Jährige seit 2013 beim Zentraldienst der Poli-
zei des Landes Brandenburg für Vergabemanage-
ment und Ausschreibungen zuständig. Wenn sie 
gerade nicht Vergabeunterlagen prüft oder Filme 
für die Leser der info110 auf Unterhaltungstaug-
lichkeit testet, singt Susanne Sommer im Chor, 
schreibt gelegentlich Reiseführer oder übernimmt 
Lektorate. In Ihrer Freizeit macht sie ganz beson-
ders gern Dinge, die so gar nichts mit ihrem Job 

»Allemal besser als das
Dschungel-Camp …«

zu tun haben. Das ist dann nicht selten die 
Film(be)schau und hier haben es ihr ganz beson-
ders die Streifen angetan, die man eher nicht im 
Fernsehen zu sehen bekommt. Seit 20 Jahren ist 
Susanne Sommer treue Besucherin des Fantasy-
Film-Festivals, hier gibt es Animes, Krimis und 
Historisches zu sehen. Filme die aus dem Rah-
men- der gängigen Abendunterhaltung- fallen. 
Das merkt man zuweilen auch an der Auswahl 
der hier vorgestellten Filme – eines verbindet 
diese dann aber doch. Es geht immer um Verbre-
chen, Gefahren und PolizistInnen in allen er-
denklichen Lebenssituationen. Wer also Spaß an 
etwas anderer Filmunterhaltung hat und dabei 
dem polizeinahen Themenpotpourri treu bleiben 
möchte, dem seien fortlaufend die Empfehlungen 
unserer Filmkritikerin ans Herz gelegt. 

Filmkritikerin
Susanne Sommer
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FAKE NEWS
Die größten Falschmeldungen 
in Geschichte und Gegenwart

FEUILLETON

verleiten soll. Fabian spannt den 
(begrenzten) Bogen von der Nach­
kriegspropaganda über Religion und 
Aberglaube bis hin zu wirtschaftli­
chen und politischen Folgen. Au­
genscheinlich legte er dabei den 
Schwerpunkt auf die Phänomene 
der Weltwirtschaftskrise, die er als 
einzige Erscheinung gründlich ana­
lysiert hat. (So viel zu dem span­
nenden Untertitel des Buches „Die 
größten Falschmeldungen der Ge­
schichte“) Um den Bogen zur Ge­
genwart wiederherzustellen, wur­
de schließlich nahezu übergangs­
los auf den Wahlkampf des Donald 
Trump umgeschwenkt.

Dem heutigen (Fach-)Publikum 
wäre es genug gewesen, sich mit 
dem Fazit ab Seite 200 zu beschäf­
tigen. Das ist ungefähr der Text­
umfang einer „SPIEGEL“- oder 
„STERN“-Reportage. Die vom 
Autor geforderte Kenntnis histo­
rischer Vorgänge kann man eben 
nicht in einem Taschenbuch nahe­
bringen, und genau das war mein 
„Kaufirrtum“. Sich selbst gegen 
solche Falschinformationen oder 
das Erwecken falscher Erwartun­
gen zu immunisieren, ist eine ak­
tuelle Aufgabe. 

 „Enkeltrick“, falsche Gewinn­
versprechen, falschen Polizisten… 
– die Palette ist groß. Das Spek­
trum reicht im täglichen Dienst 
bis zum angeblichen oder tatsäch­
lichen Ansprechen von Kindern, 
welches eifrig per sozialer Netzwer­
ke verbreitet wird. Die genaue Ab­
wägung zwischen Glaubhaftigkeit 
und Misstrauen gehört zum Grund­
handwerkszeug jedes Polizisten, das 
üblicherweise nicht an einer Schu­
le, auch keiner Hochschule, vermit­
telt werden kann.
Lutz Miersch
Polizeidirektion Süd

se zwingend erforderlich sind, um 
die Tragweite dieser Methoden zu 
erfassen.

Da der Autor die Saite mit der Ge­
schichte nun einmal angeschlagen 
hatte, setzte zumindest bei mir na­
türlich das gesamte Orchester ein. 
Ich interessiere mich seit vielen Jah­
ren für Geschichtliches. Gerade in 
der Militärgeschichte läuft sofort das 
„Kopfkino“ an. Das schließt die so­
fortige Ernüchterung mit ein, da of­
fenbar meine Erwartungen an den 
Umfang der Darstellung zu hoch 
waren. Festzustellen ist zunächst, 
dass insbesondere in der Militärli­
teratur das Thema Desinformation 
als nachrichtendienstliche Metho­
de seit nunmehr fast 3.000 Jahren 
üblich, praktiziert und Bestandteil 
der „reinen Lehre“ ist. Man muss 
nicht zwingend Sun Tzu aus dem 
vierten Jahrhundert vor Christus ge­
lesen haben, er wird ständig in allen 
Methodik-Abhandlungen bis hin 
zu Clausewitz und Gehlen zitiert. 
Spektakuläre gesellschaftliche Ent­
wicklungen, Diktaturen und Krie­
ge wurden durch Fake-News, also 
gezielten Fehlinformationen, be­
gründet, geführt und gewonnen. 
Große Namen der internationalen 
Geschichte finden wir in den Urhe­
bern solcher Methoden, von Riche­
lieu über Macciavelli bis zum Haus 
Rothschild, die wiederum Vorbild 
für nachrichtendienstliche Metho­
den bis in die heutige Zeit waren.

Unabhängig davon, ob die Ver­
breitung durch Sgraffito im alten 
Rom, Moritatensänger im Mittel­
alter, Börsenkurse seit der Renais­
sance bis heute oder durch ein 
Smartphone erfolgte, alle folgen 
demselben Muster. Es wird durch 
ständige Präsenz und Wiederholung 
der Eindruck von Wahrhaftigkeit 
erweckt, der zu Fehlhandlungen 

Ja, ich gebe es zu: Ich bin 
genauso darauf herein­
gefallen, wie viele ande­
re Käufer des Buches. Ei­
ne Layout-Kombination 
aus einem aktuellen The­

ma und der Abbildung eines Jesui­
ten-Kollegs ergibt einen reizvol­
len Kontrast. Die Erwartung einer 
historischen Herleitung lag na­
he. Selbst eine ausgeprägte Skep­
sis konnte mich nicht davon ab­
halten, den „Zehner“ für dieses 
rund 200 Seiten starke Büchlein 
auszugeben. Trifft doch der Autor 
durchaus den Nerv der Zeit. Nicht 
nur in unserem Beruf stellt die er­
höhte Geschwindigkeit, mit der 
Fehlinformationen beispielswei­
se durch soziale Netzwerke und 
elektronische Medien verbreitet 
werden, eine besondere Heraus­
forderung dar.

Der studierte Historiker, Germa­
nist und Philosoph Frank Fabian, 
der seinen Ruf als Fernsehjournalist 
für das ZDF begründete, führt uns 
über eine typische Propagandame­
thode der 1950er Jahren in die Ma­
terie ein. Sehr plakativ, aber gera­
de deswegen auch für den Stil auf­
schlussreich. Er selbst betont, dass 
umfassende Geschichtskenntnis­
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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

hier sind Sie nun am Ende des Heftes und damit in 
unserer Knobelecke angelangt. Zur Entspannung gibt 
es zum Schluss einige Aufgaben zu lösen. Konzent­
ration bitte, wer richtig rätselt und seine Lösungsvor­
schläge an uns schickt, kann gewinnen.  

Beim Sudoku müssen in jedem dick umrahmten Käst­
chen die Zahlen 1 bis 9 so verteilt werden, dass sie 
in jeder Zeile und Spalte jeweils nur einmal vorkom­
men. Gesucht ist die Ziffer in der Mitte des Zahlen­
quadrates. 

Weiter geht es mit Bilderrechnen: Welche Zahl muss 
welchem Symbol zugeordnet werden, damit das an­
gegebene Ergebnis stimmt? Gleiche Zahlen bedeu­
ten gleiche Symbole. 

Immer noch nicht genug? Dann wird noch gezählt, 
aber unter erschwerten Bedingungen. Wie viele Schild­
kröten sind insgesamt abgebildet? 

Ihre Lösungsvorschläge (drei Rätsel) schicken Sie uns 
bitte per Brief oder E-Mail an die Redaktion:

Ministerium des Innern und 
für Kommunales 
Redaktion info110
Henning-von-Tresckow-Straße 9-13
14467 Potsdam
info110@mik.brandenburg.de

Als Gewinn winken wieder drei Bücher, die der Re­
daktion als Rezensionsexemplare zur Verfügung ge­
stellt wurden. Einsendeschluss ist der 2. August 2020. 
Das Los entscheidet. 

Soduko

Bilderrechnen

Schildkröten zählen
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